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Vorbemerkung der Schriftleitung 

Seit dem Inkrafttreten des Strafvollzugsgesetzes sind nunmehr über zehn Jahre vergangen. 
Das ist zwar noch kein Zeitraum, der es erlaubte oder gar rechtfertigte, schon jetzt eine Bilanz zu 
ziehen, was das Gesetz gebracht oder nicht gebracht, inwieweit es die Vollzugspraxis verändert 
hat. Denn die Verwirklichung eines solchen, für den Strafvollzug gänzlich neuen Gesetzes, das 
ja in Teilen erst noch in Kraft gesetzt werden muß, erfordert beharrliche Arbeit, viel Geduld und 
einen langen Atem. Gleichwohl bietet jenes Jubiläum einen willkommenen Anlaß, im Rückblick 
auf die ersten zehn Jahre nach den Erfahrungen mit dem Strafvollzugsgesetz zu fragen und im 
Ausblick Überlegungen zur weiteren Entwicklung des Strafvollzugs auf der Grundlage dieses 
Gesetzes anzustellen. Deshalb ist das vorliegende Heft schwerpunktmäßig dem Thema 

Zehn Jahre Strafvollzugsgesetz 

gewidmet. Im einzelnen befassen sich damit Beiträge, die zu jenem Thema aus unterschiedli­
cher praktischer und theoretischer Sicht Stellung nehmen. Der SChriftleitung ist hierbei daran 
gelegen, einen möglichst umfassenden Eindruck von den vielfältigen Bestrebungen und Vor-

, stellungen des Strafvollzuges der späten achtziger Jahre im Lichte und auf der Grundlage des 
. Strafvollzugsgesetzes zu vermitteln. 
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Zehn Jahre Strafvollzugsgesetz 
- Das Gesetz im Rückblick-
Klaus Meyer 

Ein Rückblick auf den Werdegang und die weitere Ent­
wicklung des Strafvollzugsgesetzes weckt gegensätzliche 
Erinnerungen. "Das Gesetz hat sich bewährt", hat die 
Justizministerkonferenz in diesem Jahr erklärt1) und daran 
erinnert, daß das Strafvollzugsgesetz seit dem Januar 1977 
mit fünf ergangenen Änderungen 2) die rechtliche Grundlage 
des Strafvollzuges bildet. Es mindert jedoch nicht die Be­
deutung des Gesetzes und auch nicht das Verdienst derje­
nigen, die an den Kompromissen des Gesetzes mitgewirkt 
haben, wenn in einen Rückblick auch diejenigen Zielvorstel­
lungen einbezogen werden, die nicht oder nur in einge­
schränkter oder abgewandelter Form in das Gesetz aufge­
nommen wurden. Schließlich bleibt einleitend zu bemerken 
daß auch die damals in das Gesetz aufgenommenen Ziel~ 
setzungen nicht sämtlich verwirklicht worden sind. Dies zei­
gen nicht zuletzt die aus finanziellen Gründen erfolgten Än­
derungen durch Artikel 22 des 2. Haushaltsstrukturgesetzes 
vom 22.12.1981 3) Je nachdem, ob sich der Rückblick auf 
die Aufgabe richtet, dem Vollzug der Freiheitsstrafe nach 
mehreren vergeblichen Versuchen eine gesetzliche Grund­
lage zu geben, oder auf die bei Beginn der Gesetzgebungs­
arbeiten hoch gespannten Erwartungen auf eine grundle­
gende Reform, werden die Erinnerungen verschieden 
ausfallen müssen. 

Dieser Rückblick orientiert sich an Ausgangslage, Zielset­
zung und Ergebnissen der Gesetzgebungsarbeiten. Er 
knüpft an eine 1973 vorgestellte Abgrenzung des 
Regierungsentwurfs gegenüber anderen Vorschlägen 4) an 
und versucht, in Fortführung der damaligen Systematik Aus­
gangslage, Zielsetzung und Ergebnisse jeweils in den Ge­
staltungsbereichen Zuteilung der Verurteilten an den Voll­
zug, Unterbringung und Gewahrsam, soziale Integration 
und rückfallmindernde Behandlung darzustellen. 

I. Die Ausgangslage 
Als Zeitpunkt des Beginns der Gesetzgebungsarbeiten 

ist die konstituierende Sitzung der Strafvollzugskommission 
am 5. Oktober 1967 anzusetzen. Zwar waren schon mit den 
Materialien zur Strafrechtsreform rechtsvergleichende Ar­
beiten zum Strafvollzugsrecht vorgelegt worden S). Die 
damaligen Reformarbeiten gingen jedoch davon aus, daß 
die Strafvollzugsreform erst Schlußstein der Strafrechtsre­
form sein könne und ihr nicht vorausgehen dürfe 6). Die 
Strafrechtsreformarbeiten waren 1967 in ein entscheiden­
des Stadium getreten. Die Beratungen zum 1. und 2. Straf­
rechtsreformgesetz bestimmten den bevorstehenden Ab­
schluß der Strafrechtsreform. Dringlicher geworden war die 
Neugestaltung des Strafvollzuges auch durch Unzuläng­
lichkeiten, die namentlich bei den Vorkommnissen in der 
Untersuchungshaftanstalt Hamburg ("Glocke") und in der 
psychiatrischen Abteilung des Vollzugskrankenhauses in 
Köln ("Klingelpütz") zu Tage getreten waren. 

1. Oberbelegung 

Die Verhältnisse in den VOllzugsanstalten waren bei Be­
ginn der Kommissionsarbeiten schon seit längeren Jahren 

von der Überbelegung bestimmt. Erschwerend wirkte sich 
aus, daß durch die im Strafsystem vorgegebene Einteilung 
in Zuchthaus, Gefängnis und Haft sonst nicht notwendige 
Differenzierungen vorgenommen werden mußten. 

Die Überbelegung lockerte sich auf, nachdem die Maß­
nahmen des 1. Strafrechtsreformgesetzes vom 25. Juni 
1969 7) gegriffen hatten. Mit einer Ausweitung der Geldstra­
fen und der Strafaussetzung zur Bewährung hatte das Ge­
setz zu einer Einschränkung der kurzen Freiheitsstrafe ge­
führt. Der Strafvollzug erhielt damit eine für die Fortentwick­
lung und Reform genutzte Atempause. Doch schon bald 
setzte erneut ein Anstieg der Belegung ein, der etwa Mitte 
der siebziger Jahre wieder zu einer Überbelegung zahlrei­
cher Anstalten führte. 

2. Strenge Vollzugsgestaltung 

Soweit die Überbelegung überhaupt eine Vollzugsgestal­
tung zuließ, war die Behandlung der Gefangenen von stren­
gen Grundsätzen bestimmt. Zwar wurde die Verordnung 
über den Vollzug von Freiheitsstrafen und von Maßregeln 
der Sicherung und Besserung, die mit Freiheitsentziehung 
verbunden sind, vom 14. Mai 19348) nicht mehr angewandt. 
Nach Artikel 2 dieser Regelung war in Abänderung der Voll­
zugsgrundsätze von 1923 die Freiheitsentziehung so zu ge­
stalten, "daß sie für die Gefangenen ein empfindliches Übel 
darstellt und auch bei denen, die einer inneren Erziehung 
nicht zugänglich sind, nachhaltige Hemmungen gegenüber 
der Versuchung, neue strafbare Handlungen zu begehen, 
erzeugt". Die am 1. Dezember 1961 als bundeseinheitliche 
Verwaltungsvorschrift der Länder eingeführte Dienst- und 
Vollzugsordnung, die die zum Teil voneinander abweichen­
den nach 1945 erlassenen Vollzugsordnungen der Länder 
abgelöst hatte, orientierte die Gestaltung des Vollzuges 
nicht an der Übelszufügung. Sie knüpfte allerdings in der 
Vollzugszielbestimmung auch nicht wieder an die aus­
schließlich an der Resozialisierungsaufgabe ausgerichtete 
Regelung der Vollzugsgrundsätze von 1923 9) an, sondern 
wies in Nr. 57 dem Vollzug die Aufgabe zu, "die Allgemein­
heit zu schützen, dem Gefangenen zu der Einsicht zu ver­
helfen, daß er für begangenes Unrecht einzustehen hat und 
Wille und Fähigkeit des Gefangenen, künftig ein gesetzmä­
ßiges und geordnetes Leben zu führen, zu stärken". Die 
Rechtsprechung sah den Zweck des Strafens darin, "den 
Rechtsbrecher mit dem Freiheitsentzug als einem nachhal­
tigen und empfindlichen Strafübel zu treffen und dadurch 
das Abschreckungs-, Vergeltungs-, Sühne- und Besse­
rungsziel der Bestrafung herbeizuführen"10). In der Dienst­
und Vollzugsordnung kam dies insbesondere in den Rege­
lungen über den strengen Anfangsvollzug zum Ausdruck 
sowie in dem System der sog. Vergünstigungen 11), die als 
Reste des im übrigen nicht wieder belebten Stufenstrafvoll­
zuges überliefert worden waren. Ausgehend von einem 
besonders im Vollzug der Zuchthausstrafe strengen, sechs 
Monate andauernden Anfangsvollzug mit einem sehr einge­
schränkten Lebenszuschnitt durfte den Gefangenen eine 
Verbesserung ihrer Lebensverhältnisse nur "bei guter Füh­
rung, anhaltendem Fleiß und Sorgfalt in der Arbeit, vor allem 
soweit sie einen Schluß auf die positive Mitarbeit zulassen, 
in allmählich zunehmendem Maße" gewährt werden 12). 

Zu diesen das Leben der Gefangenen einschränkenden 
Regeln kam die Verpflichtung der Bediensteten hinzu, die 



Gefangenen außerhalb ihrer Hafträume ständig unter Auf­
sicht zu halten. Während der Jugendstrafvollzug in § 91 Ab­
satz 3 JGG bereits seit 1953 über eine gesetzliche Grundla­
ge für Lockerungen des Vollzuges verfügte, fehlten für Lok­
kerungen und offenen Vollzug im Bereich des Strafvollzu­
ges an Erwachsenen entsprechende Rechtsgrundlagen, so 
daß sich die Strafvorschriften über die Gefangenenbefrei­
ung als ein strenger Gestaltungsgrundsatz auswirkten 13) 

Ausnahmen hiervon, namentlich Urlaub aus der Haft oder 
Freigang, erschienen nach einer bis dahin herrschenden 
Auffassung nur auf der Grundlage eines EinzeIgnadener­
weises zulässig. Der in den zwanziger Jahren als Endstufe 
der Progression an einigen Orten praktizierte geloCkerte 
und offene Vollzug war nach 1945 nur noch ausnahmsweise 
(z. B. Gustav-Radbruch-Haus in Frankfurt) 14) wieder ent­
standen. Für die Erreichung der Schuldeinsicht wurde 
grundsätzlich eine ununterbrochene Strafvollstreckung als 
notwendig angesehen, so daß auch aus dieser Sicht ein Ur­
laub aus der Haft oder Freigang als systemwidrig erschien 
und nur als Ausnahme in Betracht kam. 

3. Obergang von der Desintegration zur sozialen 
Integration 

Schon vor Beginn der Gesetzgebungsarbeiten ließen sich 
Zeichen des übergangs von einer Ausschließung der 
Gefangenen aus der Gesellschaft zu einer beginnenden 
Eingliederung erkennen. Zwar galt noch weitgehend die im 
19. Jahrhundert überhaupt vorherrschende Maxime der 
Ausgliederung, wie sie etwa in dem 1854 erschienenen Kri­
minallexikon von Jagemann formuliert worden war: Mit dem 
"innersten Wesen der Zuchthausstrafe" lasse sich 
rechtsgeschäftliche Tätigkeit des Gefangenen nicht verein­
baren, der "ruhige Verlauf und die tiefere Bedeutung der 
Strafe" würden durch eine Einbeziehung des Gefangenen in 
das Rechts- und Erwerbsleben gestört 15). Eine Entschei­
dung des Kammergerichts aus dem Jahre 1965 brachte 
zum Ausdruck, der Freiheitsentzug führe zu einer Ein­
schränkung der Rechte des Gefangenen, so daß ihm unein­
geschränkt nur noch ein Recht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit zustehe 16). Auf dieser Linie lag auch die für 
eine Verwaltungsvorschrift überraschende Bestimmung der 
damals geltenden Nr. 93 der Dienst- und Vollzugsordnung, 
"daß der Ertrag der (Gefangenen-) Arbeit in die Staatskasse 
fließt", ebenso die Regelung der Nr. 166, daß die Eheschlie­
ßung eines Gefangenen von der Genehmigung der Auf­
sichtsbehörde abhängig sei. 

Auf der anderen Seite hatte jedoch die Auffassung an Bo­
den gewonnen, daß der Strafvollzug einer gesetzlichen 
Grundlage bedürfe, weil die Rechtskonstruktion eines 
besonderen Gewaltverhältnisses nicht ausreiche. Die Erin­
nerung von Wagenitz gegen Ende des 18. Jahrhunderts 17) 

und die Forderung von Freudenthai in der Rektoratsrede 
von 1909 zeitigte langsam Früchte 18). Das Bundesverfas­
sungsgericht stellte in der Entscheidung vom 14.3.1972 
fest, daß die Grundrechte der Strafgefangenen nur durch 
Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes eingeschränkt wer­
den können 19). Im Hinblick auf Rechtsverhältnisse außer­
halb des Vollzugs war bedeutsam, daß einige Länder (Nord­
rhein-Westfalen seit 1954, Hessen seit 1958) die Strafgefan­
genen zu den Landtagswahlen zugelassen hatten 20) Ande­
re Länder folgten 21). Im Bereich der sozialen Sicherung war 
bereits 1957 die Regelung der Reichsversicherungsord-
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nung entfallen, daß die Rente aus der Arbeiterrentenversi­
cherung ruht, wenn der Empfänger Freiheitsentzug von 
mehr als einem Monat verbüßt 22). 1963 war die Unfallversi­
cherung der Gefangenen eingeführt worden 23). Die Dienst­
und Vollzugsordnung enthielt bereits eine Regelung über 
die Aufrechterhaltung der Sozialversicherung der Gefange­
nen, allerdings nur mit dem Inhalt, daß der Gefangene über 
die Möglichkeiten und Vorteile der freiwilligen Weiterversi­
cherung belehrt werden sollte und daß Beiträge aus der - al­
lerdings geringen - Arbeitsbelohnung beschafft werden 
dürften 24). 

4. Rückfallminderung durch strenge Behandlung 

Nach Abschluß der Kommissionsarbeiten ist die neue 
Konzeption oft als "Behandlungsvollzug" bezeichnet und 
einem früheren "reinen Verwahrvollzug" gegenübergestellt 
worden. In der Vereinfachung dieser Gegenüberstellung 
liegt die Gefahr, die Ebenen von Konzeption und Realität zu 
vertauschen, denn hierbei wurde übersehen, daß der bei 
Beginn der Gesetzgebungsarbeiten praktizierte Strafvoll­
zug seiner Konzeption nach ebenfalls in Anspruch nahm, 
den Gefangenen zu einem gesetzmäßigen und geordneten 
Leben zu führen 25). Daß dies vornehmlich durch strenge 
Maßnahmen erreicht werden sollte, war eine auch sonst zu 
beobachtende Eigenart vollzugsspezifischer Behandlungs­
formen 26). Jedenfalls sollte der Gefangene nicht sich selbst 
überlassen ausschließlich Gegenstand einer Verwahrung 
sein. In der praktischen Durchführung mag sich namentlich 
wegen der Personalknappheit und der überbelegung die 
Verwirklichung der Konzeption häufig auf die Durchsetzung 
strenger Maßnahmen beschränkt haben. Es soll jedoch 
nicht übergangen werden, daß auch die Dienst- und Voll­
zugsordnung eine Reihe von Regelungen über die Erwach­
senenbildung enthielt, und daß damals mit den zur Verfü­
gung stehenden Mitteln versucht wurde, den Erziehungs­
und Bildungsaufgaben zu entsprechen 27) 

11. Zielsetzung 

Die Klärung der Zielvorstellungen fand im wesentlichen in 
der 1967 von dem damaligen Bundesminister der Justiz, 
dem späteren Bundespräsidenten Gustav Heinemann be­
rufenen Strafvollzugskommission unter Leitung ihres Vorsit­
zenden, Professor Rudolf Sieverts, statt 28). Sie faßte ihre Er­
gebnisse jeweils in Grundsätzen zusammen, legte 1969 
Vorschläge für Reformmaßnahmen vor Inkrafttreten eines 
Strafvollzugsgesetzes vor 29) und verabschiedete 1971 den 
Kommissionsentwurf eines Strafvollzugsgesetzes 30). Wei­
tere Impulse gingen von den Empfehlungen des Juristenta­
ges 1970 aus 31) und von dem Alternativentwurf eines Straf­
vollzugsgesetzes 32). Die Abschaffung der Disziplinarmaß­
nahmen des harten Lagers und der Kostschmälerung wurde 
nicht zuletzt durch die am 19. Oktober 1973 vom Ministerko­
mitee des Europarates verabschiedete Neufassung der 
Mindestgrundsätze für die Behandlung der Gefangenen ge­
fördert 33). Die für die Durchführung des Strafvollzuges zu­
ständigen Landesjustizverwaltungen kamen in mehreren 
Sondersitzungen des Strafvollzugsausschusses der Länder 
zu Wort. 

Nach der Verabschiedung des Regierungsentwurfs am 5. 
Juli 1972, erneuter Beschlußfassung für die 7. Wahlperiode 
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am 12. Januar 1973 und dem ersten Durchgang im Bunde­
rat am 23. Februar 1973 wurde das Gesetz am 19. Oktober 
1973 in den Bundestag eingebracht und dem Sonderaus­
schuß für die Strafrechtsreform als federführendem 
Ausschuß und dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
zur Mitberatung überwiesen. Nach der 2. und 3. Lesung 
wurde das Gesetz am 1. November 1975 mit den Stimmen 
der Koalitionsparteien angenommen. Der Bundesrat 
beschloß in der Sitzung am 28. November 1975 den Vermit­
lungsausschuß anzurufen. Auf der Grundlage des Berichts 
des Vermittlungsausschusses wurde das Gesetz am 20. 
Februar 1976 im Bundesrat beschlossen. 

Im folgenden können nur einige der Zielvorstellungen er­
wähnt werden, vorzugsweise solche, die mit den Grundent­
scheidungen des Gesetzes im Zusammenhang stehen. 

1. Zur Zuteilung der Gefangenen an den Strafvollzug 

In der Strafrechtsreform wurde zum Zeitpunkt des 
Beginns der Kommissionsarbeiten davon ausgegangen, 
daß die kurze Freiheitsstrafe vollständig abgeschafft oder 
nur zurückgedrängt werden sollte. Als weniger problema­
tisch wurden damals lange Strafen angesehen; diese ka­
men dem Behandlungsgedanken eher entgegen. Die von 
der Strafvollzugskommission bei der 1. Arbeitstagung ver­
abschiedeten Empfehlungen schlugen vor, die Vollstrek­
kung von Freiheitsstrafen unter sechs Monaten überhaupt 
zur Bewährung auszusetzen und sie nur im Widerrufsfall 
und nur zusammen mit Freiheitsstrafen, die insgesamt die 
Mindestlänge von sechs Monaten überschritten, zu voll­
strecken. Die Kommission hat bei der 5. Arbeitstagung diese 
Vorschläge nochmals hervorgehoben und bestätigt 34). Sie 
wurden jedoch nicht übernommen. 

Die damals in Aussicht genommene Einführung der Un­
terbringung in einer sozialtherapeutischen Anstalt war für 
die Fortentwicklung des Strafvollzuges in dreifacher Hin­
sicht von besonderer Bedeutung: Durch die vorgesehene 
relativ unbestimmte Unterbringungszeit sollte im Erwachse­
nenvollzug erstmals eine Kongruenz von Behandlungs­
und Vollzugszeit hergestellt werden; die Unterbringung 
setzte anders als die anderen Formen des Freiheitsentzu­
ges eine vom Gericht festzustellende Eignung des Gefan­
genen für die sozialtherapeutische Behandlung voraus; in­
nerhalb des Justizvollzuges sollte ferner erstmals in weitem 
Umfang ein Instrument moderner Behandlungsmethoden 
zur individuellen Behandlung rückfallgefährdeter Straffälli­
ger zur Verfügung stehen. 

Zu den den Strafvollzug berührenden Formen des Straf­
rechts trat der Versuch, die Überbelegung durch Strafvoll­
streckungs- und Strafvollzugsvorschriften zu steuern. 
Unter dem Eindruck der damaligen Verhältnisse ist in das 
Strafvollzugsgesetz das Überbelegungsverbot des § 146 
aufgenommen worden, das durch eine zugleich verabschie­
dete Ergänzung der Strafprozeßordnung (§ 455a StPO) 
praktikabel gemacht werden sollte. Durch diese Regelun­
gen sollte auf der einen Seite den Vollzugsbehörden unter­
sagt werden, von vorübergehenden Ausnahmen abgese­
hen, mehr Gefangene als zugelassen in die Anstalten auf­
zunehmen. Zugleich sollte die Anstaltsbelegung durch Mög-

lichkeiten der Strafunterbrechung und des Strafaufschubs 
unter bestimmten Voraussetzungen gesteuert werden dür­
fen. 

2. Zur Unterbringung und zum Gewahrsam 

Die Strafvollzugskommission forderte in Übereinstim­
mung mit den Mindestgrundsätzen für die Behandlung der 
Gefangenen 35), den Verurteilten im Vollzug nur solchen Be­
schränkungen zu unterwerfen, die mit dem Freiheitsentzug 
unvermeidbar verbunden sind und sich aus seiner Verpflich­
tung ergeben, an der Erreichung des Vollzugsziels tätig mit­
zuwirken 36). Ein angemessener Lebenszuschnitt sollte allen 
Gefangenen deshalb von Beginn an zustehen. Diese Ziel­
vorstellung formulierte die Kommission bereits in der 2. Sit­
zung Anfang 1968, unterstrich sie später und setzte sie An­
fang 1969 in ihren Vorschlägen für Reformmaßnahmen vor 
Inkrafttreten des Strafvollzugsgesetzes um 37). Dies führte 
zu den 1969/1970 in Kraft gesetzten Änderungen der 
Dienst- und Vollzugsordnung, die u.a. das bis dahin gelten­
de Vergünstigungssystem durch ein System von Maßnah­
men der Betreuung und Förderung ersetzte. In das Strafvoll­
zugsgesetz ist dementsprechend der Ausgleichsgrundsatz 
(§ 3 Abs. 1) aufgenommen worden. Zahlreiche andere Vor­
schriften über die Ausstattung des Haftraumes, den persön­
lichen Besitz, den Einkauf, die Freizeitbeschäftigung, den 
Bezug von Zeitungen und Zeitschriften, über Hörfunk und 
Fernsehen und den Besitz von Gegenständen für die Frei­
zeitbeschäftigung 3B) sind im wesentlichen entsprechend 
den Vorschlägen der Strafvollzugskommission in das Ge­
setz aufgenommen worden. 

Die Strafvollzugskommission löste den Vollzug ferner von 
der bis dahin herrschenden Vorstellung, daß Freiheitsstrafe 
bewachter Freiheitsentzug bedeuten müsse. An die Stelle 
der Bewachung sollte namentlich in den offenen Anstalten 
ein auf freiwilliger Disziplin der Gefangenen beruhendes 
Vollzugssystem treten. Entsprechend forderte die Kommis­
sion, den offenen Vollzug, Lockerungen des Vollzuges und 
Urlaub als Mittel, nachteiligen Folgen des Freiheitsentzuges 
entgegenzuwirken, immer anzuwenden, soweit dies nach 
dem Grad der Gefährlichkeit des Gefangenen verantwortet 
werden könne und nicht zu befürchten sei, daß er sie miß­
braucht, um sich dem Vollzug der Freiheitsstrafe zu entzie­
hen 39). Im Kommissionsentwurf ist dementsprechend für die 
Verlegung in den offenen Vollzug eine zwingende Regelung 
vorgesehen worden. Die Entscheidung über die Lockerun­
gen des Vollzuges und den Urlaub aus der Haft stellte der 
Kommissionsentwurf dagegen - mit Ausnahme zur Vorbe­
reitung der Entlassung zu treffenden Maßnahmen - mit 
Rücksicht auf die notwendige Flexibilität der Vollzugsgestal­
tung in das Ermessen der Vollzugsbehörde. 

Die bindende Regelung für die Verlegung in den offenen 
Vollzug war im Gesetzgebungsverfahren bis zum Ende um­
stritten. Sie ist schließlich als Soll-Vorschrift zusammen mit 
einer bis 31.12.1985 laufenden Übergangsregelung (§ 201 
Nr. 1 StVollzG) verabSChiedet worden. 

3. Zur sozialen Integration 

Im Hinblick auf die Eingliederung der Gefangenen in das 
Erwerbs- und Sozialleben sind die Zielvorstellungen der 
Strafvollzugskommission durch Empfehlungen im internati-



onalen Bereich vorbereitet worden: Der Erste Kongreß der 
Vereinten Nationen über Verbrechensverhütung und Be­
handlung Straffälliger empfahl schon 1955, für die Arbeit der 
Gefangenen ein angemessenes Entgelt vorzusehen. Der 
Zweite Kongreß bekräftigte 1960 diesen Gedanken und hob 
besonders hervor, daß die Gewährung einer reinen Aner­
kennungsbelohnung an Gefangene, die produktive Arbeit 
leisteten, mit der gegenwärtigen Auffassung vom Strafvoll­
zug nicht zu vereinbaren sei. 

Diese Grundsätze sind im Laufe der Zeit allgemein akzep­
tiert worden. Die Probleme bei der Formulierung der Grund­
sätze und später bei der Gesetzgebungsarbeit bestanden 
daher weniger in einer Einigung über die Zielsetzung, son­
dern vielmehr darin, Wege und Regelungen zu finden, die es 
ermöglichten, den weiten Abstand von der gegebenen Lage 
zu einem befriedigenden Zustand zu überbrücken. Die Kluft 
bestand vor allem in den finanziellen Auswirkungen und in 
der Abhängigkeit des Arbeitsentgelts sowie der Sozial- und 
Arbeitslosenversicherung von den tatsächlichen Arbeitsver­
hältnissen in den Anstalten, die sich von normalen Arbeits­
verhältnissen nicht zuletzt durch eine hohe Fluktuation der 
Arbeitskräfte und durch hohe Anteile an ungelernten Kräften 
unterschieden. Hinzu trat, daß die Arbeit in der Anstalt nicht 
allein dem Erwerb dienen sollte, sondern zugleich auch Auf­
gaben der Einübung in das Arbeitsleben und der Fortbildung 
übernehmen sollte. 

Die Ergebnisse eines längeren Prozesses der Zielfindung 
stellen sich in den Regelungen des Strafvollzugsgesetzes 
dar: Als Arbeit sollte wie außerhalb des Vollzuges nur wirt­
schaftlich ergiebige Tätigkeit angesehen werden. Spezifi­
scher Bedarf des Vollzuges an anderen Beschäftigungsfor­
men sollte durch Ausbildung und Fortbildung, durch Arbeits­
therapie und als sonstige Beschäftigung zugelassen 
werden 40). Das Arbeitsentgelt sollte stufenweise erhöht 
werden. Zugleich wurden die noch hinsichtlich der gesetzli­
chen Sozialversicherung bestehenden Rechtsprobleme ge­
setzestechnisch gelöst: Eine gesetzliche Fiktion ließ an die 
Stelle des Arbeitsverhältnisses die nach dem Strafvollzugs­
gesetz zugewiesene und entgoltene Beschäftigung tre­
ten 41). Da als Bemessungsgrundlage für Beiträge und Versi­
cherungsleistungen das Arbeitsentgelt wegen seiner gerin­
gen Höhe nicht in Betracht kam, wurde eine Orientierung an 
einer sozialversicherungsrechtlichen Bemessungsgrund­
lage vorgesehen 42). 

4. Zur Rückfallminderung 

In der Zielfindungsdiskussion war die Aufgabe des Voll­
zuges, den Gefangenen zu befähigen, in sozialer Verant­
wortung ein Leben ohne Straftaten zu führen, von Unter­
schieden in der Formulierung abgesehen, im wesentlichen 
unbestritten. Gegenstand der Auseinandersetzung bildete 
dagegen die Frage, ob neben dieser Aufgabe weitere Auf­
gaben des Vollzuges in eine allgemeine Aufgabenbeschrei­
bung oder eine Vollzugszielregelung aufgenommen werden 
sollten. Namentlich von wissenschaftlicher Seite war bean­
standet worden, daß der Pluralismus der Strafzwecke keine 
Bindung der Vollzugsverwaltung ermöglichte 43). Auf der an­
deren Seite bestand das Problem eines Konfliktes zwischen 
den Regelungen des materiellen Strafrechts über die Straf­
verhängung und die Strafzumessung, die keine ausschließ-
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liche Bindung der Strafgerichte an das Resozialisierungsziel 
enthalten und einer vorrangigen Ausrichtung des Vollzuges 
an ein Vollzugsziel der Resozialisierung. 

Der vom Regierungsentwurf übernommene Kommissi­
onsvorschlag, die allgemeine Aufgabenbeschreibung des 
Vollzuges auf die Behandlung zu konzentrieren und hierbei 
das Ziel eindeutig auf die Resozialisierung festzulegen, wur­
de im weiteren Gesetzgebungsverfahren nicht akzeptiert. 
Der Bundesrat hatte vorgeschlagen, ausdrücklich auf den 
Zusammenhang der Vollzugsaufgabe mit den anderen Auf­
gaben der Strafrechtspflege hinzuweisen, ferner die Gewin­
nung der Einsicht, für Unrecht und Schuld einzustehen und 
den Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten als 
Aufgaben aufzuführen 44). Im Gesetz wurde schließlich die 
Resozialisierungsaufgabe als Vollzugsziel festgesetzt und 
durch die Sicherungsaufgabe ohne ausdrückliche Bewer­
tung einer Rangfolge ergänzt 45). 

Die gewünschte Ausweitung der rückfallmindernden Be­
handlung wurde indessen von dieser Zielbestimmung als 
von der Einführung der sozialtherapeutischen Anstalt und 
der Ausweitung der sozialtherapeutischen Behandlung er­
wartet 46). Neben dieser gesetzliCh nicht fixierten Hoffnung 
wurde versucht, in den Regelungen des Gesetzes der krimi­
nalitätsmindernden Behandlung eine gesetzliche Grundla­
ge zu geben. Neben dem Vollzugsziel (§ 2 Satz 1) und den 
Gestaltungsgrundsätzen (§ 3) sind hier namentlich die Re­
gelungen über die Behandlungsuntersuchung und den Voll­
zugsplan (§§ 6, 7) zu nennen. 

Der wesentliche Unterschied dieser Konzeption zu frühe­
ren Methoden der rückfallmindernden Behandlung besteht 
in der Absage an besondere vollzugsspezifische Strenge 
und in einer Öffnung zur vollen Breite der Behandlungsfor­
men, die für die Änderung abweichenden Verhaltens in Be­
tracht kommen 47). Die Individualisierung der Behandlung 
kam gegenüber früheren Entwürfen nicht zuletzt auch da­
durch zum Ausdruck, daß in den Entwurf keine Regelung 
mehr über die Gleichbehandlung der Gefangenen aufge­
nommen wurde, wie es noch § 50 der Vollzugsgrundsätze 
von 1923 und hieran anschließend der Entwurf von 1927 
vorsahen. 

111. Ergebnisse 
Ergebnisse des Gesetzgebungsverfahrens, die sich in 

den gesetzlichen Regelungen niedergeschlagen haben, 
sind - soweit sie hier berücksichtigt werden können - oben 
unter 11. dargestellt worden. Ergebnisse des Gesetzes als 
Veränderungen der Praxis aufzuzeigen, ist problematisch. 
Nicht jedes zeitliche Nacheinander kann als Kausalzusam­
menhang gewertet werden. Statistiken können nur Zahlen 
zeigen; der Zusammenhang von gesetzlichen Maßnahmen 
und Veränderungen der Praxis bedarf einer darüber hinaus­
gehenden Erklärung. Ferner besteht die Schwierigkeit, in 
ein so kompliziertes System, wie es der Strafvollzug dar­
stellt, mit einem Gesetzesbefehl verändernd einzugrei­
fen 48). Dies kann Erfolg haben, andere Faktoren können 
aber den Erfolg mitbestimmen oder vereiteln. Schließlich 
hängt vieles in der Gestaltung des Strafvollzuges von der 
Besetzung und der Ausstattung der Anstalten ab. Eine 
strenge Vollzugskonzeption hat es insoweit leichter: Organi-
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satorischer Aufwand, der in einem individualisierenden Sy­
stem von der Anstalt getragen werden muß und sich letztlich 
als zusätzliche Personalbelastung niederschlägt, kann in ei­
nem an der Strenge orientierten Vollzugssystem auf den 
Gefangenen verlagert werden. 

In der Effizienzdiskussion wirkt sich für den Vollzug nach­
teilig aus, daß die Aufmerksamkeit für die Wirksamkeit des 
Vollzuges sich ausschließlich auf die Rückfälligkeit und ihre 
Verminderung richtet 49) . Die diesem Rückblick zugrundege­
legte Einteilung in vier Gestaltungsbereiche - es sind auch 
andere Einteilungen denkbar - ist auch als Vorschlag zu 
verstehen, zu einer ausgeglicheneren Bewertung der Voll­
zugsergebnisse zu kommen. Zwar besteht zwischen den 
genannten Gestaltungsbereichen Abhängigkeit im Sinne 
einer Wechselwirkung. Die Verfolgung spezifischer Zielvor­
stellungen in den einzelnen Gestaltungsbereichen kann 
aber auch als Selbstzweck kriminalpolitisch verantwortet 
werden. Die Herabsetzung der Anstaltsbelegung ist zum 
Beispiel ein solches allgemeines kriminal politisches Ziel. In 
ähnlicher Weise sind die Entwicklung der Eigenverantwor­
tung der Gefangenen, der Abbau der kriminellen Subkultur 
in den Anstalten und die soziale Integration des Gefangenen 
Ziele, die als eigenständig anerkannt werden können. 
Selbst wenn sich Bemühungen um eine Normalisierung des 
Anstaltslebens, um eine Förderung des Verkehrs der Ge­
fangenen mit der Außenwelt, um eine Verbesserung des be­
ruflichen Ausbildungsstandes und eine Erhöhung der wirt­
schaftlichen Verantwortlichkeit des Gefangenen nicht nach­
weisbar in einer Verminderung der Rückfälligkeit nieder­
schlagen, werden damit andere gesetzlich anerkannte, kri­
minalpolitisch oder sozialpolitisch sinnvolle Ziele erfüllt. 

Mit einer deutlicheren Darstellung der Erfolge der Voll­
zugseinrichtungen in diesen Bereichen könnte auch eine 
v~rständliche Beunruhigung der Praxis abgelöst werden, 
die offenbar durch ein Mißverständnis wissenschaftlicher 
Methoden des Verwerfens oder Akzeptierens von Null­
Hypothesen eingetreten ist 50). Es muß der Unterschied be­
rücksichtigt werden, ob in einer wissenschaftlichen Arbeit 
eine Null-Hypothese verworfen oder akzeptiert oder ob über 
die Praxis einer Anstalt geurteilt wird. In der wissenschaftli­
chen Arbeit kann die Null-Hypothese - also z.B. die Annah­
me, daß keine Veränderungen durch eine bestimmte Maß­
nahme eingetreten sind - nur verworfen werden, wenn sich 
hierfür ausreichend empirische Belege finden. Anders die 
Beurteilung der Aufgabenerfüllung in einer Anstalt. Sie steht 
- jedenfalls bei der gegebenen Rechtslage - in einem kom­
plizierten Netz zahlreicher Aufgaben, nicht zuletzt einge­
bunden in das nur schwer zu operationalisierende System 
der Aufgaben der Strafrechtspflege. In diesem Zusammen­
hang lassen sich Aussagen über Aufgabenerfüllung nicht 
auf Grund der BeObachtung einer einzelnen Variablen tref­
fen, wie sie für wissenschaftliche Untersuchungen zulässig 
sein kann. 

Im folgenden können wie bei der Zielsetzung nur einige 
Ergebnisse angesprochen werden. Eine Übersicht über die 
Entwicklung von 1970 bis 1980, zum Teil auch darüber hin­
aus, findet sich in der von Dünkel und Rosner erarbeiteten 
Bestandsaufnahme 51). 

1. Freiheitsstrafe als "ultima ratio" 

Durch den Wegfall der materiell-rechtlichen Vorschriften 
über die sozialtherapeutische Anstalt 52) und die Ausdeh­
nung der Strafaussetzung ist der Vollzug der Freiheitsstrafe 
immer mehr das äußerste Mittel der Strafrechtspflege ge­
worden. Diese Entwicklung bringt für die Anstalten eine 
Konzentration von Problemfällen mit sich. Sie muß jedoch 
mit Rücksicht auf übergeordnete kriminalpolitische Zielset­
zungen begrüßt werden. Als günstig für den Strafvollzug hat 
sich jedoch eindeutig der Rückgang der Sicherungsverwah­
rung auf ein Drittel der Belegung von 1970 gezeigt 53). 

Der Rückgang der Gefangenen im Bereich der kurzen 
Freiheitsstrafe war dagegen nicht von langer Dauer. Zu der 
Überbelegung der letzten Jahre hat darüber hinaus noch 
wesentlich die Zunahme der Verurteilten im Bereich der län­
geren Freiheitsstrafe beigetragen. Das Überbelegungsver­
bot des § 146 StVollzG hat die Überbelegung nicht wesent­
lich steuern können. Allgemeine Zwecke der Strafrechts­
pflege und wohl eine als vorrangig empfundene Notwendig­
keit der nachdrücklichen Vollstreckung haben sich gegen­
über den Vollzugszwecken der Behandlung und Eingliede­
rung der Gefangenen als stärker erwiesen. Inzwischen 
scheint sich der Belegungsdruck jedoch wieder zu entspan­
nen. 

Motiviert durch die Überbelegung der Justizvollzugsan­
stalten und wohl auch durch eine verstärkte Aufmerksam­
keit gegenüber ungünstigen Auswirkungen überbelegter 
Anstalten sind in den letzten Jahren Alternativen zum Voll­
zug der Freiheitsstrafe stärker in das Gespräch gekommen. 
In einer Reihe von Projekten sind namentlich im Bereich der 
Jugendgerichtsbarkeit Erfahrungen gesammelt worden 54). 

Die Auswirkungen auf den Strafvollzug hängen jedoch da­
von ab, ob es gelingt, mit diesen Maßnahmen Verurteilte zu 
erreichen, die andernfalls in den Strafvollzug gelangen wür­
den. Sie können noch am deutlichsten bei denjenigen 
Projekten beObachtet werden, die es dem Verurteilten er­
möglichen, durch gemeinnützige Arbeit die Vollstreckung 
von Ersatzfreiheitsstrafen abzuwenden. 

2. Differenzierung des Gewahrsams und der 
Unterbringung 

Gegenüber der Ausgangslage zeigt sich, daß die Mittel 
der Gewahrsamsgewährleistung und die Formen der Unter­
bringung differenzierter geworden sind. Anders als die 
verbreitete gleichmäßige Bewachung und Unterbringung 
gegen Ende der sechziger Jahre reicht die Skala nunmehr 
von völlig offenen Formen des Vollzuges bis zu hoch gesi­
cherten Einrichtungen. 

Der offene Vollzug ist ausgeweitet worden. Ausgehend 
von der zu Beginn geringen Anzahl der Plätze im offenen 
Vollzug stellt sich der Fortschritt ansehnlich dar 55) . Die Skala 
reicht von regionalen Bereichen, in denen jeder geeignete 
Gefangene in einer offenen Vollzugsanstalt untergebracht 
werden kann - diese Ebene wird bei der zur Zeit gegebenen 
Zusammensetzung der Anstaltsbelegung offenbar erreicht, 
wenn 20 bis 35 Prozent der Haftplätze im offenen Vollzug 
zur Verfügung stehen - bis zu den Ländern, in denen der of­
fene Vollzug eher die Ausnahme bildet. Das 2. Haushalts­
strukturgesetz hat die Befristung der Übergangsvorschrift 



des § 201 Nr. 1 StVollzG gestrichon. f;O daß n\mmehr die 
Verlpgunn in den offenen Vollzug überhaupt von den vor­
handenen Plätzen abhängig gemacht w0rden kann. 

Die Ausbreitung freierer LebensformE'!I1 innerhalb über­
sichtlich gegliederter Anstalten des geschlossenen Vollzugs 
und nicht zuletzt die sich ausdehnende Unterbringung in 
Wohngruppen und anderen Formen der Differenzierung 
muß zu der Frage führen, ob die mit dem offenen Vollzug 
beabsichtigte Verminderung der nachteiligen Auswirkungen 
des Freiheitsentzuges nicht auch im geschlossenen Vollzug 
erreicht werden kann. Diese Frage wird indessen nur eine 
Bestandsaufnahme klären können. Anders stellt sich dage­
gen die Entwicklung im Bereich des Urlaubs dar. Nach den 
günstigen Erfahrungen hat sich der Urlaub aus der Haft zu 
der am meisten angewandten Lockerungsmaßnahme ent­
wickelt. Trotz der Zunahme ist der Mißbrauch die Ausnahme 
geblieben. Dies schließt nicht aus, daß in spektakulären Fäl­
len Kritik an der Beurlaubung geübt wird. Nachhaltige Kritik 
kommt in der letzten Zeit aus dem kriminalpolitischen Be­
reich selbst: Es ist von einer "inflationären Entwicklung" ge­
sprochen worden, die zu einer überprüfung Anlaß gegeben 
hat 56). 

3. Rechtsstellung des Gefangenen 

Im Bereich der Integration der Gefangenen in das 
Rechts-, Erwerbs- und Sozialleben stehen Fortschritte in 
einigen Bereichen der Stagnation der Entwicklung in ande­
ren Bereichen gegenüber. Die Auffassung, daß der im Voll­
zug der Freiheitsstrafe befindliche Verurteilte hierdurch 
nicht aus der Rechtsgemeinschaft ausgegliedert ist, wird 
nicht mehr in Frage gestellt. Innerhalb des Strafvollzuges ist 
die allgemeine und berufliche Bildung ausgebaut worden. 
Der Ausbau der Straffälligenhilfe hat zur Gründung von 
Sonderfonds zur Entschuldung von Straffälligen und in 
manchen Ländern zu flächendeckenden AnlaufsteIlen ge­
fLihrt 57). 

Aus finanziellen Gründen stagniert jedoch die Fortent­
wicklung im Bereich des Arbeitsentgelts unter Einbeziehung 
der Gefangenen in die Kranken- und Rentenversicherung. 
Mit der Inkraftsetzung des Strafvollzugsgesetzes wurden 
zugleich die Gefangenen in die Arbeitslosenversicherung 
einbezogen. Dagegen stehen der Erhöhung des Arbeitsent­
gelts und der Kranken- und Rentenversicherung der Gefan­
genen trotz entsprechender Entwürfe in der 8. und 9. Wahl­
periode noch immer unüberwindbare finanzielle Hindernis·· 
se entgegen 58). 

4. Neuorientierung der rückfallmindemden Behandlung 

Im Gestaltungsbereich "rückfallmindernde Behandlung" 
sind ebenfalls Fortschritte und Stagnation zu beobachten. 
Zwar führte die allgemeine Reformbegeisterung Anfang der 
siebziger Jahre in verhältnismäßig kurzer Zeit zur Gründung 
sozialtherapeutischer Modellanstalten. Leider setzte sich 
die Entwicklung nicht in dem anfänglichen Tempo fort, so 
daß es zu der erhofften Ausweitung der sozialtherapeuti­
schen Behandlungsmethoden auf den gesamten Vollzug 
nicht gekommen ist. Durch das Gesetz zur Änderung des 
Strafvollzugsgesetzes vom 20.12.1984 wurde schließlich 
die sozialtherapeutische Anstalt als Maßregel der Besse­
rung und Sicherung abgeschafft. Beibehalten wurde 

9 

dagcqen im wesentlichen auf der GrundluqfJ der bpreits in 
Kraft gesetzten Hegelungen des Strafvo!lzugsgesetzes die 
sozialtherapeutische Anstalt als eine büsondere Form des 
Vollzuges der Fr8ihf:!itsstrafe 59) Dif; hierdurch entstandlme 
Gefahr eines Vakuums im Bereich dAr Behandlun~Jskon­
zeptionen ist zumindest zu einem Teil durch Modelle 
aufgefangen worden, die meistens unter der B€·zoichnung 
"Soziales Training" mit Schulungen und übungen gezielt 
diejenigen Lebensprobleme anzugehen suctlen, von denen 
im Alltag eine Rückfallgefährdung ausgeht 60). 

Der entgegen den früheren Erwartungen in betrachtli­
chem Umfange beibehaltene Vollzug kurzer Freiheitsstra­
fen ist zum Anlaß genommen worden, ein Modell des Kurz­
strafenvollzuges zu entwickeln, das die im Strafvollzugsge­
setz zur Verfügung gestellten Möglichkeiten des Freiganges 
und des freien Beschäftigungsverhältnisses nutzt, um den 
schädlichen Auswirkungen der kurzen Freiheitsstrafe zu be­
gegnen 61 ). 

In diesen als Beispiele aufgeführten Bestrebungen 
bewährt sich einerseits die Abstinenz des Strafvollzugsge­
setzes in Methodenfragen und die Phantasie und Flexibilität 
der Vollzugspraxis, auf neue bei den Gesetzgebungsarbei­
ten noch nicht vorhergesehene Situationen zu reagieren. 

Abschied vom Behandlungsvollzug? 

Die Bezeichnung Behandlungsvollzug wurde nach dem 
Ende der Kommissionsarbeiten, also erst verhältnismäßig 
spät, geprägt. Sie wird häufig als Kurzformel für die neue, 
zusammen mit den Gesetzgebungsarbeiten entstandene 
Vollzugskonzeption benutzt. In der Praxis trägt dieser 
Begriff auch heute noch förderungswürdige Maßnahmen 
und die Motivation der Beteiligten. Dieser Einsatz darf nicht 
mit irrealen Vorstellungen verwechselt werden, die jetzt 
mehr und mehr als aus einer "Behandlungseuphorie" ent­
stammend kritisiert werden. Auf der anderen Seite besteht 
kein Anlaß, sich gegen einen neuen sinnvollen Wortge­
brauch zu wenden. In diesem Zusammenhang ist das Wort 
"Chance" genannt worden 62). Die Wendungen "Chancen 
zu geben" und "Chancen wahrzunehmen" passen mögli­
cherweise besser auf den Strafvollzug als der Begriff der 
Behandlung, der, obwohl er bereits in den Vollzugsgrund­
sätzen von 1923 und auch später benutzt wurde, immer 
noch der ärztlichen Tätigkeit entlehnt erscheint. Mit dem 
Strafvollzugsgesetz und seiner Entstehungsgeschichte las­
sen sich beide Begriffe vereinbaren. 

Schwerer hiermit in Einklang zu bringen ist dagegen eine 
Tendenz, bei Vollzugsentscheidungen die Strafzwecke zu 
berücksichtigen 63). In diesem Rückblick können die damit 
zusammenhängenden Fragen nur gestreift werden. Noch 
ist auch die Reichweite und Tiefe dieser Entwicklung nicht 
voll abzuschätzen: Treibt die Entwicklung wieder zu einem 
völligen Vollzugszweckpluralismus oder zu einer Wiederbe­
lebung früherer vollzugsspezifiSCher strenger Behand­
lungsformen oder geht es vielmehr um die Aufarbeitung ei­
nes ungelöst gebliebenen Konflikts zwischen dem Recht der 
Strafbemessung und den Vorschriften über die Behandlung 
im Vollzuge? Die Aufarbeitung des Konflikts kann sich auf 
Vollzugs maßnahmen mit Außenwirkung ohne überwa­
Chung wie Urlaub und Freigang beschränken. Nur sie be-
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rühren den Freiheitsentzug, dessen Länge sich nach den 
Vorschriften des Strafrechts richtet. Für die 
Vollzugsgestaltung innerhalb der Anstalten besteht dieser 
Konflikt nicht. Es wäre deshalb für eine Konfliktlösung nicht 
notwendig, auf Vollzugsentscheidungen ohne Außenwir­
kung die allgemeinen Strafzwecke sich auswirken zu las­
sen. Das Bundesverfassungsgericht hat auf das besondere 
Spannungsverhältnis zwischen den allgemeinen Straf­
zwecken und der Gewährung von Regelurlaub hingewie­
sen 64) und damit einen Weg gezeigt, einen Bruch mit der 
bisherigen Entwicklung zu vermeiden. Denn zu einem Ab­
schied von der Konzeption, den Strafvollzug so auszuge­
stalten, daß er nicht durch gleichförmige Strenge gekenn­
zeichnet ist, sondern durch individuelle Hilfen zur Rückfall­
verminderung beiträgt, hat die bisherige Entwicklung keinen 
Anlaß gegeben. Sie steht im Einklang mit den Mindest­
grundsätzen für die Behandlung der Gefangenen, die davon 
ausgehen, daß der Strafvollzug über das Notwendige für 
den Freiheitsentzug und für die zur Resozialisierung führen­
de Behandlung hinaus keine weiteren Beschränkungen her­
beiführen soll. In mehreren Untersuchungen sind Erfolge im 
Sinne einer Verminderung der Rückfälligkeit nachgewiesen 
worden 65). Die Konzeption hat sich bisher nicht voll entfalten 
können. Sie sollte die Chance erhalten, auch die weitere 
Entwicklung zu begleiten. 

Anmerkungen 
1) Beschluß der Justizminister und -senatoren der Länder vom 18. Sep­

tember 1986 in Mainz. Der Beschluß enthält ferner den Auftrag an den Straf­
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Erfahrungen der Praxis mit dem 
Strafvollzugsgesetz 
Harald Preusker 

I. Die neue Aufgabe: Behandlung statt 
Verwahrung 

Mit dem 1977 in Kraft getretenen Strafvollzugsgesetz fin­
den die jahrhundertealten Bemühungen, die Strafen und 
das Strafen zu rationalisieren, ihren vorläufigen Abschluß. 
Kriminalpolitisch vorbereitet wurde dieses Gesetz durch 
frühere Strafrechtsreformgesetze, durch welche die kurze 
Freiheitsstrafe zurückgedrängt, die Strafaussetzung zur 
Bewährung ausgedehnt und das Maßnahmerecht verbes­
sert wurde. Insgesamt fand eine Gewichtsverlagerung von 
der Generalprävention zur Spezialprävention statt. 

Das Strafvollzugsgesetz setzt voll auf Behandlung und 
befindet sich damit auch in übereinstimmung mit der Recht­
sprechung des Bundesverfassungsgerichts, das zuneh­
mend deutlich gemacht hat, daß Strafe als Selbstzweck, 
Strafe allein als Akt der Vergeltung, aber auch ein bloßer 
Verwahrvollzug mit dem Menschenbild unserer Verfassung 
nicht vereinbar wäre. Das Strafvollzugsgesetz kann auch 
nicht als Rechtfertigung für bloßen Pazifizierungs-, Verwöh­
nungs- oder Versorgungs vollzug dienen, im Gegenteil: ein 
solcher Vollzug würde das Gesetz schwer verletzen. 

11. Wie sieht es nun mit der Umsetzung 
des Strafvollzugsgesetzes in der 
Praxis aus? 

1. Humanisierung - Uberalisierung -
Behandlungsvollzug 

Das Reformziel ist vom Gesetzgeber klar ausgesprochen: 
Wichtigste Aufgabe des Vollzuges ist demnach, alles Men­
schenmögliche zu tun, um der Strafe einen positiven Sinn zu 
geben, d.h. konkret: den Gefangenen dazu zu bringen, in 
Zukunft keine Straftaten mehr zu begehen. In den früheren 
Jahrzehnten war die Humanisierung und Liberalisierung 
des Strafvollzuges das zentrale Reformanliegen. Es ging 
darum, unmenschliche Zustände zu beseitigen und die Frei­
heitsentziehung für den Gefangenen erträglicher zu gestal­
ten. Der Behandlungsauftrag des Strafvollzugsgesetzes hat 
demgegenüber eine völlig andere Qualität. Die humane 
Ausgestaltung des Vollzuges sollte heute selbstverständli­
ches Pflichtprogramm sein. Die eigentliche Aufgabe des 
Strafvollzuges, nämlich die Wiedereingliederungschancen 
des Gefangenen zu verbessern, hat primär nichts damit zu 
tun, die Haft erträglicher, angenehmer oder kurzweiliger zu 
gestalten. Im Gegenteil: Bei der Erfüllung dieses Auftrages 
haben sich bloße Hafterleichterungen nicht selten als päda­
gogisch sinnlos erwiesen. Es war und ist ein ganz böser Irr­
tum, den Behandlungsauftrag des Strafvollzugsgesetzes 
als Auftrag oder zumindest als Rechtfertigung für bloße 
Hafterleichterungen zu verstehen. 

Ein anderer, weitverbreiteter Irrtum ist, daß jeder Gefan­
gene behandelt werden müsse. Dabei wird vergessen, daß 
nur notwendige Behandlung zulässig ist. Bei nicht wenigen 
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Gefangenen ist die Strafe als solche ausreichend warnende 
und abschreckende Eliahrung. In der Praxis stürzen sich die 
engagierten Behandler jedoch mit Vorliebe gerade auf diese 
nicht behandlungsbedürftigen Gefangenen, weil diese so 
zugänglich, freundlich und erfolgversprechend behand­
lungswillig sind. 

2. Das soziale Fundament ist (noch) nicht tragfähig 

Die Einstellung zum Straftäter ist bei der Mehrheit unse­
rer Bevölkerung und auch bei unseren Mitarbeitern ge­
prägt vom Vergeltungsgedanken und daher vorwiegend 
repressiv. Je näher man dem Opfer ist, desto aggressiver ist 
das Bedürfnis, dem Straftäter weh zu tun, je näher man dem 
Täter steht, urn so größer ist das undifferenzierte Mitleid und 
das Bedürfnis zu helfen. Allerdings wird Hilfe noch viel zu oft 
als Almosen für den armen Sünder und nicht als gezielte 
Chancenverbesserung zur Wiedereingliederung verstan­
den. Strafen als Vergeltung, als Rache, aber auch als De­
monstration von Stärke und Macht ist sicherlich eine ange­
borene Abschreckungs- und überlebensstrategie des Men­
schen. Die Geschichte des Strafrechts und des Strafvollzu­
ges ist deshalb auch die Geschichte der Rationalisierung 
dieses weitgehend irrationalen, weil auf soziale oder psychi­
sche Vernichtung des Betroffenen gerichteten, Strafver­
ständnisses. Es bedarf also nicht nur einer Reform der Ge­
setze, sondern vor allem einer Reform der Gefühle und Ein­
stellungen.Sinn staatlichen statt privaten Strafens sollte ja 
gerade sein, von diesem archaischen Verständnis von Stra­
fe wegzukommen. Maßstab für diejenigen, die das staatli­
che Strafmonopol wahrnehmen, darf demnach nicht die 
Stimmung auf der Straße oder die Akzeptanz in der Bevöl­
kerung sein; sonst müßte die Hoffnung auf Verwirklichung 
des Strafvollzugsgesetzes begraben werden. 

Heute, zehn Jahre nach dem Inkrafttreten des Strafvoll­
zugsgesetzes, sind die Zielsetzungen und Grundsätze des 
Strafvollzugsgesetzes immer noch weitgehend unbekannt. 
Und zwar nicht nur in der Bevölkerung, sondern - was be­
sonders bedauerlich ist - auch bei vielen Richtern, Staats­
anwälten, Polizisten und Verteidigern. Die Medien befassen 
sich mit dem Strafvollzug dann, wenn es gilt, entweder über 
prominente Gefangene oder über besondere Vorkommnis­
se wie Ausbrüche, Meutereien, Hungerstreiks und fragwür­
dige Lockerungsentscheidungen zu berichten. Berichte 
über die Probleme und Zielkonflikte, mit denen die Praxis 
tagtäglich zu kämpfen hat, wenn sie sich bemüht, der 
Freiheitsstrafe einen positiven Sinn zu geben, sind - von 
einigen Fachzeitschriften abgesehen - viel zu selten. Die 
beachtlichen Bemühungen der Vollzugsbehörden, durch ei­
gene, offensive Offentlichkeitsarbeit "gegenzuhalten" , 
müssen angesichts dieser zunehmend negativen Presse 
des Behandlungsvollzuges weiter verstärkt werden. 

3. Kritik am Behandlungsauftrag 

Da die alten Vollzugsprinzipien allenfalls wanken aber 
noch lange nicht weichen, steht der Behandlungsauftrag 
des Gesetzes nach wie vor auf sehr tönernen Füßen. Ein 
Grund dafür ist auch die auf das Strafvollzugsgesetz seit 
seinem Inkrafttreten einhämmernde Kritik. Und zwar Kritik 
von allen Seiten. Den einen geht der Inhalt des Strafvoll­
zugsgesetzes viel zu weit und sie befürchten - wie etwa 
Grunau (Juristische Rundschau 1977, S. 71 ff.) -,daß durch 

die großzügigen Lockerungsmöglichkeiten die Sicherheit 
der Bevölkerung gefährdet und der Rückfall durch leichtes 
Entweichen eher gefördert als verhindert werde. Diese 
Befürchtung hält sich hartnäckig, obwohl sie durch die über­
wiegend guten Erfahrungen der vergangenen Jahre längst 
entkräftet sein sollte (vgl. auch Böhm NStZ 1986, 201). An­
dere extreme Kritiker halten das Strafvollzugsgesetz für völ­
lig unzureichend, weil es nicht die Abschaffung der Gefäng­
nisse regelt (z.B.: Freiheit statt Strafe. Plädoyers für die 
Abschaffung der Gefängnisse. Hrsg. von Kurt Ortner, F/M 
1981). Diese zum Teil mal3lose Kritik aus den verschieden­
sten Richtungen hat zu einer Lähmung oder zumindest zu 
einer starken Behinderung der Umsetzung des Gesetzes 
geführt. Sicherlich nicht zur Stabilisierung des Behand­
lungsgedankens trägt es bei, wenn aus Polizeikreisen, von 
Richtern und Staatsanwälten Kritik am Behandlungsvollzug 
geübt wird. 

Auch die Tendenz zu höheren Freiheitsstrafen bei mittle­
rer und schwerer Kriminalität deutet an, daß der Behand­
lungsauftrag des Strafvollzuges im Gefüge der Justiz die er­
forderliche wohlwollende Unterstützung noch nicht gefun­
den hat. Möglicherweise ist dies die Folge einer Mentalität, 
die etwa so zum Ausdruck kommen könnte: "Das ist doch 
sowieso keine Strafe mehr. Bei diesem Strafvollzug muß 
man noch höhere Strafen geben, sonst bekommt der Verur­
teilte doch morgen schon wieder Urlaub". Auch die Polizei 
macht gegen den Behandlungsvollzug mobil. Da schreibt 
der Bundesvorsitzende des Bundes Deutscher Kriminalbe­
amter, Resozialisierungsbemühungen bei Schwerverbre­
chern seien nutzlos. Durch die übersteigerte Betonung des 
Resozialisierungsgedankens werde zunehmend der Siche­
rungs- und Sühnezweck der Strafe vergessen. Damit förde­
re der Staat die Tendenz des Bürgers zur Selbstjustiz. Statt 
dessen wird ein geordneter, straffer Strafvollzug gefordert, 
der seine Resozialisierungsbemühungen nicht nutzlos bei 
Berufs- und Gewohnheitsverbrechern, sondern verstärkt 
bei Jugendlichen und Erwachsenen ansetzt, die eine günsti­
ge Prognose aufweisen (vgl. Stuttgarter Nachrichten vom 
12. Januar 1984). Dieser Rundumschlag gegen den Be­
handlungsvollzug, sowenig durchdacht er sein mag, triffl die 
Stimmung vieler Polizeibeamter und weiterer Kreise der Be­
völkerung. Diese Auffassung läßt einen weiteren grundle­
genden Irrtum erkennen. Dem StrafvOllzugsgesetz geht es 
nicht darum, Gefangene, die eine günstige Prognose auf­
weisen, intensiv zu behandeln. Das wäre, etwas pointiert 
ausgedrückt, ebensowenig sinnvoll, wie die medizinische 
Intensivbehandlung eines Gesunden. Sondern es geht ge­
rade um die prognostisch Ungünstigen, denn gerade diese 
bedürfen einer intensiven Behandlung, da sie sonst mit grö­
ßerer Wahrscheinlichkeit rückfällig und damit eine erhebli­
che Gefahr für unsere Mitbürger darstellen würden. 

4. Der "neue"Gefangene 

Unser Verhältnis zum Gefangenen ist nach wie vor erheb­
lich gestört. Für die Strafvollzugspraxis war es nicht ganz 
einfach, erkennen und akzeptieren zu müssen, daß der 
Gefangene nach dem Strafvollzugsgesetz eine Rechtsper­
sönlichkeit geworden war. Er - der Gefangene - ist nicht 
mehr einer, der zu "spuren" hat, sondern einer, der Forde­
rungen stellt und auf seine vom Gesetz eingeräumten Rech­
te pocht mit der Folge, daß genau dieses Verhalten bis in die 
heutige Zeit als Ansprüchlichkeit, Ungeduld und nicht selten 



als Charaktermangel ausgelegt wurde und wird. Nicht nur 
die Praxis, sondern auch die Rechtsprechung bewegten 
sich anfangs nur zögernd und mit viel Wenn und Aber in 
Richtung auf ein gesetzes- und verfassungskonformes Ver­
ständnis von der Rechtspersönlichkeit des Strafgefange­
nen. Nach wie vor stehen Anstaltsanpassung, Disziplinar­
wünsche. Sicherheits- und Ordnungsprinzipien im Vorder­
grund. 

Andererseits wird der Straftäter von nicht wenigen als ein 
Opfer einer unmenschlichen Justiz in einer unmenschlichen 
Gesellschaft gesehen. Nimmt es wunder, daß viele Straftä­
ter solche abwegigen Wertungen begierig aufnehmen und 
gern in diese Opferrolle schlüpfen? Leider findet man in den 
Medien, aber auch in der Fachliteratur immer wieder Beiträ­
ge, die einer solchen Pervertierung der Opferrolle Vorschub 
leisten. 

Insgesamt ist die steigende Flut von Veröffentlichungen 
über den Strafvollzug wenig hilfreich. Hinter wichtigtueri­
schen und möglichst kompliziert dargestellten Inhalten, Me­
thoden und Modellen verbergen sich allzu häufig Trivialitä­
ten. Für die Praxis ist das Chaos dessen, was als Behand­
lungskonzeption angeboten wird, kaum noch zu übersehen 
und schon deshalb ungeeignet. 

5. Verwaltungs vorschriften 

Die Verwaltungsvorschriften zum Strafvollzugsgesetz 
machen deutlich, welchen Kompromißcharakter das Straf­
vollzugsgesetz doch eigentlich hat. Durch diese Verwal­
tungsvorschriften wird der Wille des Gesetzgebers vielfach 
relativiert und in einigen Fällen auch nahezu in sein 
Gegenteil verkehrt. 

Durch die Verwaltungsvorschriften sollte natürlich auch 
gewährleistet werden, daß in einer behutsamen übergangs­
phase nach Möglichkeit nichts Spektakuläres passiert. Im 
Ergebnis haben die Verwaltungsvorschriften jedoch bis zum 
heutigen Tage dafür gesorgt, daß die Vorstellungen des Ge­
setzgebers in einigen Bereichen praktisch nicht zur Geltung 
gekommen sind. Es wird darauf ankommen, inwieweit diese 
Verwaltungsvorschriften über die Gewöhnungs- und Über­
gangsphase hinaus eine restriktive Handhabung des 
Strafvollzugsgesetzes zementieren oder ob es mit Hilfe der 
Rechtsprechung gelingen wird, diese Bremsfunktion der 
Verwaltungsvorschriften zu verringern. Immerhin haben die 
Strafvollstreckungskammern und die zuständigen Strafse­
nate der Oberlandesgerichte in den letzten Jahren nicht we­
nige Verwaltungsvorschriften für rechtswidrig erklärt. 

6. Terrorismus und Oberbe/egung 

Auch der immer brutaler werdende Terrorismus der sieb­
ziger Jahre und die ersten inhaftierten Terroristen haben die 
Bemühungen, den Behandlungsauftrag des Strafvollzugs­
gesetzes in die Praxis umzusetzen, stark behindert. Die 
nach dem kollektiven Selbstmord von Baader, Raspe und 
Ensslin im Oktober 1977 in der Strafvollzugsanstalt Stutt­
gart-Stammheim einsetzende Sicherheitshysterie lähmte 
für viele Jahre viele gute behandlungsorientierte Ansätze. 
Als sich Anfang der achtziger Jahre auch in diesem Bereich 
eine gewisse Normalität eingestellt hatte, kamen die Jahre 
der Oberbelegung der Vollzugsanstalten. Auch in dieser 
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Zeit konnte der Behandlungsgedanke kaum tiefere Wurzeln 
schlagen, da die überbelegung völlig neue Probleme brach­
te. Die Arbeitskraft der Vollzugsbediensteten wurde in jenen 
Jahren hauptsächlich dafür benötigt, die schädlichen Fol­
gen und Gefahren, die mit diesen z.T. rechtlich und tatsäch­
lich unerträglichen Zuständen verbunden waren, zu be­
kämpfen. Nachdem seit etwa einem Jahr die Gefangenen­
zahlen erfreulich zurückgegangen sind, ist erstmals seit In­
krafttreten des Strafvollzugsgesetzes ein Zustand erreicht, 
in dem alJf breiter Front weitgehend unbehindert an der Um­
setzung des Behandlungsgedankens gearbeitet werden 
könnte. 

7. Zwischen allen Stühlen: die Vollzugsbediensteten 

Die Motivation der Vollzugsbediensteten wurde durch die 
Kritik aus allen Richtungen nicht gerade gefördert. Jeder 
verlangt von den Vollzugsbediensteten etwCls anderes: 

Die einen wünschen sich Permissivität, die anderen er­
zieherischen Leistungsdruck. Die einen verlangen Güte und 
Zuwendung im Umgang mit den Gefangenen, die anderen 
Distanz und Mißtrauen. Die Grundsatzfragen des Vollzuges 
bleiben unbeantwortet. Die Bediensteten machen sich auf 
all das ihren eigenen Reim. Das Schwanken zwischen 
Resignation und Engagement führt nicht selten zu einem 
Dienst nach Vorschrift ohne innere Beteiligung. Das mag an 
unrealistischen und praxisfremden Lernzielen in der Ausbil­
dung oder daran liegen, daß klare politische Leitlinien und 
konkrete Orientierungshilfen durch den Anstaltsleiter und 
die Aufsichtsbehörden fehlen. Die Qualität der Ausbildung 
steht jedenfalls im krassen Widerspruch zu den Anwen­
dungskompetenzen der Vollzugsbediensteten. Eine ausbil­
dungsadäquate Verwendung ist nicht gewährleistet, da die 
Vollzugspraxis noch weit von dem der Ausbildung zug run­
deliegenden Idealvollzug entfernt ist. Eine ausbildungsad­
äquate Verantwortung wird selten übertragen, da in der 
Hierarchie insbesonderer größerer Anstalten der Berufsan­
fänger häufig jahrelang völlig untergeordnete Tätigkeiten 
auszuüben hat. Man muß auch heute noch davon ausgehen 
und vielleicht auch akzeptieren, daß der größte Teil der Voll­
zugsbeamten an einem Behandlungsvollzug schon deshalb 
kein Interesse hat, weil dieser mehr von ihnen verlangt, als 
der traditionelle Verwahr- und Sicherheitsvollzug. Distanz 
ist hilfreich und einfach, Nähe ist anstrengend und bedroh­
lich. So nimmt es auch nicht wunder, daß die Vollzugsbe­
diensteten entgegen der eindeutigen gesetzlichen Rege­
lung mehrheitlich dafür sind, den Gefangenen das Fernse­
hen auf der Zelle zu gestatten. Das schafft Ruhe, auch für 
sie. 

111. Zwischendurch einige Thesen 

Die gegenwärtige Situation des Strafvollzuges könnte wie 
folgt zusammengefaßt werden: 

Der Gesetzgeber hat die Widerstände gegen einen so 
eindeutig auf Behandlung ausgerichteten Strafvollzug er­
heblich unterschätzt 

- Der Gesetzgeber hat andererseits die Behandlungsfähig­
keit und -willigkeit der Gefangenen überschätzt. 

- Die Formulierungen des Strafvollzugsgesetzes selbst 
und einige euphorische Kommentatoren dieses Geset-
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zes haben bei den Gefangenen völlig illusionäre Erwar­
tungen und eine darauf beruhende Anspruchshaltung ge­
weckt, die eine vernünftige pädagogische Einflußnahme 
zusätzlich erschweren. 

- Trotz der eindeutigen Formulierungen des Strafvollzugs­
gesetzes ist es deshalb bislang nicht gelungen, die Unsi­
cherheit über die Ziele und Aufgaben des Strafvollzuges 
bei den Mitarbeitern im Vollzug und in der Bevölkerung zu 
beseitigen. Da sich die neuen Ziele nicht durchsetzen 
konnten, ist es bislang überwiegend bei den alten Zielen 
geblieben. Dies bedeutet, daß das reibungslose Funktio­
nieren nach wie vor das ranghöchste Ziel des Strafvollzu­
ges ist. Guter Vollzug ist demnach der Vollzug, in dem 
"nichts passiert". Sicherheit und Ordnung, Sauberkeit, 
Ruhe und die Wirtschaftlichkeit der Betriebe sind auch 
heute noch die Maßstäbe, an denen die Vollzugsanstal­
ten gemessen werden. 

- Die Bereitschaft, ja sogar die Verpflichtung zum Risiko, 
z.B. bei Lockerungen, wird beteuert, aber nach wie vor 
wird jedes Lockerungsversagen als besonderes Vor­
kommnis behandelt. 

- Die Praxis ist hoffnungslos überfordert solange von ihr 
das Waschen des Pelzes verlangt wird, ohne denselben 
naß machen zu dürfen. Dies führt unausweichlich zu einer 
nachlassenden Risiko- und Verantwortungsbereitschaft 
und kann im Extremfall in Resignation enden. 

- Der Strafvollzug hat die erforderliche Akzeptanz im Ge­
füge der Justiz und der Polizeibehörden noch nicht gefun­
den. 

Nachdem der Schleier weggezogen ist, drängt sich mehr 
und mehr die Frage auf, ob wir ein weitgehend unbrauchba­
res Gesetz haben, weil seine großartigen Grundgedanken 
an der sozialen Wirklichkeit vorbeigehen. Die Frage kann 
nach den praktischen Erfahrungen heute mit einem ganz 
vorsichtigen "Nein" beantwortet werden. Bei allen aufge­
zeigten Unzulänglichkeiten und bei allen Schwierigkeiten 
mit der praktischen Umsetzung hat das Gesetz den Vollzug, 
wenn auch nicht dramatisch, so doch in vielen Punkten, po­
sitiv verändert. Allerdings sind auch Veränderungen 
erkennbar, die mit dem Gesetzesauftrag kaum zu vereinba­
ren sind. Aber es ist noch Zeit für Korrekturen, weniger des 
Gesetzestextes, als seiner Anwendung in der Praxis. Ob­
wohl das Strafvollzugsgesetz in allen Bundesländern gilt, 
gibt es doch sehr unterschiedliche Veränderungen und 
Entwicklungen nicht nur von Bundesland zu Bundesland, 
sondern auch von Anstalt zu Anstalt. Aus dieser Tatsache 
kann man schließen, daß die Intensität, mit der das Gesetz 
in die Praxis umgesetzt wird, sehr von den politischen Ent­
scheidungsträgern und den für die Praxis verantwortlichen 
Anstaltsleitern abhängig ist. 

IV. Fehlentwicklungen 
1. "Verrechtlichung" 

Das StrafvOllzugsgesetz hat die formale Rechtsposition 
des Gefangenen perfektioniert. Das ist sicher begrüßens­
wert; allerdings sind schädliche Nebenwirkungen nicht zu 
übersehen. 

Zunächst muß man feststellen, daß die formale perfekte 
RechtssteIlung und der lückenlose Rechtsschutz nicht dar­
über hinwegtäuschen dürfen, daß die tatsächliche Rechts-

situation des Gefangenen noch lange nicht seiner formalen 
Rechtsposition entspricht. Es ist auch äußerst zweifelhaft, 
ob im Gefängnis mit den darin bestehenden Abhängigkeits­
verhältnissen jemals eine totale Angleichung von geschrie­
benem an tatsächliches Recht möglich sein wird. Als ver­
hängnisvoll könnte sich aber eine Entwicklung erweisen, die 
man mit "Verrechtlichung" des Vollzugsgeschehens be­
zeichnen könnte. Viele Insassen haben sich darauf spezia­
lisiert, ihre Persönlichkeitsdefizite und Resozialisierungs­
schwierigkeiten lediglich als Rechtsprobleme zu begreifen 
und versuchen, diese unter Heranziehung von juristischer 
Literatur, Rechtsprechung, Kommentaren und Verteidigern 
"auf dem Rechtsweg" zu lösen. Im Extremfall führt dies 
dazu, daß sich der Kontakt zwischen Anstalt und Insasse auf 
den Austausch von Verfügungen und Beschwerden be­
schränkt. Die Gerichte sind an dieser EntwiCklung nicht 
ganz unschuldig, zumal sie für viele Entscheidungen Be­
gründungspflichten abverlangen, die weit über das hinaus­
gehen, was aus pädagogischen Gründen eigentlich gesagt 
werden dürfte. Das führt in der Praxis dazu, daß die Voll­
zugsbehörden, um ihre Entscheidung - z.B. eine Urlaubs­
ablehnung - "sicher" zu machen, alle negativen Fakten zu­
sammentragen und ein Bild des Gefangenen zeichnen, das 
nicht nur die letzte Urlaubsablehnung trägt, sondern dieses 
negative Bild für eine geraume Zeit zementiert. Hält diese 
Entwicklung an, besteht die Gefahr, daß ein großes Stück 
pädagogischer Flexibilität verloren geht. Die Praxis darf sich 
deshalb nicht auf den rein juristischen, bürokratischen, for­
mularmäßigen Umgang mit den Gefangenen abdrängen 
lassen, wenngleich die Versuchung gerade für Vollzugsju­
risten gelegentlich recht groß ist. Auch viele Rechtsanwälte 
verkennen in Strafvollzugssachen häufig ihre eigentliche 
Aufgabe, indem sie sich fleißig an dieser "Verrechtlichung" 
beteiligen, allerdings ohne sich die Mühe zu machen, sich in 
dieses Rechtsgebiet auch wirklich einzuarbeiten und 
konstruktiv am Vollzugsziel ihres Mandanten mitzuarbeiten. 

2. Unzureichende Individualisierung der 
Behandlungsmaßnahmen 

Wenngleich sich das Strafvollzugsgesetz auf Umfang und 
Qualität der Behandlungsangebote auch im geschlossenen 
Vollzug positiv ausgewirkt hat, beherrscht nach wie vor die 
Arbeitspflicht das gesamte Vollzugsgeschehen. Dabei wird 
der Erkenntnis, daß bei vielen Straftätern der Behandlungs­
schwerpunkt in ganz anderen Bereichen liegen müßte, zu 
wenig Rechnung getragen, z.B. bei Sexualstraftätern und 
bei Drogen- oder Alkoholabhängigen. Die Arbeit sollte nur 
solange als zentrales Ordnungs- und Erziehungsmittel Ver­
wendung finden, wie im Einzelfall keine notwendigere und 
nützlichere Behandlungsmaßnahme gefunden werden 
kann. Für den Straftäter aber, der ohne irgendwelche Pro­
bleme im Leistungsbereich sein Leben lang fleißig gearbei­
tet hat, muß der Schwerpunkt vernünftigerweise auf die Be­
handlung der kriminogenen Schwierigkeiten und Defizite 
gelegt werden, notfalls auch zu Lasten der Arbeitspflicht. 

Das Strafvollzugsgesetz verlangt, daß die Entlassungs­
vorbereitung praktisch mit der Aufnahme des Gefangenen 
in der Vollzugsanstalt beginnt. Es muß daher noch mehr als 
bisher während der gesamten Haftzeit auf eine möglichst ef­
fektive Gestaltung des Vollzuges und zwar im Sinne einer 
stärkeren Individualisierung geachtet werden. Das Einge-



hen auf den Einzelnen, seine Bedürfnisse, Wünsche, Nöte 
und Angste, ist zwar nach wie vor auch wegen der personel­
len Ausstattung nur unzureichend möglich, doch beginnt 
sich die Erkenntnis durchzusetzen, daß Gleichbehandlung 
als Standardbegründung für Ablehnungen in Wirklichkeit 
eben ein Alibi für tatsächliche Ungleichbehandlung ist. Es ist 
eben keine Gleichbehandlung, wenn man Analphabeten 
und Leseratten gleichermaßen verbietet, mehr als fünf Bü­
cher im Haftraum zu haben. 

V. Positive Veränderungen des 
Strafvollzuges 

1. Verbesserte Arbeitsbedingungen 
Allgemein kann man sagen, daß der Vollzug nach Inkraft­

treten des Strafvollzugsgesetzes viel Ballast abgeworfen 
hat. 

Aus zum Teil recht schwerfälligen, in uralten bürokrati­
schen, bisweilen auch paramilitärischen Traditionen verhaf­
teten Einrichtungen wurden nach und nach doch recht mo­
derne und effektive Verwaltungen, wenngleich auch hier 
noch manches verbessert werden könnte. Ballast war z.B. 
auch die Verpflichtung des allgemeinen Vollzugsdienstes 
zum permanenten Mißtrauen und zur konsequenten Ver­
meidung persönlicher Begegnungen mit Gefangenen. Ober 
Bord geworfen wurden auch zahlreiche unsinnige Regle­
mentierungen, Sicherheitsvorkehrungen und Kontrollauto­
matismen. Beobachtung, Beratung und Stärkung der Eigen­
verantwortlichkeit beginnen - wenn auch sehr zögerlich -
die früher übliche totale Versorgung und Reglementierung 
abzulösen. 

Dies hat zur Folge, daß die Strafvollzugspraxis etwas nä­
her an das Wesentliche herangekommen ist, nämlich an 
den Menschen, um den sich eigentlich alles drehen müßte. 
Der Vollzug hat ein menschlicheres Antlitz erhalten, die Be­
ziehungen zwischen Gefangenen und Bediensteten sind 
nicht mehr so stark von Angst belastet; Zugang ist grund­
sätzlich möglich geworden. 

2. Öffnung des Vollzuges 

Die sichtbarste Wirkung des Strafvollzugsgesetzes ist 
die öffnung des Vollzuges. Der Austausch zwischen drau­
ßen und drinnen hat eine völlig neue Qualität erreicht. Insbe­
sondere die mehreren hunderttausend Lockerungen, die 
jährlich im Bundesgebiet gewährt werden, haben die Gefan­
genen und damit den gesamten Vollzug wieder näher an die 
Gesellschaft herangeführt, die ihre Gefangenen bisher kon­
sequent hinter hohen Mauern versteckt hatte. 

Eine Folge der öffnung des Vollzuges ist das verstärkte 
Interesse vieler Mitbürger, als ehrenamtliche Mitarbeiter, 
Betreuer oder Beiräte am Behandlungsvollzug mitzuwirken. 
Diese sicherlich sehr positive Entwicklung bedarf jedoch 
sorgfältiger professioneller Betreuung und Anleitung. Sonst 
bleiben diese Mitbürger trotz der beachtlichen emotionalen 
Wucht, mit der sie in die Anstalten drängen, letztlich hilflose 
Helfer. Gerade die ehrenamtlichen Mitarbeiter und Betreuer 
müssen lernen, daß Hilfe jedenfalls nicht vorrangig zum Ziel 
haben darf, daß der Gefangene sich im Gefängnis wohler 
fühlt, sondern daß seine Chancen, nicht wieder hinein zu 
müssen, verbessert werden. 
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3. Entkrampfung und Befriedung 

Eine ganz wesentliche - wenn auch gelegentlich un­
freundlich interpretierte - Folge dieser Lockerungspraxis ist 
die erstaunlich rasche Befriedung des Vollzuges. Beson­
dere Vorkommnisse, wie Meutereien, Angriffe auf Bedien­
stete, Schlägereien unter den Gefangenen, sind deutlich 
zurückgegangen. Das in geschlossenen Anstalten früherer 
Prägung vorhandene Aggressionspotential ist gerade durch 
die Lockerungspraxis wesentlich entschärft worden. Wichtig 
ist auch die Tatsache, daß durch die öffnung des Vollzuges 
auch die Subkultur transparenter geworden ist und ihre ver­
heerenden Wirkmechanismen dadurch an Gefährlichkeit 
eingebüßt haben. Dennoch ist der oft gehörte Vorwurf nicht 
ganz unberechtigt, wonach der Strafvollzug durch die 
Lockerung und öffnung den Weg des geringsten Wider­
standes gehe und die Gefangenen lediglich "pazifiziere", 
indem man sie - wie Max Busch es einmal gesagt hat - "in 
den Urlaub jage". Busch spricht hier eine Gefahr an, der 
man ins Auge sehen muß. Deshalb ist es dringend erforder­
lich, die Entscheidungsfindung speziell bei Lockerungen, 
aber auch bei anderen Vollzugsmaßnahmen konzeptionell 
zu überdenken und Entscheidungsmuster zu finden, die 
nach Möglichkeit verhindern, daß Lockerungen zu reinen 
Vergünstigungen für Wohlverhalten oder zu taktischen 
Maßnahmen zur Vermeidung anstaltsinterner Schwierig­
keiten verkommen. 

4. Einbeziehung sozialer Bindungen 

Ein Reformschritt stellt - wenn auch vom Strafvollzugsge­
setz nicht ausdrücklich gefordert - die verstärkte Einbezie­
hung der Familie und anderer tragfähiger sozialer Bindun­
gen in das Vollzugsgeschehen dar. Hierzu gehören die ver­
besserten Kontaktmöglichkeiten (Besuche, Telefongesprä­
che, Lockerungen). Als konkretes Beispiel seien die "Lang­
zeitbesuche" in der VZA Bruchsal genannt. Hier können 
Ehefrauen und Familienangehörige in besonderen nicht 
nach "Knast" aussehenden oder riechenden Räumen für 
einen halben oder auch einen ganzen Tag zu Besuch kom­
men; eine überwachung findet nicht statt. Wichtig ist auch, 
daß Kinder mitgebracht werden können, die sich außerhalb 
des Besuchsraumes aufhalten und spielen können. 

über diese verbesserten Kontaktmöglichkeiten hinaus 
wird hier den Angehörigen auch ermöglicht, an der Planung 
und Durchführung von Vollzugsmaßnahmen mitzuwirken 
und an den hierfür eingerichteten Konferenzen teilzuneh­
men. 

5. Etwas Konkretes zum Schluß 

Der Regelvollzug nimmt den Behandlungsauftrag ernst 
und bemüht sich nach Kräften, positiv auf die Gefangenen 
einzuwirken und sie zur Aufgabe ihrer kriminellen Verhal­
tensweisen zu bewegen. Dies geschieht nicht nur mit 
Lockerungen, Vergünstigungen und Erleichterungen; im 
Gegenteil: 

Es wird von dem Gefangenen verlangt, daß er am Be­
handlungsziel mitarbeitet, 
daß er regelmäßig und ordentlich arbeitet, 
daß er seinen persönlichen Bereich, insbesondere seinen 
Haftraum und die ihm überlassenen Sachen in Ordnung 
hält, 
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daß er sich Mitgefangenen und Bediensteten gegenüber or­
dentlich benimmt, 
daß er über seine sozialen, familiären und fin<'mziellen Ver­
hältnisse umfassend Auskunft gibt, 
daß er Behandlungsangebote annimmt und mit Ernst und 
Anstrengungsbereitschaft bei der Sache ist, 
daß er über sein persönliches Schicksal. sl~ine Straftaten 
und seine Motive Auskunft gibt. 
?aß er Zukunftsvorstellungen, Hoffnungen, Wünsche und 
Angste offenlegt. 

Nur wer diesen Ansprüchen weitestgehend genügt, erhält 
Vertrauensvorschuß. Unterstützung, Anleitung und Bera· 
tung. Auch hier darf es nicht darum gehen, überangepaßte 
Gefangene zu erziehen, die dann in Freiheit doch wieder 
versagen. Lippenbekenntnisse und Versprechungen rei­
chen nicht aus, überzeugend sind allein tatsächliche An­
strengungen und Leistungen. Wer sich hartnäckig verwei­
gert und auch allen Motivierungsversuchen beharrlich wi­
dersteht, der bleibt eben für Behandlungsbernühungen un­
erreichbar. Da jedoch viele Gefangene mehr oder weniger 
bereitwillig am Vollzugsziel mitarbeiten, kommt es in der 
Praxis zu beachtlichen Ergebnissen. So tilgen in der offenen 
Abteilung der Vollzugsanstalt Aruchsal jährlich ca. 40 Frei­
gänger, die durchschnittlich mit über 10.000,-- DM verschul­
det sind, zusammen ungefähr 110.000,-- DM Schulden. 
Schulden, die ohne die Behandlungsmaßnahme .,offener 
Vollzug" nie getilgt würden. Am Ende einer einzigen solchen 
erfolgreichen Schuldenregulierung stehen ein oder mehrere 
befriedigte Gläubiger, der entschuldete Gefangene und eine 
verbesserte Chance tür einen Neubeginn ohne Straftaten. 
Das Ergebnis ist damit auch ein Stück wiederhergestellter 
sozialer Friede. ' 

VI. Ausblick 
Die Umsetzung des Strafvollzugsgesetzes ist ein äußerst 

dornenvoller Weg, auf dem die Vollzugspraxis noch nicht 
allzuweit vorangekommen ist. Neben der Reform des 
Rechts bedarf es auch der Änderung von Einstellungen und 
Gefühlen gegenüber dem Strafen und dem Straftäter. Diese 
Reform des Unsichtbaren ist Voraussetzung für eine effekti­
ve Reform des Sichtbaren. Ohne offensive Durchsetzungs­
strategien, ohne Mut und persönliches Risiko wird die Ge­
fahr größer, daß die lieformarbeit stecken bleibt, möglicher­
weise sogar reaktionäre Tendenzen die Oberhand gewin­
nen und das Stri.~fvollzugsgesetz zum Alibi für resozialisie­
rungsfeindlichp Vollzugsforrnel1 erniedrigt wird. Das darf 
nicht geschehen. 

----------------------

Wissenschaftliche Begleitung 
des Strafvollzugs unter 
besonderer Berücksichtung des 
Krirninologiscl7en Dienstes 
Gabrie/e Do/ele 

Einleitung 
In den 70er Jahren trat der Strafvollzug aus seinem wis­

senschaftlichen Schattendasein heraus und rückte in das 
Blickfeld von Kriminalpolitikern, Juristen, Sozialwissen· 
schaftlern und Pädagogen. Nicht nur die Wissenschaft, son­
dern auch die Öffentlichkeit begann sich für den Strafvollzug 
zu interessieren. Die Reformbemühungen und Differenzie­
rungen im Strafvollzug sollten kritisch durchleuchtet, in ihrer 
Effizienz überprüft und wissenschaftlich weiterentwickelt 
werden. Schließlich will "das wachsame Auge der Steuer­
zatller die Steuergelder nur in wissenschaftlich abgesicher .. 
te Einrichtungen investiert sehen"1} 

Dieses Los teilt der reformierte Strafvollzug mit anderen 
Reformprogrammen. Beispielhaft sei auf die zahlreichen 
Untersuchungen über die Wirkungen von Modellversuchen 
im Bildungswesen. das "Programm zur Förderung von For· 
schung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit 1978-
1981" und die vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor .. 
schung der Bundesanstalt für Arbeit durchgeführten Unter­
suchungen zur Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik 
verwiesen. Mit diesen oder ähnlichen Untersuchungen ist 
stets der Auftrag verbunden, die Wirkungen von Modellver­
suchen oder Programmen wissenschaftlich zu ermitteln und 
damit auch zu bewerten. Damit hat sich als neuer Zweig der 
empirischen Sozialforschung die Eva/uationsforschung ent­
wickelt. Im weitesten Sinne versteht man darunter die Erfas­
sung (überprüfung) der Wirkungen, die durch Reformen 
oder Investitionsprogramme hervorgerufen werden 2). Han­
delt es sich im engeren Sinne um die Erfassung des Verlaufs 
und Erfolgs von resozialisierenden Maßnahmen, so wird 
auch von Behandlungsforschung gesprochen 3) . 

Für eine sinnvolle Entwicklung des Strafvollzugs ist die 
wissenschaftliche Begleitung dringend notwendig, da sonst 
gesetzgeberische und organisatorische Maßnahmen auf­
grund von Vorurteilen, ungesicherten Einzelerfahrungen 
und zweifelhaften Verallgemeinerungen getroffen werden 4). 

1. Wissenschaftliche Forschungs­
einrichtungen 

In den letzten 20 Jahren haben wissenschaftliche Einrich­
tungen verschiedenster Art u.a. auch Bereiche des Straf­
vollzugs zu ihrem Forschungsfeld gemacht. 

1.1 Lehrstühle und Institute der Universitäten bzw. 
f10chschulen 

Die Universitäten betreiben vorrangig Grundlagenfor .. 
schung mit dem Ziel, Ursachen für bestimmte Erscheinun­
gen und Entwicklungen zu entdecken bzw. zu verallgemei-



nerungsfähigen Erklärungen, Modellen oder gar Theorien 
zu kommen. Unter diesem Aspekt können auch die Insas­
sen von Vollzugsanstalten als Forschungsobjekte von Inter­
esse sein, ohne daß damit Schlußfolgerungen für die Voll­
zugsgestaltung oder Behandlungsmaßnahmen gezogen 
werden. In diesem Zusammenhang sind auch teilweise die 
theoriegeleiteten Diplom- und Doktorarbeiten der Psycholo­
gen, Pädagogen und anderer Sozialwissenschaftier zu se­
hen. Dabei sind die Forschungsperspektiven eher durch die 
Hypothesen der Wissenschaft als durch die Relevanz für die 
Praxis geprägt. 

Von besonderer Bedeutung für die Forschung zum Straf­
vollzug könnte die Etablierung der Kriminologie an den 
deutschen Hochschulen sein. Kriminologie ist Lehr- und 
Prüfungsfach im Rahmen der Juristenausbildung mit ent­
sprechender Wahlfachgruppe und wird auch teilweise im 
Rahmen der sozial- und verhaltenswissenschaftlichen Fä­
cher angeboten. Dabei wird das jeweilige Lehrangebot 
durch die Herkunft der Kriminologen aus der Medizin (insbe­
sondere Psychiatrie), der Jurisprudenz, der Psychologie 
und der Soziologie geprägt. Kriminologie als eigenständiger 
Studiengang existiert bisher in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht. Seit 1984 erprobt allerdings die Universi­
tät Hamburg einen viersemestrigen interdisziplinären Stu­
diengang der Kriminologie als Aufbaustudium für graduierte 
Soziologen, Psychologen, Pädagogen, Sozialpädagogen 
und RechtswissenschaftierS). Bisher ist trotz Institutionali­
sierung der Kriminologie an den Universitäten ein erhebli­
cher Einfluß der dort betriebenen Forschung auf die Voll­
zugspraxis kaum nachweisbar 6). 

1.2 Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Strafrecht, Forschungsgruppe 
Kriminologie in Freiburg 

Dieses Institut beschäftigt sich seit 1970 mit der Erfor­
schung der Kriminalität (einschI. des Dunkelfeldes) und den 
verschiedenen Formen und Stufen der Verbrechenskontrol­
le von Privat justiz über Polizei, Strafrechtspflege und Sank­
tionierung. Dabei bildet auch der Strafvollzug einschließlich 
seiner therapeutischen Einrichtungen und der verschiede­
nen Ausdifferenzierungen bis hin zu Alternativen zur Frei­
heitsstrafe wesentliche Forschungsfelder 7). Das Institut 
betreibt sowohl Grundlagenforschung als auch Bedarfsfor­
schung. Als Beispiel für letzteres sind besonders die Arbei­
ten zu einigen sozialtherapeutischen Anstalten zu erwäh­
nen (s.u. 3.1). 

1.3 Das Kriminologische Forschungsinstitut 
Niedersachsen e. V. 

Das Kriminologische Forschungsinstitut Niedersachsen 
(KFN) wurde 1979 als "unabhängiges kriminologisches For­
schungsinstitut mit Sitz in Hannover" gegründet8), die ersten 
Forschungsarbeiten nahm das KFN im Laufe des Jahres 
1980 auf. Das Institut führt keine Auftragsforschungen 
durch, fühlt sich aber explizit der praxisorientierten 
kriminologischen Forschung verpflichtet. "Die Forschung 
soll der Kriminalpolitik, der praktischen Strafrechtspflege 
und dem Strafvollzug einschließlich Gerichtshilfe, Bewäh­
rungshilfe, Führungsaufsicht und Entlassenenhilfe die­
nen"g). Das KFN bietet ein wichtiges Diskussionsforum auch 
über Behandlungsforschung im Strafvollzug (insbesondere 
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in der Sozialtherapie). Eigene Forschungen über die Voll­
zugspraxis sind bisher nur wenige verÖffentlicht worden, 
z. B. die über Vollzugslockerung, insbesondere zur Urlaubs­
vergabepraxis 10). 

1.4 Die Kriminologische Zentralstelle e. V. 

Die Pläne zur Errichtung einer kriminologischen Zentral­
steile reichen zurück bis in die 60er Jahre; 1981 gelang der 
Abschluß einer Bund-Länder-Vereinbarung über die Grün­
dung der Kriminologischen Zentralstelle mit Sitz in Wiesba­
den, allerdings konnte sie ihre Arbeit mangels gesicherter 
Finanzierung erst zu Beginn 1986 aufnehmen 11). Die Krimi­
nologische Zentralstelle hat It. Satzung die Aufgabe, die kri­
minologische Forschung zu fördern und kriminologische Er­
kenntnisse zu vermitteln und zu erarbeiten. Da die Zentral­
steIle zunächst noch mit Aufbauarbeiten beschäftigt ist, 
kann über ihre konkrete Tätigkeit, insbesondere über ihre ei­
genen Forschungsvorhaben, noch nicht berichtet werden. 

Für den Strafvollzug wird von Interesse sein, daß die Kri­
minologische Zentralstelle einerseits eine Zusammenarbeit 
mit dem Kriminologischen Dienst (s.u.) vorsieht und ande­
rerseits beabsichtigt, selbst Forschungen auf den verschie­
densten Gebieten der Strafrechtspflege und somit auch im 
Strafvollzug durchzuführen. 

2. Kriminologischer Dienst nach 
§ 166 StVollzG 

Während die unter 1.1 bis 1.4 genannten Institutionen 
sich nur teilweise, aber keineswegs schwerpunktmäßig mit 
der wissenschaftlichen Begleitung des Strafvollzugs be­
schäftigen, sieht das Strafvollzugsgesetz im § 166 den 
Kriminologischen Dienst für die kriminologische Forschung 
im Strafvollzug vor. Damit wird der Bedarf an praxisorientier­
ter Forschung und einer behördeninternen Einrichtung hier­
für neben den Institutionen der "reinen" Wissenschaft un­
terstrichen. 

2. 1 Aufgaben des Kriminologischen Dienstes 

Dem Kriminologischen Dienst obliegt es, in Zusammenar­
beit mit den Einrichtungen der Forschung den Vollzug, na­
mentlich die Behandlungsmethoden (im Jugendvollzug die 
Erziehungsmethoden ), wissenschaftlich fortzuentwickeln 
und seine Ergebnisse für Zwecke der Strafrechtspflege 
nutzbar zu machen (§ 166 StVollzG bzw. Nr. 109 VVJug). 

Mit diesem "Programmsatz" 12) sind die Aufgaben des Kri­
minologischen Dienstes nur vage umschrieben. Es sollen 
die Behandlungsmethoden im Strafvollzug wissenschaftlich 
fortentwickelt werden. Dazu gehören einerseits am Voll­
zugsziel orientierte Effizienzuntersuchungen hinsichtlich 
bereits eingeführter Behandlungsmethoden, organisatori­
scher Veränderungen und Differenzierungen im Vollzug, 
andererseits aber auch die schrittweise Weiterentwicklung 
der organisatorischen Möglichkeiten sowie die Einführung 
neuer Programme und Behandlungsmethoden unter Berück­
sichtigung wissenschaftlicher Erkenntnisse, die durchaus 
außerhalb des Strafvollzugs gewonnen sein können (z.B. 
lern- und verhaltenstheoretische Ansätze, systemtheore­
tische Erkenntnisse und kriminologisches Wissen). 
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Zur Arbeitsweise des Kriminologischen Dienstes wird le­
diglich betont, daß er mit den Einrichtungen der Forschung 
zusammenarbeiten soll. Er kann aber auch Untersuchun­
gen selbst planen, durchführen, auswerten und für prakti­
sche Problem lösungen umsetzen, soweit er personell und 
sachlich dazu in der Lage ist13). 

2.2 Zusammenarbeit mit der Wissenschaft 

Oft empfiehlt es sich, auch bei behördeninternen Untersu­
chungen wissenschaftliche Institute zu beteiligen 14). 

So konstituierte sich beispielsweise 1975 auf Einladung 
des Justizministeriums in Baden-Württemberg das Gremi­
um "Zusammenarbeit von Wissenschaft und Praxis auf dem 
Gebiet des Jugendvollzugs" 15), in dessen Folge zur Planung 
und Durchführung der begleitenden Forschungen zum Ju­
gendstrafvollzug eine Arbeitsgruppe mit Vertretern der Ab­
teilung Strafvollzug des Justizministeriums, Bediensteten 
der bei den Jugendvollzugsanstalten (einschließlich des Kri­
minologischen Dienstes) sowie mit wissenschaftlichen Mit­
arbeitern des Institutes für Kriminologie der Universität Tü­
bingen, des Max-Planck-Institutes für ausländisches und in­
ternationales Strafrecht - Forschungsgruppe Kriminologie­
in Freiburg und teilweise des Institutes für Kriminologie der 
Universität Heidelberg gegründet wurde. 

Nach den in der Arbeitsgruppe erarbeiteten Zielvorstel­
lungen und Erhebungsschemata führte der Kriminologische 
Dienst in der Jugendvollzugsanstalt Adelsheim Erhebungen 
durch, die teilweise vom Max-Planck-Institut in Freiburg ko­
diert und statistisch ausgewertet wurden. Die späteren Ver­
laufsanalysen zur Rückfälligkeit wurden im Kriminologi­
schen Dienst Stuttgart und Adelsheim und in Zusammenar­
beit mit dem Institut für Kriminologie der Universität Tübin­
gen durchgeführt 16). Dieses relativ komplexe, mehrfach mo­
difizierte Forschungsprojekt zum Jugendvollzug lief von 
1976 bis 1985. Es handelte sich dabei um eine Verlaufsana­
lyse von Aufnahme im Vollzug über die Vollzugszeit hinweg 
bis 4 Jahre nach der Entlassung (als Überprüfungszeitraum 
für die Rückfälligkeit). Es konnten im Verlaufe dieses Pro­
jekts mit mehreren Teilprojekten wichtige Erfahrungen über 
die Chancen und auch die Schwierigkeiten in der Zusam­
menarbeit mit wissenschaftlichen Einrichtungen gesammelt 
werden 17). 

Neben behördeninternen Untersuchungen kann der Kri­
minologische Dienst Forschungsprojekte Dritter (z.B. von 
Hochschulinstituten) initiieren, indem er praxisbezogene 
klärungsbedürftige Fragen an die Wissenschaft weitergibt 
bzw. auf Forschungsdefizite aufmerksam macht18). 

Kommt die Initiative zu Forschungen im Strafvollzug von 
der Wissenschaft selbst (z.B. im Rahmen von Diplomarbei­
ten, Dissertationen und Habilitationen), kann der Kriminolo­
gische Dienst als Mittler zwischen Wissenschaft und Praxis 
beraten, die Vollzugspraxis als Forschungsfeld strukturie­
ren, die Vollzugsbediensteten für die durch die Forschung 
produzierte Mehrheit motivieren und letztlich auch der Pra­
xis das feed back aus den Forschungsergebnissen übermit­
teln. Voraussetzung ist allerdings, daß der Forschungsan­
satz auch einen Erkenntnisgewinn für die Vollzugspraxis er­
warten läßt. Die damit verbundene Beurteilung des For-

schungsansatzes setzt eine wissenschaftliche Qualifikation 
des Kriminologischen Dienstes voraus und kann im Einzel­
fall auch strittig sein 19). 

Problematisch bis unmöglich wird die Zusammenarbeit 
mit der Wissenschaft erst dann, wenn sich zwischen behör­
deninterner und universitärer Forschung ein Konkurrenz­
kampf entwickelt, der vom Kampf um Zugang zu den Daten 
und um die Forschungsmittel bis zu wechselseitigen Verun­
glimpfungen führt. Letzteres ist dann der Fall, wenn dem 
Wissenschaftler zu große Theorielastigkeit und Praxisferne 
und dem behördeninternen Forscher Parteilichkeit, metho­
dische Naivität und Einseitigkeit in der Auswahl seines For­
schungsfeldes vorgeworfen wird2o). 

Liegen wissenschaftliche Forschungsergebnisse zum 
Strafvollzug vor, so müssen diese in die Vollzugspraxis ver­
mittelt und umgesetzt werden. Darin liegt eine weitere Funk­
tion des Kriminologischen Dienstes. Die Umsetzung wis­
senschaftlicher Erkenntnisse in die Praxis wird oft durch 
Kommunikationsprobleme und Sprachbarrieren zwischen 
Wissenschaft und Praxis erschwert. Das Problem besteht 
vor allem dann, wenn die akademische Forschung als 
Adressaten primär die "Scientific Community" im Auge hat 
und einen Sprachstil pflegt, der in der Praxis kaum verstan­
den wird und eher auf Ablehnung stößt als zu klärenden 
Nachfragen anregt. 

Darüber hinaus wird die Zusammenarbeit von Wissen­
schaft und Praxis dadurch erschwert, daß die Vertreter der 
Wissenschaft zum großen Teil anderen Disziplinen angehö­
ren als die planenden und vollzugsgestaltenden Praktiker 
(einschließlich Kriminalpolitiker), die schließlich die Erkennt­
nisse für den Vollzug umsetzen sollen. Es gibt nicht die Wis­
senschaft für den Strafvollzug, sondern es beschäftigen sich 
verschiedene, oft kontrovers diskutierende Vertreter unter­
schiedlicher Disziplinen mit dem Strafvollzug. Hier sind vor 
allem zu nennen: Psychologen, Soziologen, Pädagogen 
und Kriminologen, wobei letztere sich wiederum je nach ih­
rer Herkunftsdisziplin unterscheiden. In den Vollzugsabtei­
lungen der Justizministerien sind dagegen fast ausschließ­
lich Juristen mit der Planung und Verwaltung des Strafvoll­
zugs betraut. Der in der empirischen Kriminologie des In­
und Auslands durchgängig geforderte interdisziplinäre An­
satz findet in den Planungsstäben für den Vollzug kein Pen­
dant. In der Praxis kommt der interdisziplinäre Ansatz erst 
wieder in den nachgeordneten Behörden zum Tragen, näm­
lich in den Vollzugsanstalten und zwar hier in der Regel nur 
auf der Ebene unterhalb der Anstaltsleitung 21). Die Gefahr 
von Mißverständnissen besteht aufgrund der ausbildungs­
bedingten einseitigen Perspektiven, obwohl die Probleme 
des Strafvollzugs und ihrer Insassen nur interdisziplinär zu 
lösen sind. 

Ein weiteres Problem besteht darin, daß die Wissenschaft 
(vor allem die Sozial- und Verhaltenswissenschaften) ihr 
wissenschaftstheoretisches Konzept mit der Trennung von 
Sein- und Soll-Aussagen zugunsten einer eher funktionalen 
Betrachtungsweise im Hinblick auf die Zielerreichung auf­
geben müssen. Die wissenschaftliche Begleitung von Re­
formen oder anderen Programmen erfordert ein anderes 
methodisches Konzept, als die klassische Überprüfung von 
Theorien oder Hypothesen im Sinne der Falsifikationsfor-



schung 22). Hinzu kommt, daß die statistischen Aussagen 
der Wissenschaft bestenfalls nur die Wahrscheinlichkeit an­
geben, mit der ein Ereignis eintritt. Für die Regelung des 
Einzelfalls können derartige Wahrscheinlichkeitsaussagen 
zwar Anhaltspunkte geben, aber diese sind für die individu­
elle Entscheidung nicht verbindlich 23); denn jeder Einzelfall 
kann auch gerade in die Gegenwahrscheirilichkeit (Irrtums­
wahrscheinlichkeit) fallen. 

Trotz der genannten Schwierigkeiten ist eine Kooperation 
mit bestehenden Universitätsinstituten oder anderen wis­
senschaftlichen Einrichtungen dringend erforderlich und 
auch möglich, wie einzelne Forschungsvorhaben zeigen. 

2.3 Organisation des Kriminologischen Dienstes 

Die Organisation und Stellung des Kriminologischen 
Dienstes im Rahmen der Justizverwaltung der Länder ist im 
Gesetz nicht näher geregelt. Die personelle und finanzielle 
Ausstattung und überhaupt die Einrichtung des Kriminologi­
schen Dienstes ist in das Belieben der Justizverwaltung ge­
steilt. Daher verwundert es auch nicht, daß der kriminologi­
sche Dienst in den einzelnen Bundesländern sehr 
unterschiedlich ausgebaut und organisiert ist. 

In Niedersachsen nimmt die Referatsgruppe "Forschun­
gen, Planungen, soziale Dienste", die im Justizministerium 
integriert ist, u.a. die Aufgaben des Kriminologischen Dien­
stes wahr. Diese Konzeption ist nicht nur deswegen beson­
ders interessant, weil hier der personelle Ausbau des Krimi­
nologischen Dienstes am weitesten vorangetrieben worden 
ist, sondern auch weil das breitgefächerte Aufgabengebiet 
der Referatsgruppe einer Verengung auf die Vollzugsper­
spektive vorbeugt. Die Referatsgruppe, die aus Wissen­
schaftlern unterschiedlicher Fachrichtungen und Praktikern 
besteht, beschäftigt sich unter kriminologischen Gesichts­
punkten mit der gesamten Strafrechtspflege und schließt 
somit auch ambulante Hilfen und allgemeine Alternativen 
zum Strafvollzug ein 24). Für einzelne Forschungsprojekte 
und Praxisfragen werden Mitarbeiter des nachgeordneten 
Bereichs für die Datensammlung, Datenauswertung etc. 
hinzugezogen 25). In der Jugendanstalt Hameln gibt es dar­
über hinaus eine Gruppe, die sich speziell mit Forschungs­
fragen des Jugendvollzugs befaßt. 

In Nordrhein-Westfalen ist mit den Aufgaben nach § 166 
StVollzG die "Arbeitsgruppe Kriminologischer Dienst des 
Justizministeriums" betraut. Der Leiter der Arbeitsgruppe -
ein Psychologe - hat seine Dienststelle im Vollzugsamt. Die 
beiden ständigen Mitarbeiter sind Soziologen, die haupt­
sächlich in den beiden Einweisungsanstalten des Landes 
tätig sind; sie sind mit ca. 10 % ihrer Arbeitszeit für die Tätig­
keit in der Arbeitsgruppe "Kriminologischer Dienst" freige­
stellt. Die Arbeitsgruppe führt primär differenzierte Legalbe­
währungsuntersuchungen zum Erwachsenenvollzug und 
bei Jugendstrafgefangenen durch. 

In Baden-Württemberg ist der Kriminologische Dienst 
seit 1984 an die für die Aus- und Fortbildung der Mitarbeiter 
im Justizvollzug des Landes zuständige Strafvollzugsschule 
mit Sitz in Stuttgart angegliedert. Dadurch können die wis­
senschaftlichen Erkenntnisse und Forschungsergebnisse 
relativ rasch im Wege der Aus- und Fortbildung der Praxis 
vermittelt werden. Der Kriminologische Dienst in Stuttgart ist 
primär für die wissenschaftliche Begleitung des Erwachse-
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nenvollzugs mit seinen therapeutischen Einrichtungen so­
wie verschiedenen Behandlungsmodellen und Program­
men zuständig. Daneben gibt es den Kriminologischen 
Dienst für den Jugendstrafvollzug bei der Strafvollzugsan­
stalt Adelsheim; beide Kriminologischen Dienste arbeiten 
eng zusammen. Überwiegend werden eigene Untersuchun­
gen im Auftrag des Justizministeriums durchgeführt. Dane­
ben kommen Anregungen teils vom Kriminologischen 
Dienst selbst, teils von Leitern von Vollzugsanstalten, die 
anstaltsinterne Abläufe oder die Zusammensetzung ihrer 
Insassen nach soziologischen, sozialpsychologischen und 
kriminologischen Gesichtspunkten erforschen wollen. 

Der Kriminologische Dienst in Stuttgart und Adelsheim ar­
beitet bei größeren Untersuchungen mit wissenschaftlichen 
Forschungseinrichtungen (z.Z. überwiegend mit dem Insti­
tut für Kriminologie der Universität Tübingen) zusammen. 

In Rheinland-Pfalz ist die Sozialtherapeutische Anstalt in 
Ludwigshafen mit der Wahrnehmung des Kriminologischen 
Dienstes beauftragt, Eigenforschungen wurden bisher nicht 
veröffentlicht; es laufen aber interne Begleituntersuchungen 
zur Sozialtherapeutischen Anstalt. 

In den anderen Bundesländern wurden bisher keine ei­
genständigen Kriminologischen Dienste eingerichtet. Teil­
weise sind in den Ministerien bzw. Senaten Referenten aus 
den Strafvollzugsabteilungen für den Kriminologischen 
Dienst mit zuständig, ohne daß Eigenforschungen geleistet 
werden können. In einigen Ländern (z.B. Bayern und Berlin) 
wurden Forschungsaufträge an Dritte vergeben, vor allem 
zur Effizienz der Sozialtherapie im Vollzug. Darüber hinaus 
werden teilweise im Interesse des Kriminologischen Dien­
stes Forschungsprojekte zugelassen, die sich aus Eigen­
mitteln der freien wissenschaftlichen Forschungseinrichtun­
gen oder der deutschen Forschungsgemeinschaft finanzie­
ren. 

Teilweise wird auch der Versuch unternommen, über Ar­
beitsbeschaffungsmaßnahmen einige kleinere Forschungs­
projekte zu initiieren (z.B. zur Suizidprophylaxe, zum sozi­
alen Training, zur Vollzugslockerungsvorbereitung in Hes­
sen), ohne daß darüber bisher Publikationen vorliegen. Es 
ist auch nicht zu erwarten, daß allein über Arbeitsbeschaf­
fungsmaßnahmen mit ihren Befristungen auf maximal 2 
Jahre ohne entspreChende fachliche Betreuung durch Kri­
minologische Dienste oder sonstige ständige Forschungs­
einrichtungen weiterführende (längerfristige) Forschungs­
projekte zum Abschluß gebracht werden können. 

3. Empirische Forschungen zum 
Strafvollzug 

Es würde zu weit führen, alle Untersuchungen zum Straf­
vollzug, die in den letzten 10 Jahren veröffentlicht wurden, 
aufzuführen und zu beschreiben. Im folgenden sollen nur 
thematische Schwerpunkte angerissen werden, unabhän­
gig davon, ob die Untersuchungen behördenintern durch 
Kriminologische Dienste bzw. andere Mitarbeiter des Voll­
zugs, durch "freie" Forschungseinrichtungen oder in Zu­
sammenarbeit mehrerer Institutionen durchgefqhrt worden 
sind. 
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3. 1 Untersuchungen zu besonderen 
Behandlungseinrichtungen im Vollzug 
(insbesondere Sozialtherapie) 

Seit 1979 ist die Zahl der wissenschaftlichen Veröffentli­
chungen zur Sozialtherapie sprunghaft gestiegen 26). Be­
trachtet man nur die empirischen Evaluationsstudien und 
vernachlässigt theoretische Modellbildungen, so sind zwei 
Arten von Begleitforschungen zu unterscheiden: 

a) Organisationsanalytische Arbeiten. 
b) Evaluationsstudien zur "Effizienz" der sozialtherapeuti­

schen Behandlung (Resozialisierungserfolg). 

Zu a): Zwischen 1979 und 1981 erschienen vier wichtige 
empirische Arbeiten zur Organisationsstruktur sozialthera­
peutischer Anstalten. Es handelt sich dabei um die Disser­
tationen von SagebieI 27), WenzeI28), Schmitt29) und Drie­
bold30). Dabei wurden im Wege der Einzelfallstudien die 
Sozialtherapeutische Modellanstalt Düren, die Sozialthera­
peutische Teilanstalt Berlin-Tegel, die Sozialtherapeutische 
Anstalt Ludwigshafen und die Sozialtherapeutische Anstalt 
Bad Gandersheim beschrieben und analysiert. Abgesehen 
von der Arbeit von Schmitt, der zum Zeitpunkt der Untersu­
chung selbst Leiter der Sozialtherapeutischen Anstalt Lud­
wigshafen war, werden in den anderen Studien vor allem 
Schwierigkeiten und Konfliktkonstellationen dargestellt, die 
sich einerseits in der Kooperation des Personals unterein­
ander und andererseits zwischen den Vollzugsbediensteten 
und Insassen ergeben. Dabei wird auch kritisch die Frage 
nach der Kompatibilität von Organisationsstruktur und Be­
handlung gestellt. 

Rosner 31 ) verfolgt einen interessanten, anderen Ansatz 
und vergleicht die Organisationsstruktur und Arbeitssituati­
on in einer Sozialtherapeutischen Anstalt (Kassel) mit aus­
gewählten Anstalten des offenen und des geschlossenen 
Vollzugs. Die Ergebnisse geben zu einem gewissen Opti­
mismus Anlaß, indem sie auf positive Organisations- und 
Kommunikationsaspekte in der Sozialtherapeutischen 
Anstalt gegenüber dem Regelvollzug hinweisen. Von Mitar­
beitern im Max-Planck-Institut für ausländisches und inter­
nationales Strafrecht - Forschungsgruppe Kriminologie - in 
Freiburg werden noch weitere Untersuchungen u.a. zur Auf­
nahme- und Selektionspraxis, zu den Behandlungsmaß­
nahmen und ihrer Wirksamkeit sowie zur Rückverlegungs­
und Sanktionierungspraxis in der Sozialtherapeutischen 
Anstalt durchgeführt. 

Zu b): Die Oberprüfung des Erfolgs der Sozialtherapie im 
Hinblick auf die Resozialisierung des Gefangenen war zu 
Beginn der 8Der Jahre für die kriminalpolitische Diskussion 
in der Bundesrepublik Deutschland von besonderer Bedeu­
tung und wurde je nach kriminalpolitischem Standpunkt un­
terschiedlich interpretiert. Für die einen war der überzeu­
gende Nachweis der Wirksamkeit der sozialtherapeuti­
schen Behandlung erbracht; die anderen beurteilten die Er­
gebnisse skeptischer und sahen darin noch keinen Anlaß für 
den Ausbau Sozialtherapeutischer Anstalten. Die Diskussi­
on hierüber wurde mit der Gesetzesänderung zum 1.1.1985 
beendet. Damit ist § 65 StGB (die "Maßregellösung") 
ersatzlos gestrichen und die "Vollzugslösung" (Verlegung 
in die Sozialtherapeutische Anstalt über § 9 StVollzG) besie­
gelt. 

Sowohl die methodisch gut fundierte testpsychologische 
Effizienzuntersuchung zur Sozialtherapeutischen Anstalt in 
Erlangen 32) als auch die differenzierten, mit unterschiedli­
chen Ansätzen arbeitenden Rückfalluntersuchungen zu den 
Sozialtherapeutischen Anstalten in Düren 33), in Berlin 34), in 
Baden-Württemberg auf dem Hohen Asperg 35) und in den 
Sonderanstalten Hamburgs 36) belegen bei kritischer Be­
trachtung, daß die Wirksamkeit der sozialtherapeutischen 
Behandlung nicht eindeutig nachgewiesen werden konn­
te 37). Dabei wird auch deutlich, daß im engeren Sinne Effizi­
enzuntersuchungen zur Behandlung im Strafvollzug nur 
schwer möglich sind, weil hier in aller Regel retrospektiv kei­
ne mit der Behandlungsgruppe voll vergleichbare Kontroll­
gruppe zu finden ist. Das hängt mit den verschiedenen, im 
Strafvollzug ablaufenden Selektionsprozessen zusammen. 
Diese Probleme werden nun methodisch differenzierter er­
faßt in den prospektiv angelegten Begleitforschungen zu 
den beiden Sozialtherapeutischen Anstalten in Nordrhein­
Westfalen (Gelsenkirchen und Düren) und der Teilanstalt IV 
in Berlin-Tegel, die durch Mitarbeiter des Max-Planck-Insti­
tuts - Forschungsgruppe Kriminologie - in Freiburg durch­
geführt werden 38). Da diese Untersuchungen bei der Auf­
nahme in die Behandlungseinrichtungen ansetzen und bis 
hin zur Erfassung des Rückfalls führen sollen, werden die 
Ergebnisse noch einige Zeit auf sich warten lassen. 

Auch wenn die Effizienz der Sozialtherapeutischen An­
stalten in den bisher abgeschlossenen Untersuchungen für 
den kritischen Betrachter nicht überzeugend nachgewiesen 
werden konnte, so geben die Untersuchungen dennoch 
eine Reihe wichtiger Erkenntnisse über die Klientel der So­
zialtherapie, den Abbruch der Therapie und die Verlegung in 
den Regelvollzug und lassen teilweise Schlüsse zu für eine 
dem Vollzugssystem angemessenere Auswahl der in die 
Sozialtherapie Aufzunehmenden. 

Die Eftizienzuntersuchungen zur Drogentherapie im Voll­
zug 39) unterliegen ähnlichen methodischen Schwierigkeiten 
sind aber für die angemessene Behandlung von Drogenge­
fährdeten im Vollzug, insbesondere nach dem Inkrafttreten 
des neuen Betäubungsmittelrechts, mit den Auswirkungen 
auf eine veränderte Klientel unabdingbar. 

In Baden-Württemberg führt der Kriminologische Dienst 
z.Z. eine Untersuchung zur Behandlung von Drogenabhän­
gigen und Suchtgefährdeten durch, wobei die Auswahl, das 
Behandlungsprogramm und die Rückfälligkeit erfaßt wer­
den. 

3.2 Rückfalluntersuchungen 

Hier sind vor allem Rückfalluntersuchungen zu nennen, 
die sich nicht auf Therapieeinrichtungen im engeren Sinne 
beziehen, sondern allgemein Entlassenen nach Jugend­
vollzug und Strafvollzug an Erwachsenen erfassen 40). 

Dabei wird differenziert nach offenem und geschlosse­
nem Vollzug, nach Auffälligkeiten vor und während des Voll­
zugs, Teilnahme an schulischen, beruflichen und sonstigen 
Bildungsmaßnahmen sowie Gruppenaktivitäten im Vollzug, 
um schließlich unterschiedliche Rückfälligenanteile diffe­
renziert nach Art, Schwere und Häufigkeit zu erheben. Je 
differenzierter solche Untersuchungen durchgeführt wer-



den, vor allem je genauer die Vorgeschichte der Gefange­
nen und ihr Verhalten im Vollzug erfaßt wird, um so aussa­
gefähiger werden derartige Untersuchungen. Sie haben zu­
nächst einen hohen deskriptiven Wert, indem sie die über­
sicht erleichtern; denn der Praktiker verliert oft über der Be­
trachtung des Einzelfalls die Bedeutung für eine größere 
Gruppe aus dem Auge. Darüber hinaus geben die Untersu­
chungen als feed back an, wieviele ehemalige Gefangene 
nicht wieder in den Vollzug zurückkehren oder sogar über­
haupt nicht mehr als Straffällige registriert werden. Da der 
Vollzugspraktiker nur die Wiederkehrer sieht und dann 
glaubt, daß alle seine Bemühungen vergeblich waren, führt 
diese Vollzugsperspektive zur Resignation. Dagegen konn­
ten die Rückfalluntersuchungen zeigen, daß die durch­
schnittliche Rückfallquote (je nach Definition der Rückfällig­
keit unterschiedlich hoch) deutlich unter den Jahrzehnte 
hindurch geglaubten 80 % liegt. Man interpretierte früher 
fälschlicherweise den Anteil der Vorverurteilten an allen in 
den Strafvollzug Aufgenommenen (ca. 80 %) als Rückfälli­
genanteil, was nun die Rückfalluntersuchungen korrigieren. 
Die Rückfallquote variiert natürlich danach, aus welcher 
Vollzugsart der Gefangene entlassen wurde, weil mit der 
Zuweisung beispielsweise zum offenen oder geschlosse­
nen Vollzug ein ganzes Bündel von Merkmalen zusammen­
hängt. Das beginnt bei der Zuweisung der Gefangenen mit 
unterschiedlichen Vorerfahrungen und reicht über die diffe­
renzierte Vollzugsgestaltung (einschließlich der Kontakte 
nach draußen) bis hin zu den Problemen, die nach der Ent­
lassung auf die Betroffenen zukommen. 

Weiterhin erlauben die Rückfalluntersuchungen Auf­
schlüsse darüber, für welche Gefangenen welche Maßnah­
men im Vollzug die Rückfallwahrscheinlichkeit vermindern 
und damit sich, gemessen am Resozialisierungserfolg, 
"lohnen". Dabei ist allerdings das straffreie Leben nach der 
Entlassung nicht kurzschlüssig allein auf das Angebot im 
Vollzug zurückzuführen. Vielmehr spielen hier noch viele 
andere Faktoren eine Rolle, die noch längst nicht alle er­
forscht sind. 

3.3 Sonstige Untersuchungen zum Strafvollzug 

Es gibt eine Reihe von UnterSUChungen im Strafvollzug, 
die nicht unmittelbar auf die Erfassung der Rückfälligkeit 
zielen. Hier sind z.B. zu nennen die beschreibenden Unter­
suchungen zur Gefangenenstruktur bestimmter Vollzugs­
anstalten, zu den Defiziten und Gewohnheiten der Gefange­
nen (z.B. Freizeitverhalten)41) über Probleme von Rand­
gruppen im Vollzug (z.B. Ausländer)42), zu den Entlassungs­
vorbereitungen und Chancen für autonomes Handeln jun­
ger Strafentlassener 43), über die Entwicklung von Kindern, 
die mit ihren Müttern in einer Strafvollzugsanstalt unterge­
bracht waren 44), zu den Problemen des Vollzugs der Ju­
gendstrafe an Vierzehn- bis Fünfzehnjährigen 45) u.a. 

Dabei sind nur Untersuchungen zum Strafvollzug im en­
geren Sinne angeführt. Auf Studien zur Untersuchungs­
haft46! wird nicht eingegangen, um den vorgegebenen 
Rahmen nicht zu sprengen. Für die kriminal politische Dis­
kussion um die geplante gesetzliche Regelung des Vollzugs 
der Untersuchungshaft geben jedoch die jüngeren Untersu­
chungen wichtige empirische Grundlagen. 
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Es werden zunehmend häufiger neu eingeführte Pro­
gramme für den Strafvollzug wissenschaftlich begleitet, um 
von Anfang an die Folgen (beabsichtigte und unbeabsichtig­
te) zu erfassen. In Baden-Württemberg wird beispielsweise 
das Programm der sofortigen Zulassung zum Freigang im 
Kurzstrafenvollzug 47) und die Nachschulung von alkohol­
auffälligen Straßenverkehrstätern im Strafvollzug wissen­
schaftlich begleitet. Derartige Untersuchungen zeigen 
Schwächen auf und/oder geben Aufschluß über die Bewäh­
rung des Programms. Letzteres dient u.a. auch zur Recht­
fertigung des Programms vor der Öffentlichkeit, die schließ­
lich mit Zahlen zu überzeugen ist. 

Der Wissenschaftler wird häufig erst für die Begleitung 
des Programms nach der probeweisen Einführung einge­
schaltet. Besonders sinnvoll ist es aber, wenn der Wissen­
schaftler schon bei der Entwicklung des Programms betei­
ligt wird oder selbst ein Modell für die Behandlung im Vollzug 
entwickelt und dann erprobt. Ein gutes Beispiel für den letzt­
genannten Fall ist das modellunterstützte Rollentraining mit 
dem Ziel der Verhaltensmodifikation (MURT)48), das schon 
vor 10 Jahren in der Jugendvollzugsanstalt Neumünster 
durch Mitarbeiter des Instituts für Psychologie der 
Universität Kiel unter wissenschaftlich kontrollierten Bedin­
gungen entwickelt und erprobt wurde und die neuere 
Entwicklung der verschiedenen Programme zum sozialen 
Training wesentlich beeinflußt hat49). 

Die Referatsgruppe "Planung, Forschung, soziale Dien­
ste" in Niedersachsen hat in den letzten Jahren mehrere 
Modelle entwickelt und erprobt. Von Präventions- und Di­
versionsprogrammen abgesehen sind hier vor allem zu nen­
nen der "Resozialisierungsfond für entlassene Strafgefan­
gene" sowie die Organisation von "AnlaufsteIlen für Straf­
fällige", von denen die Gefangenen unmittelbar nach der 
Entlassung lebenspraktische Hilfen erhalten können 50). 

4. Ausblick 
Auch wenn hier schon eine beträchtliche Zahl an abge­

schlossenen und z.T. noch laufenden Forschungsprojekten 
zum Strafvollzug aufgeführt werden konnte (ohne damit 
einen Anspruch auf Vollständigkeit zu erfüllen), bleibt für die 
wissenschaftliche Begleitung des Strafvollzugs und auch für 
nützliche Grundlagenforschung noch viel zu tun. 

Betrachtet man die Evaluationsforschung, so fällt auf, daß 
bei der Bewertung von Programmen oder Behandlungsmo­
dellen im Strafvollzug die individuelle Eignung der Straftäter 
weitgehend im Hintergrund geblieben ist. Hier könnten Me­
thoden und Erkenntnisse der angewandten Kriminologie 51 ) 
weiterhelfen, um Vollzugsformen zu entwickeln und zu er­
proben, die den individuellen Stärken und Schwächen der 
Straffälligen angemessen sind. 

Auch mangelt es an langfristigen Untersuchungen über 
den Abbruch "krimineller Karrieren". Die klassischen Pro­
gnose- und Rückfallforschungen helfen hier nur wenig wei­
ter. Erst wenn wir wissen, welche Fakten und Entwicklungen 
für welche Täter die Chancen zum Aussteigen aus der Kri­
minalität erhöhen, können weitere Modelle zur Resozialisie­
rung entwickelt und erprobt werden. Solche und ähnliche 
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Projekte sind jedoch nur unter Beachtung des Datenschut­
zes zu realisieren. Hier müssen Wege gefunden werden, die 
den berechtigten Datenschutz wahren, aber dennoch wis­
senschaftliche Untersuchungen nicht blockieren. 

Bei größeren Forschungen ist die Zusammenarbeit von 
Wissenschaft und Praxis ohne Vorbehalte dringend gebo­
ten. Dem Kriminologischen Dienst (§ 166 StVollzG) kommt 
dabei eine wichtige Mittlerrolle zu. Die Wahrnehmung dieser 
Funktion setzt allerdings eine entsprechende personelle 
und sachliche Ausstattung und vor allem eine geeignete or­
ganisatorische Einbettung voraus. An der Umsetzung wis­
senschaftlicher Erkenntnisse in die Praxis kann der Krimino­
logische Dienst nur dann entscheidend mitwirken, wenn er 
kurze Wege zur Wissenschaft, zu den Planungsbehörden 
und zur Vollzugspraxis hat. 

Darüber hinaus sollte die Interdisziplinarität auf allen Ebe­
nen gewährleistet sein, denn die Probleme des Strafvoll­
zugs und der Straffälligen sind am ehesten unter Einbezie­
hung psychologischer, soziologischer, pädagogischer, kri­
minologischer und juristischer Perspektiven zu lösen. 

Da sich zahlreiche und verschiedenartige Institutionen mit 
eigenen Kommunikationswegen unter wissenschaftlichen 
Aspekten mit dem Strafvollzug und seinen Folgen beschäfti­
gen, und der Weg zur abschließenden Publizierung sehr 
weit ist, manchmal auch gar nicht begangen wird, sollte eine 
länderübergreifende Dokumentation laufender Untersu­
chungen zum Strafvollzug (unter Einschluß aller For­
schungsinstitutionen) mit dem Ziel des regelmäßigen Erfah­
rungsaustausches angestrebt werden. Die neu gegründete 
Kriminologische Zentralstelle in Wiesbaden könnte hierfür 
ein geeignetes Forum sein und auch vielleicht die ressenti­
mentfreie Kommunikation zwischen den verschiedenen 
Einrichtungen der Wissenschaft und Praxis fördern. 
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Das deutsche Strafvollzugsgesetz 
in international vergleichender 
Sicht 

Günther Kaiser 

1. Einführung 

Das deutsche Strafvollzugsrecht ist bekanntlich seit jeher 
auch durch ausländische Problemlösungen und Entwick­
lungen beeinflußt worden. Die Impulse der internationalen 
Reformdiskussion waren auf dem Gebiet der Strafvollzugs­
erneuerung in Deutschland schon immer stärker als etwa 
bei der Rechtsentwicklung im Straf- und Strafprozeßrecht 1). 

Dennoch hatten es allzu reformerische Positionen - wie z.B. 
der Alternativ-Entwurf von 1973 - schwer, Berücksichtigung 
zu finden 2). Wie sieht aber heute zehn Jahre nach Inkrafttre­
ten des Strafvollzugsgesetzes die Lage des stationären 
Strafvollzuges aus? Hat sich das StVollzG auch in interna­
tionaler Perspektive als auf der Höhe der Zeit befindlich oder 
gar als zukunftsweisendes Gesetzeswerk erwiesen? Ist es 
den Herausforderungen und Belastungen des letzten Jahr­
zehnts gerecht geworden? 

Versuchen wir, einige Aspekte dieser Fragen zu beant­
worten. Auf diese Weise kann die international vergleichen­
d~ Analyse dazu befähigen, die inländischen Reformergeb­
nisse an ausländischen Lösungsversuchen und Entwick­
lungstendenzen zu messen. Schließlich kann der Strafvoll­
zug künftig nur dann seine Aufgabe sinnvoll erfüllen wenn 
er nicht erstarrt, sondern sich für Neuerungen des I~- und 
Auslandes offenhält3). 

Belanglose Vergleichskriterien liefern die rechtlichen Pro­
grammvorgaben und deren Einlösung, also das Vollzugs­
recht konfrontiert mit der Vollzugswirklichkeit. Da Strafvoll­
zug weltweit, jedenfalls aber in Europa, rechtlich normiert 
und organisiert ist, liegt es nahe, zunächst dem Grad der 
Verrechtlichung des Strafvollzugs sowie dem Rechtsschutz 
des Strafgefangenen besondere Aufmerksamkeit zu wid­
men 4). 

2. Vollzugsrechtliche Regelungen 
im Ausland 

a) Auch international, vor allem in den europäischen 
Staaten, beruht der Strafvollzug auf einer gesetzlichen 
Grundlage. Diese besteht einerseits - und zwar überwie­
gend - in strafprozeß- oder vollstreckungsrechtlichen Lö­
sungen (z.B. in Frankreich, in einigen skandinavischen so­
wie in den sozialistischen Ländern), andererseits in der Re­
gelung grundsätzlicher Fragen des Strafvollzugs im materi­
ellen StrafrechtS). 

b) Vor allem aber ist festzustellen, daß in neuerer Zeit in 
vielen Ländern spezielle Vollzugsgesetze entstanden sind. 
Zu nennen sind in diesem Zusammenhang neben der Bun­
desrepublik etwa die DDR, die Niederlande, Österreich und 
Ungarn, aber auch Staaten wie Italien oder Spanien. 

c) Gerade in den zuletzt genannten romanischen Län­
dern Südeuropas wurde - bezogen auf die dortige Vollzugs­
entwicklung - Neuland betreten. So diente beispielsweise 
das italienische StVollzG aus dem Jahr 1975 dazu, den itali­
enischen Strafvollzug auf neue und fortschrittliche Grundla­
gen zu stellen 6) und die alte Strafvollzugsordnung von 1931, 
welche noch in den Jahren des faschistischen Regimes ent­
standen war, zu ersetzen 7). Die Neuregelung brachte einen 
tür dieses Land "entschieden reformierenden Einschnitt" 
und schlug eine "Bresche in die Mauer jahrhundertealter 
Abgeschlossen heit"B). 

Vor dem Hintergrund einer ähnlichen politischen Entwick­
lung stand auch das spanische Strafvollzugsrecht in der 
zweiten Hälfte der siebziger Jahre an einem Wendepunkt9). 

Erstmals wurde auch hier ein eigenes StVollzG in Kraft ge­
setzt. Daneben wurde sogar in die neue Verfassung vom 
27.12.1978 eine Grundnorm über die Freiheitsstrafe aufge­
nommen 10). Um den Humanitätsgrundsatz festzuschrei­
ben 11), wurde damit erstmals das Vergeltungsprinzip durch 
den Grundsatz der Resozialisierung ersetzt. 

Damit haben diese Länder einen beachtlichen Reform­
schritt getan und manchen anderen europäischen Staat wie 
etwa Frankreich oder Großbritannien hinter sich gelassen, 
zumindest was die reine Gesetzeslage anbetrifft. Die Voll­
zugswirklichkeit sieht allerdings - obschon nicht nur dort -
oft noch anders aus 12). 

d) Insgesamt ist ein überall sichtbarer Prozeß der Ver­
rechtlichung eingetreten, demgegenüber dann die jeweilige 
formale Zuordnung zu den einzelnen Rechtsgebieten zu­
rücktritt. Mit der Abänderung oder gar legislativen Neu­
schöpfung des Strafvollzugsrechts möchten die einzelnen 
Staaten vor allem die am 4.11.1950 in Rom unterzeichnete 
europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten verwirklichen 13). 

Gemeinsamkeiten resultieren ferner aus der Anlehnung 
an weitere normative Standards wie die Mindestgrundsätze 
oder deren übernahme, aber auch aus dem zunehmenden 
internationalen Erfahrungsaustausch, welcher oft die 
Verfolgung neuer Ansätze nach sich zieht14). Gerade die 
(unter c) beschriebene Entwicklung in Italien und Spanien, 
welche dort zur Einführung bis dahin unbekannter Neurege­
lungen geführt hat, kann dies belegen. 

3. Regelungsschwerpunkte 
Einen Vergleich erleichtert der Blick auf einige Rege­

lungsschwerpunkte, welche in den einzelstaatlichen Nor­
mierungen überwiegend Eingang gefunden haben. 

a) Vo/lzugsziel 

Das Vollzugsziel besteht im deutschen StVollzG gem. § 2 
primär im Resozialisierungsgedanken; aber auch der 
Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten ist aufge­
nommen worden. Darum ist in der Strafvollzugswirklichkeit 
oft ein Kompromiß zwischen Resozialisierung und dem 
Schutz der Bürger unumgänglich. Dieser Vorgang führt 
dann in der Vollzugspraxis tagtäglich zu fast unlösbaren 
Problemen, die daraus resultieren, daß dem StVollzG auf-



grund des obengenannten Kompromisses - die Schutz­
funktion war seinerzeit auf Betreiben des Bundesrats in das 
Gesetz aufgenommen worden - eine eindeutige politische 
Grundentscheidung fehlt. 

Hinzu kommt, daß zum Zeitpunkt der Verabschiedung 
des StVollzG noch völlig offen war, wie die Delinquenten 
überhaupt "behandelt" werden sollten 15). Im Rahmen der 
damals vorherrschenden "therapeutischen Zuwendung" 
war die Sozialtherapie jedenfalls als "Kernstück" des mit der 
Strafvollzugs reform neugeschaffenen Maßregelsystems 
konzipiert. Im Sinne dieser Maßregellösung ist die Sozial­
therapeutische Anstalt nach einer Reihe von "Verschiebe­
gesetzen"16) niemals verwirklicht worden. Diese "Episode" 
endete damit, daß die entsprechenden Vorschriften, welche 
im Jahr 1985 endgültig in Kraft treten sollten, im Jahr 1984 
vom Gesetzgeber wieder gestrichen wurden. 

Übriggeblieben ist die Sozialtherapie im Sinne einer Voll­
zugslösung gem. § 9 StVollzG, d.h. als eine Art "besonderer 
Durchführung" des Vollzugs der Freiheitsstrafe. Da der Ge­
setzgeber aber keine konkreteren Bestimmungen über den 
sozialtherapeutischen Vollzug erlassen hat, ist nun eine Re­
gelung in Kraft, die "weder auch nur in Ansätzen erklärt, wei­
che Gefangene für diese Art von Vollzug in Betracht 
kommen, noch wie sich dieser Vollzug von dem Normalvoll­
zug der Freiheitsstrafe unterscheidet" 17). 

Diese (Rück-) Entwicklung ist nicht zuletzt vor dem Hin­
tergrund der inzwischen eingetretenen Änderung der inter­
nationalen "Großwetterlage" in Bezug auf den Resozialisie­
rungsgedanken zu sehen. Diese ist unter dem Stichwort der 
"Abkehr von der Behandlungsideologie" schon hinlänglich 
beschrieben worden 18); sie wird sowohl von sogenannten 
"neoklassischen" Positionen, die sich eine Rückkehr zur 
Tatvergeltung oder ausschließlich generalpräventiven 
Zwecken zum Ziel gesetzt haben, als auch von den mehr 
gesellschaftskritischen, vom Abolitionismus herkommen­
den Positionen propagiert 19). 

Auf der einen Seite stehen die konservativen Verfechter 
von Vergeltung und Generalprävention, die sich auf Resozi­
alisierung und Therapie nie gern haben einlassen mögen 20) 

und nun - wie etwa in den USA, wo sich dieser Meinungs­
umschwung am radikalsten durchsetzte - Strafe wieder als 
Ausdruck des Kampfes gegen das Verbrechen verstanden 
wissen wollen 21). Dies hat etwa in den USA schon zu einigen 
Gesetzesänderungen geführt: Spielte die unbestimmte Ver­
urteilung, die von der Resozialisierungsidee getragen war, 
lange Zeit eine große Rolle, so wurde diese Möglichkeit mit 
der Ablösung des Resozialisierungsgedankens stark be­
schnitten 22); in vielen Staaten wurde das Institut der unbe­
stimmten Strafe sogar ganz abgeschafft23). Die meisten 
"neoklassischen" Autoren bleiben freilich in einer unklaren 
Ablehnung der Behandlungsideologie stecken 24). 

Auf der anderen Seite stehen weite Teile der "sich pro­
gressiv fühlenden" Linken, welche das Behandlungskon­
zept ebenfalls verwerfen 25). Sie wenden sich neben grund­
sätzlichen und inhaltlichen Positionen, welche den Strafvoll­
zug generell verneinen, vor allem gegen eine vermeintlich 
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aus anderen Gesellschaftsbereichen auf das Gefängnis 
übergreifende Tendenz zu Therapeutisierung und Medika­
lisierung 26). Sie stehen damit in der Tradition von Fou­
caults 27) grundsätzlicher Kritik am Gefängnis als einem Ort 
bzw. Instrument vielgestaltiger Formen von "Behandlung" 
als einer anderen Art sozialer Kontrolle. 

Mit einer solchen Grundauffassung verbinden sich vor al­
lem Einwände 

- gegen die Definition von Kriminalität anhand individueller 
Kriterien 28) und damit gegen die Vorstellung, daß 
Zwangsmaßnahmen die Täter von der Kriminalität "hei­
len" könnten; 

- gegen die allgemeine Annahme, daß psychiatrische Be­
handlung ein geringes, harmloses Eingreifen bedeute, 
nur weil es ein Abkömmling der Medizin sei 29); 

- gegen die Annahme, Freiheitsentzug könnte geeignet 
sein, Leidensdruck und Krankheitseinsicht zu erzeugen 
und damit Therapiemotivation herzustellen. Vielmehr 
werde dadurch eine Scheinanpassung und die Einhal­
tung von Spielregeln um den Preis der Verfestigung auto­
ritärer Haltungen und Strukturen erreicheO); 

- gegen eine Praxis, welche den Behandlungsbegriff de 
facto neben dem klassischen Begriffspaar "Sicherheit 
und Ordnung" zum Legitimationsspender für neue Ein­
griffstatbestände werden läßt31 . Insofern gehöre das "be­
sondere Gewaltverhältnis" im Vollzug nur der Theorie der 
Vergangenheit an, bleibe in der Praxis der Institutionen 
des Freiheitsentzugs aber nach wie vor existent32). 
Feest33) spricht von "zusätzlichen repressiven Elemen­
ten". 

Diese Kritikrichtung insistiert geradezu auf einem medizi­
nischen Behandlungsbegriff. Daher ist zu prüfen, ob sie 
nicht um der Kritik willen dem StVollzG ein einseitig vereng­
tes Behandlungskonzept unterstellt, und ob die gesetzli­
chen Regelungen in der Bundesrepublik und im übrigen 
europäischen Ausland - ganz abgesehen von der 
europäischen Spruchpraxis zu den Menschenrechten 34) 
und den Mindestgrundsätzen - die "Behandlung" in dem 
kritisierten Sinne verstehen. Andernfalls würde dieser Streit 
ein akademischer bleiben und völlig substanzlos sein. 

Obwohl zur Zeit der Verabschiedung des dtStVollzG wie 
erwähnt noch Unklarheit über nähere Einzelheiten der "Be­
handlung" herrschte, zielte dieser Begriff nicht auf Kranken­
haustherapie, sondern meinte soziale Therapie 35). Dies 
schließt somit schon begrifflich den betreuenden, helfenden 
Umgang mit dem Gefangenen ein. Sozialtherapie in diesem 
Sinne meint somit Erweiterung sozialer Kompetenz auch 
durch Rehabilitation, berufliche Bildung, Hilfestellung bei 
der Stabilisierung oder dem Herstellen von Lebensbedin­
gungen, die ein menschenwürdiges Dasein nach der Ent­
lassung ermöglicht36). 

Dieser Begriff liegt auch dem StVollzG zugrunde. Der Ge­
setzgeber versuchte sogar, die Sozialtherapie gegenüber 
einem medizinischen Behandlungsmodell abzugrenzen, 
indem in den ersten Bestimmungen die Grundsätze (§§ 2-4 
StVollzG) der" Behandlung" abgesteckt werden, auf der an­
deren Seite Behandlung im medizinischen Sinne klar dem 
Bereich der Gesundheitsfürsorge (§§ 56 ff.) zugeordnet und 
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von anderen Behandlungsmaßnahmen im Vollzug abge­
grenzt wird37). 

Obwohl der Behandlungsbegriff mißverständlich und irre­
führend aufgefaßt werden sowie in der Vollzugspraxis si­
cherlich im Einzelfall leichtfertig medizinischen Charakter 
gewinnen kann, ist doch de lege lata die Situation ganz ein­
deutig 38). Von "Etikettenschwindel,,39) kann in diesem Zu­
sammenhang begründet keine Rede sein. 

Vielmehr scheint die Auffassung von dem Angebots­
charakter des Behandlungsvollzugs, der auf freiwilliger und 
aktiver Mitarbeit40) sowie auf "sozialem Lernen" ohne for­
mellen oder informellen Druck41 ) aufbaut, weithin konsens­
fähig zu sein. Schwind42) spricht in diesem Zusammenhang 
anstelle von Behandlungsvollzug lieber von "Chancenvoll­
zug" , dessen Chance z.B. in der Behebung von familiären, 
schulischen oder beruflichen Defiziten bestehen kann. 
Chancenverbesserung soll also Vorrang vor der Persönlich­
keitsveränderung zukommen 43). Resozialisierung in diesem 
Sinne wurde vom BVerfG als herausragendes Ziel aus dem 
Sozialstaatsprinzip abgeleitet und von ihm ebenfalls i.S. von 
Chancenverbesserung interpretiert (BVerfGE 35, 202 ff., 
235 ff.). Insofern durchzieht der Resozialisierungsgedanke 
heute als Ausdruck unserer Rechtskultur die ganze Straf­
rechtsordnung. 

Mit der Verwendung dieses weiten Behandlungsbegriffs 
steht die gesetzliche Lage in der Bundesrepublik auch im 
Einklang mit den Mindestgrundsätzen der Vereinten Natio­
nen. Schon im Jahre 1955 wurde dort "Behandlung" in ei­
nem weiten Sinne verstanden. 

Wie sieht es nun mit dem Resozialisierungsziel in ande­
ren ausländischen Vollzugsgesetzen aus? Abgesehen von 
den USA wurde vor allem in Schweden das Behandlungs­
modell ausdrücklich aufgegeben 44). Dort entspricht das 
Vollzugsziel, wie es nun in §§ 4 f., 9 des Gesetzes über die 
Kriminalpflege in den Anstalten formuliert ist, im wesentli­
chen der Regelung der §§ 2 f. des dtStVollzG45). USA und 
Schweden sind aber gerade diejenigen Länder, die einem 
mehr medizinisch geprägten Behandlungsbegriff gefolgt 
waren. 

Zwar ist auch in Finnland die Vorstellung, daß Zwangs­
maßnahmen die Täter von der Kriminalität "heilen" könnten, 
aufgegeben 46). Allerdings hat dort der Behandlungsgedan­
ke nie eine herrschende Bedeutung gehabt47). Strafen im 
herkömmlichen Sinne bleiben daher notwendig, obschon 
nicht als Mittel der Abschreckung. Den Aufenthalt im Vollzug 
soll der Gefangene für sich sinnvoll gestalten können. Hier­
zu sind ihm Therapie und Fortbildungsangebote zu ma­
chen 48). 

In den meisten anderen Ländern dagegen, welche weiter­
hin dem Resozialisierungsgedanken folgen, scheint sich der 
soziale Therapiegedanke durchgesetzt zu haben. 

(1) So wird in den Niederlanden beispielsweise Resozi­
alisierung in dem Bestreben gesehen, dem Gefangenen ei­
ne Chance zu geben, ihn auf die Gesellschaft zu orientieren, 
indem dafür gesorgt werden soll, daß die Beziehungen der 
Gefangenen zu der Gesellschaft draußen aufrechterhalten 

bleiben. AUßerdem soll gewährleistet werden, daß das Le­
ben im Gefängnis die wichtigsten Lebensbedürfnisse befrie­
digt, daß auch dort die Grundsätze der Menschlichkeit gei­
ten und daß den Gefangenen die Möglichkeit geboten wird, 
sich selbst auf ein besseres Leben in der Gemeinschaft vor­
zubereiten 49). 

(2) Ähnlich dürfte auch das Vollzugsziel in der Schweiz 
interpretiert werden, welches in Art. 37 schwStGB darauf 
gerichtet ist, "erzieherisch auf den Gefangenen einzuwirken 
und ihn auf den Wiedereintritt in das bürgerliche Leben vor­
zubereiten 50). In diesem Zusammenhang ist auch hervorzu­
heben, daß bei der gegenwärtigen Diskussion über eine Re­
vision des schwStGB die Einführung einer Sozialtherapeu­
tischen Anstalt vorgeschlagen wird - und zwar wider den 
Trend als Maßregellösung 51). Hierbei beruft man sich auf die 
insgesamt doch positive Bilanz der Legalbewährung nach 
sozialtherapeutischer Behandlung, wie sie in der Bundesre­
publik gezogen wird52). 

(3) Ganz pragmatisch stellt sich die Lage in Frankreich 
dar. Trotz Zurückdrängung des Behandlungsgedankens 
möchte man nicht mehr in alte Extreme verfallen 53). Viel­
mehr gewinnt die Idee, daß Freiheitsentzug nicht gleichbe­
deutend mit totaler Reglementierung sein muß, an Bo­
den 54). Während man dabei - im beschriebenen internatio­
nalen Trend - Chancenverbesserung auf beruflicher und 
schulischer Ebene anbietet, wird allerdings gleichzeitig 
noch immer auch auf medizinische Behandlungskategorien 
zurückgegriffen 55). 

(4) Wieder ganz im Einklang mit der Mehrheit der Länder 
definiert Italien Art. 1 Abs. 3 StVollzG die erzieherische Auf­
gabe der Strafe. Diese soll "auch durch Kontakte zur Außen­
welt auf die Wiedereingliederung des Verurteilten in die Ge­
sellschaft abzielen" 56). 

(5) Dies gilt schließlich auch für Spanien, wo die Rege­
lung des StVollzG noch durch Art. 25 Abs. 11 der spanischen 
Verfassung verstärkt wird, welcher die "Umerziehung und 
soziale Wiedereingliederung" festschreibt. Dabei scheint 
auch dort vorherrschende Meinung zu sein, daß "die Be­
handlung eines Individuums nicht darin besteht, es - wie 
wenn es sich um einen Kranken handeln würde - zu heilen, 
sondern darin, gewisse psychosoziale Methoden anzuwen­
den, um sein Wertsystem zu formen,,57). 

(6) Eine aus den unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Verhältnissen resultierende Zweiteilung des Vollzugszieles 
ergibt sich in den sozialistischen Staaten. 

Für die besonders kriminell motivierten Straftäter gilt 
auch dort in gewissen Abwandlungen das Resozialisie­
rungsziel. Dieses ist zwar mehr auf eine "erzieherische" Be­
einflussung hin ausgerichtet; es ist insbesondere in der DDR 
aus der gesetzlichen Entwicklung heraus interpretierbar: 
Dort wurde nämlich das erste StVollzG aus dem Jahr 1968, 
welches noch ganz vom Abschreckungsgedanken geprägt 
war, im Jahr 1977 abgelöst durch zwei neue Gesetze: ein 
neues Gesetz über den Vollzug der Strafen mit Freiheitsent­
zug sowie ein Gesetz "über die Wiedereingliederung der 
aus dem Strafvollzug entlassenen Bürger in das gesell­
schaftliche Leben". Vollzugsziel ist es, den Strafgefangenen 



ihre Verantwortung als Mitglieder der Gesellschaft bewußt 
zu machen und sie zur Einhaltung der Gesetze und zu einer 
verantwortungsbewußten Gestaltung ihres Lebens zu erzie­
hen. Die Erziehung umfaßt die Bereiche Arbeit, staatsbür­
gerliche Schulung, Durchsetzung von Ordnung und Diszi­
plin, die allgemeine und berufliche Bildung sowie kulturelle 
und sportliche Betätigung 58). 

Etwas anders liegen die Schwerpunkte in den übrigen 
Ländern des Ostblocks, wo die Besserungsarbeit eine typi­
sche Strafe darstellt59), beispielsweise in der UdSSR60). 

Dies macht deutlich, daß sich "Erziehung" nach dem Ver­
ständnis der sozialistischen Staaten und "Resozialisierung" 
nach "westlicher" Konzeption nicht vollständig decken. 

Die andere Seite der Vollzugswirklichkeit zeigt sich bei 
politisch motivierten Straftaten. Dort findet sich eine stren­
gere Behandlung der Gefangenen als Folge der insbeson­
dere in der DDR vertretenen Auffassung, daß die Funktion 
der Strafe gegenüber Personen, die eine Straftat aus politi­
schen Motiven begangen haben, vor allem als Unterdrük­
kung gedacht ist; dies wird als "spezielle Schutz- und Re­
pressivfunktion des sozialistischen Strafrechts" verstan­
den 61 ). 

(7) Entgegen den Zielsetzungen des materiellen Straf­
rechts, das von dem Gedanken gerechter Vergeltung be­
herrscht wird, besteht das Vollzugsziel in Japan in erster li­
nie in Besserung und Resozialisierung des Strafgefange­
nen. Dabei wird die fehlende oder auch nur partielle Dek­
kung zwischen Strafzweck und Strafvollzugsziel nicht stö­
rend oder widersprüchlich empfunden. Zwar strebt der japa­
nische Strafvollzug nach seiner Zielsetzung im wesentli­
chen dasselbe an, wie dies westliche Vollzugssysteme tun. 
Aufgrund unterschiedlicher Wertvorstellungen und Sozial­
strukturen versteht man jedoch darunter unterschiedliche 
Inhalte. Vor diesem Hintergrund sind auch die Regelungen 
im neuen japanischen "Penallnstitutions Law" von 1983 zu 
sehen, welches ausdrücklich das Resozialisierungsziel ent­
hält62). Zielen westliche Vollzugssysteme vorrangig darauf 
ab, den Gefangenen zum selbständigen und eigenverant­
wortlichen Leben in der freien Gesellschaft zu befähigen, so 
strebt der japanische Vollzug dagegen an, den Strafgefan­
genen zur freiwilligen Einordnung in die anerkannte und 
strenge hierarchisch strukturierte Gesellschaftsordnung zu 
motivieren 63). 

Zusammenfassend wird man sagen können, daß das 
Vollzugsziel der Resozialisierung weitgehend anerkannt 
ist64). Es ist regelmäßig auch gesetzlich verankert, teilweise 
sogar schon in den Landesverfassungen (durch die o.a. 
Rechtsprechung des BVerfG hat es auch in der Bundesre­
publik "Quasi-Verfassungsrang" erlangt). Die Krise der und 
Kritik an der Resozialisierungsidee war damit - von den ge­
nannten Ausnahmen abgesehen - theoretisch wohl bedeut­
samer und folgenreicher als praktisch65). 

b) Rechtsstellung der Gefangenen 

Ein weiterer wesentlicher Vergleichsaspekt ist die 
Rechtsstellung des Gefangenen. Er umfaßt die Festlegung 
der Eingriffsbefugnisse der Vollzugsbehörden sowie mögli­
che Beschwerderechte des Gefangenen, insbesondere die 
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Möglichkeit gerichtlicher Überprüfung von Maßnahmen. Be­
sonders in der Frage der Beschwerdemöglichkeiten weisen 
die verschiedenen Länderregelungen erhebliche Divergen­
zen auf. 

Im dtStVollzG sind die Eingriffstatbestände relativ genau 
geregelt, wobei allerdings die Generalklausel in § 4 11 2 eine 
gewisse Unsicherheit mit sich bringt. Vor allem die Ein­
schränkung von Grundrechten ist nicht zuletzt seit der Fest­
stellung des BVerfG (BVerfGE 33, 1 ff.), daß auch Strafge­
fangene Träger von Grundrechten sind und diese nur durch 
Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes eingeschränkt wer­
den dürfen - explizit geregelt, und zwar zum Teil im GG 
selbst (Art. 121Vund 104) bzw. in § 196 StVollzG. Es gibt da­
neben auch Grundrechte, welche als Folge der Freiheitsent­
ziehung in ihrer Ausübung beschränkt sind. Zahlreiche 
Grundrechte bleiben jedoch für den Gefangenen unbe­
sChränkt66). 

Neben dem allgemeinen Beschwerderecht des § 108 
garantiert das StVollzG in §§ 109 ff. den Rechtsweg zur ge­
richtlichen Überprüfung von Maßnahmen auf dem Gebiet 
des StrafVOllzugs. Nach Erschöpfung dieses Rechtsweges 
besteht die Möglichkeit der Verfassungsbeschwerde (§§ 90 
ff. BVerfGG) sowie die Beschwerde wegen Verletzung der 
Menschenrechte bei der Europäischen Menschenrechts­
kommission. Selbst dieses Recht auf Individualbeschwerde 
ihrer Bürger und die Zuständigkeit der europäischen Men­
schenrechtskommission wurde von den europäischen 
Staaten erst allmählich und zum Teil sehr zögernd aner­
kannt67). 

In anderen europäischen Ländern sind diese Aspekte 
nicht stets als unter rechtsstaatlichen Gesichtspunkten glei­
chermaßen befriedigend geregelt zu betrachten. 

Gerade in der Schweiz kennen nur wenige Kantone ge­
setzliche Regelungen des Strafvollzugs. In vielen Bereichen 
gelten daher Verordnungen, Dekrete und ähnliche, vielfach 
sogar unveröffentlichte Bestimmungen. Angesichts der Fül­
le hat man deshalb noch 1983 von einem "unter rechtsstaat­
lichen Gesichtspunkten geradezu skandalösen Maß an 
Rechtsunsicherheit" gesprochen 68). 

Diese Defizite in der Rechtsstellung der Gefangenen wer­
den dadurch verstärkt, daß die rechtliche Uberprüfung von 
Vollzugsmaßnahmen weitgehend der internen Verwal­
tungskontrolle vorbehalten bleibt. Beschwerden werden 
von der Anstalt wenn möglich durch "Rücksprache" mit dem 
Gefangenen erledigt und haben praktisch kaum Erfolg. 
Unter Umständen kann wegen einer Beschwerde sogar 
eine Disziplinarstrafe verhängt werden 69). Insgesamt 
scheint der Vollzugsalltag in starkem Maße von der Persön­
lichkeit und den Ansichten des Anstaltsleiters geprägt und 
bestimmt zu sein 70). Immerhin ist nach der Rechtsprechung 
des schweizerischen Bundesgerichts eine Gefängnisord­
nung mit dem Grundrecht der persönlichen Freiheit dann 
nicht vereinbar, wenn dem Gefangenen Freiheitsbeschrän­
kungen auferlegt werden, die dem Gebot eines menschen­
würdigen, von schikanösen und sachlich nicht begründeten 
Eingriffen freien Vollzuges widersprechen (BGE 102/1976, 
1a, 282). Über diesen Schutz reichen auch die Garantien 
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der Europäischen Menschenrechtskonvention nach der bis­
herigen Spruch praxis der europäischen Menschenrechtsor­
gane nicht hinaus 71). 

Eine ähnliche Ausgangslage findet sich auch in Großbri­
tannien. Auch hier herrschen vorwiegend Verwaltungsvor­
schriften vor. Selbst die strafrechtlichen Grundgedanken 
sind nirgends klar ausgesprochen 72). Das britische Recht 
kennt keine Rechtsansprüche der Gefangenen. Auch eine 
generelle gerichtliche Überprüfungsmöglichkeit für eingrei­
fende Maßnahmen ist gesetzlich nicht vorgesehen 73). Aller­
dings wurde dem "Board of Visitors", welcher die verwal­
tungsinterne Kontrolle ausübt, in einer Entscheidung des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte im Jahr 
198474) die Stellung eines unabhängigen Gerichts zuge­
schrieben, was sicherlich Lage und Ansichten des sich dort­
hin wendenden Strafgefangenen verbessert. 

In ähnliche Richtung scheint die Entwicklung auch in 
Frankreich zu gehen. Dort sind Strafvollzugsmaßnahmen 
nach allgemeinem Rechtsverständnis interne Verwaltungs­
maßnahmen. Demgemäß sind beispielsweise Disziplinar­
maßnahmen des Anstaltsleiters nicht anfechtbar. 

Dennoch hat das neue CCP aus dem Jahr 1959 die 
Institution des Strafvollstreckungsrichters geschaffen, der 
eine DoppelsteIlung einnimmt: er hat richterliche Aufgaben 
der Rechtspflege sowie administrative Aufgaben in der 
Strafanstalt. Nachdem seine Entscheidungen lange Zeit 
unbestritten dem Gebiet des Verwaltungsrechts zugeordnet 
worden waren, wofür es bei dem Verständnis als interne 
Maßnahmen nach traditioneller Auffassung keinen Rechts­
schutz vor den Verwaltungsgerichten gibt, scheint sich hier 
- u.a. nach einem Urteil des tribunal des conflits v. 4.7. 
198375) - eine zögernde Kontrollbefugnis der Gerichte her­
auszubilden 76). 

Ganz anders sieht die Lage dagegen in Italien seit Inkraft­
treten des neuen StVollzG aus. Hier sind die einzelnen Be­
reiche genau geregelt. Die Rechtsstellung des Gefangenen 
wird abgesichert durch die Einrichtung der Strafvollstrek­
kungsgerichte, bei denen es sowohl einzelne Vollstrek­
kungsrichter als auch Vollstreckungssenate gibt. Es war die 
Absicht des Gesetzgebers, die Funktion dieser Gerichte als 
Garanten der inneren Gesetzmäßigkeit der Vollzugseinrich­
tungen zu stärken. Insgesamt hat das Strafvollstreckungs­
verfahren nun alle typischen Garantien eines richterlichen 
Verfahrens 77). 

Auch in den übrigen Staaten besteht weiterhin ein 
Rechtsschutz der Gefangenen, wenn auch nach verschie­
denen Modellen. So gibt es beispielsweise in den 
Niederlanden die Überprüfung durch unabhängige Auf­
sichtskommissionen, in Schweden den sogenannten 
Ombudsman, während Spanien den Strafvollzugsrichter 
eingeführt hat. 

Ähnlich vielfältig ist das Bild in den sozialistischen Län­
dern. Das Spektrum reicht von äußerst sporadischer bis zu 
relativ breiter Kontrolle der Vollzugsmaßnahmen. 

So soll beispielsweise die Rechtsstellung der Gefange­
nen in der Sowjetunion durch ein System von Kontrollmitteln 

gesichert werden. Dazu gehören u.a. Aufsicht der staatsan­
waltlichen Organe, ein Beschwerderecht des Gefangenen, 
eine partielle gerichtliche Kontrolle sowie das Recht des Ge­
fangenen, die juristische Hilfe eines Rechtsanwalts in An­
spruch zu nehmen 78). 

In der DDR wiederum obliegt die Aufsicht über die Ge­
setzlichkeit des Strafvollzugs ganz der Staatsanwaltschaft; 
eine gerichtliche Aufsicht über den Strafvollzug sowie die 
Möglichkeit für die Gefangenen, sich gegen eine Entschei­
dung der Vollzugsverwaltung an ein Gericht zu wenden, 
sieht das DDR-Recht nicht vor 79). 

Eine gerichtliche Zuständigkeit ist nur bei Gewährung 
bzw. Widerruf der bedingten Entlassung gegeben. Jedoch 
geschieht dies auf eigene Initiative oder auf Antrag des 
Staatsanwalts bzw. Leiters der Strafanstalt; der Verurteilte 
selbst ist nicht berechtigt, einen diesbezüglichen Antrag zu 
stellen 80). 

Schließlich kennt die ungarische Rechtsordnung sogar 
gewisse subjektive Rechte des Gefangenen, etwa auf Kon­
takte mit der Außenwelt, Schriftverkehr, Besuch oder sogar 
kurzfristigen Hafturlaub. Außerdem sichert eine breite rich­
terliche Zuständigkeit für Strafvollzugssachen die Gesetz­
lichkeit und den Schutz der persönlichen Rechte der Verur­
teilten. Der Strafvollzugsrichter, der insbesondere für be­
dingte Entlassungen zuständig ist, nähert sich der Position 
des westlichen Strafvollstreckungsrichters an, ist jedoch 
bislang kaum in der Lage, von Gefangenen beklagte 
Rechtsverletzungen im Strafvollzug zu überprüfen und da­
durch Einfluß auf das Vollzugsregime und die Vollzugswirk­
lichkeit zu gewinnen 81). 

Äußerst schwierig einzuschätzen ist hingegen die 
Rechtsstellung des Gefangenen in Japan. Diese ist wohl nur 
aus dem Zusammenhang mit der streng hierarchisch ge­
gliederten Gesellschaft zu begreifen. So gibt es in der ja­
panischen Praxis weiterhin ein besonderes Gewaltverhält­
nis, an subjektiv öffentlichen Rechten lediglich das Petiti­
onsrecht, das die Gefangenen zu Beschwerden gegen Voll­
zugsmaßnahmen an den Justizminister berechtigt, ohne al­
lerdings einen Anspruch auf Bescheid zu haben. Immerhin 
bemüht man sich, die Rechte des Strafgefangenen so klar 
wie möglich zu formulieren 82). 

Resümierend läßt sich zu der Rechtsstellung der Strafge­
fangenen feststellen, daß die Bundesrepublik in puncto 
Rechtsstaatlichkeit und Rechtsschutz wenigstens auf der 
normativen Ebene fast als "Musterland" angesehen werden 
kann 83l , mindestens aber einen der vorderen Plätze 
einnimmt. Die Situation findet sich so nur noch in den eben­
falls relativ neuen, "modernen" Strafvollzugsgesetzen wie 
etwa in Italien oder Spanien. In dieser Verrechtlichung des 
Vollzugs mögen Stärke und Schwäche zugleich liegen, 
denn immerhin bedeutet sie gleichzeitig eine Einschrän­
kung des Spielraums für kriminalpädagogische und -thera­
peutische Interventionen sowie für die Experimentierfreu­
digkeit und schöpferische Phantasie. So kommt es auch, 
daß in der Praxis viele Beamte der Vollzugsverwaltung An­
träge auf Lockerungen im Vollzug zunächst einmal ableh­
nen und damit die Verantwortung solcher Entscheidungen 
auf die Gerichte abschieben. 



c) Vollzugslockerungen 

Lockerungen und Öffnung des Vollzugs sowie bedingte 
Entlassung gelten überall als wichtige Instrumente wirksa­
mer Vollzugs- und Vollstreckungspolitik, auch in Ländern, 
wo infolge einer eher schlecht ausgestatteten RechtssteI­
lung dies nicht unbedingt zu erwarten wäre. 

So ist beispielsweise in der Schweiz als gelockerte Voll­
zugsform die sogenannte "Halbgefangenschaft" bei Fort­
führung einer vorhandenen Arbeit außerhalb der Anstalt 
möglich. Von dieser Möglichkeit konnten immerhin 30 
Prozent der 1984 aus einem Gefängnis Entlassenen Ge­
brauch machen. Hinzu kommen 2 Prozent der 9600 entlas­
senen Gefangenen, die sich in "Halbfreiheit" befanden. 

Demgegenüber sieht das dtStVollzG den offenen Vollzug 
gem. § 10 als Regelform vor, wo jedoch in der Praxis nur ein 
Bruchteil der Gefangenen untergebracht ist (Ende 1984 wa­
ren es nur 11,3 Prozent). Obwohl Lockerungen des Vollzugs 
und Urlaub aus der Haft vermeintlich günstig geregelt zu 
sein scheinen, wird das Ermessen der Vollzugsbehörden 
regional sehr unterschiedlich ausgeübt. Hinzu kommt die 
zunehmende, inzwischen wohl gefestigte Tendenz der 
Rechtsprechung, Vollzugslockerungen entgegen dem 
Wortlaut des Gesetzes auch von dem an dieser Stelle 
systemwidrigen Gesichtspunkt der Schuldschwere abhän­
gig zu machen. Ein entsprechendes Urteil des BVerfG zum 
Sonderfall der lebenslangen Freiheitsstrafe (BVerfG, NStZ 
1983, 476ff.) wird inzwischen als allgemeine Rechtfertigung 
für Restriktionen bei Urlaub (vgl. z.B. OLG Stuttgart, NStZ 
1984, 525 ff. mit abI. Anm. v. Müller-Dietz, 526 f.), bei der 
Verlegung in den offenen Vollzug (z.B. OLG Frankfurt, NStZ 
1983, 140 ff. mit abI. Anm. v. Kaiser, 142 f. bzw. Feest, 143 
f.), ja sogar im Jugendstrafvollzug (z.B. OLG Frankfurt, NStZ 
1984, 382 ff. mit abI. Anm. v. Böhm, 383 ff.) herangezogen. 
Dies ist in der Lehre auf nahezu einhellige Ablehnung gesto­
ßen 84) und war - neben der Kontroverse um den Behand­
lungsvollzug - das meisterörterte strafvollzugsrechtliche 
Thema der letzten Jahre 85). 

Die Rechtsprechung ähnelt - freilich nur in mancher Hin­
sicht - der Situation in der DDR. Dort gilt neben der Höhe der 
verhängten Freiheitsstrafe und der Art der Straftat auch die 
Schwere der Schuld über die Einweisung des Verurteilten in 
den allgemeinen oder in den erleichterten Vollzug 86). Sogar 
bei der bedingten Entlassung, deren materielle Vorausset­
zung nach Art. 45 Abs. I StGB darin besteht, daß der "Zweck 
der Freiheitsstrafe" erreicht worden ist, muß nach der 
Rechtsprechung des Obersten Gerichts der DDR neben 
dem spezial- auch der generalpräventive Zweck der Strafe 
berücksichtigt werden. Selbst bei einer positiven Beurtei­
lung des Täters müsse eine Strafaussetzung zur Bewäh­
rung versagt werden, wenn dem die Umstände der Tat (d.h. 
in der Regel deren Schweregrad) entgegenstehen 87). Ge­
wisse Parallelen sind also in diesem Punkt nicht von der 
Hand zu weisen. 

Weit großzügigere Regelungen als in der Bundesrepublik 
finden sich dagegen in den Niederlanden. Seit ca. zehn Jah­
ren erhalten die Gefangenen in den offenen Einrichtungen 
an jedem Wochenende Urlaub, die in halboffenen Anstalten 
alle vier Wochen; Gefangene in geschlossenen Anstalten 
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können auf Antrag jährlich höchstens sechsmal Wochen­
endurlaub erhalten. Daneben wurde neuerdings für diejeni­
gen Gefangenen im geschlossenen Vollzug, denen aus Si­
cherheitsgründen kein Urlaub gewährt werden kann, der 
Besuch ohne Aufsicht eingeführt. Die Gefangenen können 
dann einige Stunden mit ihrer Frau, Freundin, ihren Kindern 
oder anderen Besuchern in einem Besuchszimmer allein 
sein. Diese Kontakte ohne Aufsicht (engl. "conjugal visit") 
sind nicht nur als Konzession an sexuelle Bedürfnisse ge­
dacht, sondern bedeuten den Gefangenen und ihren Besu­
chern darüber hinaus gefühlsmäßig sehr viel. Ferner ist in 
manchen geschlossenen Anstalten der Bau von sogenann­
ten Wochenendhäusern, in denen Gefangene mit ihren Be­
suchern ein oder zwei Tage bleiben können, geplant88). 

Auch in anderen Ländern bestehen Regelungen über 
Vollzugslockerungen. So bestehen beispielsweise in 
Schweden und Dänemark Präferenzen zugunsten des 
offenen Vollzugs, gibt es die sogenannte "Halbfreiheit" 
auch in Frankreich und Italien, aber auch relativ restriktive 
Ausgestaltung von Vollzugslockerungen wie etwa in 
Finnland. 

Insgesamt ist eine höchst unterschiedliche Handhabung 
dieser Instrumente zu beobachten, welche auch mit den je­
weiligen Auffassungen zur "Behandlung" im Zusammen­
hang stehen. Dies gilt insbesondere für die bedingte Entlas­
sung, welche z.B. in Österreich nur in 11 Prozent der Fälle 
ermöglicht wird, in Schweden andererseits nach einer Ge­
setzesänderung im Jahr 198389) im Rahmen einer 
"Soll"-Bestimmung schon nach der Hälfte der Haftzeit vor­
gesehen ist. 

Es gibt aber nach wie vor auch noch den disziplinierenden 
Progressivvollzug, z.B. in Italien das Instrument der Straf­
verkürzung oder in Spanien die Straftilgung bei Arbeit oder 
sonstigem positivem Auffallen des Gefangenen 90). 

Dies zeigt, daß sich die Praxis im Vollzug weitgehend ei­
nig ist, nur die Bezeichnung verschieden ausfällt. Was die 
einen "Behandlung" zu nennen pflegen, möchten die ande­
ren lieber als Humanisierung bezeichnet wissen. In den Nie­
derlanden spricht man in diesem Zusammenhang auch von 
"Orientierung auf die Gesellschaft"gll. 

Diese Analyse zeigt freilich - insbesondere anhand der 
Situation der Vollzugslockerungen in der Bundesrepublik -
auch, daß eine Beurteilung nicht bei der BetraChtung von 
gesetzlichen Bestimmungen haltmachen darf, sondern die 
Begleitumstände und die Verwirklichung in der Praxis mit 
berücksichtigen muß. Dann aber schneidet die deutsche 
Regelung bei der Gesamtbetrachtung nicht mehr so günstig 
ab, wie der bloße Blick in das StVollzG vermuten lassen 
könnte. 

d) Arbeit 

Überall in Europa, ja in der ganzen Welt, bildet die Arbeit 
den zentralen Vollzugsinhalt. So besteht denn auch in vielen 
Ländern Arbeitspflicht (neben der Bundesrepublik z.B. in 
Österreich, Dänemark, Frankreich, den Niederlanden sowie 
in den sozialistischen Ländern und Japan). Dies gilt selbst 
dann, wenn für sie keine gesetzliche Programmvorgabe be-
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steht. Sie macht vor allem einen beachtlichen Teil der Voll­
zugswirklichkeit aus und hilft, den Alltag zu bewältigen. Die 
Bedeutung der Arbeit wird namentlich dort erkennbar, wo 
die Gefangenen arbeits- und beschäftigungslos sind. Ein 
Beispiel hierfür ist Frankreich, wo oft erhebliche Probleme 
bestehen, geeignete Arbeitsplätze z.B. für Freigänger zu 
finden und die Arbeitslosigkeit überhaupt schon sehr hoch 
ist. Auch in österreich sind etwa 21 Prozent der Gefangenen 
arbeitslos 92) und in Großbritannien etwa 25 Prozent. In den 
Niederlanden dagegen scheint es keine Probleme zu ge­
ben 93) Vor allem Außen beschäftigung und Freigang sind 
belangvoll und in ihrer Bedeutung in Ost und West aner­
kannt, obschon unterschiedlich häufig praktiziert. 

So wichtig aber auch die Arbeit betrachtet wird, die Ge­
währung von Arbeitsvergütung ist weithin problematisch. 
Oftmals besteht diese lediglich in einer geringen Vergütung, 
wie z.B. in österreich 2,70 bis 4,50 S. pro Stunde. Demge­
genüber erhält der Gefangene beispielsweise im finnischen 
offenen Vollzug normalen Arbeitslohn, von dem ihm aller­
dings nur 25 Prozent zur Verfügung stehen. Selbst in den 
Niederlanden ist diese Aufgabe kaum befriedigend gelöst. 
Allerdings scheint man im Ausland die Frage nicht überall 
als so entscheidend zu betrachten, wie man dies nach der 
innerdeutschen Diskussion annehmen könnte. 

Demgegenüber gelten die staatliche Betreuung, Hilfen, 
überwachung und kaum nachstehend Aus- und Fortbil­
dung als vorrangige Gesichtspunkte. Doch ist nur ein kleiner 
Teil der Gefangenen bereit und in der Lage, die entspre­
chenden Bildungsprogramme mit Ausdauer und Erfolg zu 
durchlaufen. überforderungssituationen und Enttäuschun­
gen machen sich alsbald bemerkbar. 

4. Schlußbetrachtung 
Der Überblick verdeutlicht, daß es bei allen Divergenzen 

hinsichtlich der normativen Zielvorgaben und sonstigen Un­
terschiede übereinstimmende Trends und ähnliche Proble­
me im europäischen Strafvollzug gibt. Dabei erschweren die 
sozialistischen Länder erwartungsgemäß den Vergleich. 

In internationaler Perspektive zeigt sich, daß Gesetz und 
Recht des Strafvollzugs in der Bundesrepublik Deutschland 
besser als die Vollzugswirklichkeit bestehen können. Des­
halb lassen rechtliche Regelungen allein die Stellung der 
Gefangenen und Ausgestaltung des gerichtlichen Rechts­
schutzes noch nicht hinreichend erkennen, wie es realiter 
um Rechtsverbürgungen bestellt ist94). Notwendig ist stets 
ein umfassender Blick auf die gesamte Rechtswirklichkeit, 
der an dieser Stelle begreiflicherweise nur skizzenhaft sein 
kann. 

Die wahrnehmbaren Unterschiede zwischen den Voll­
zugssystemen bestehen in Konzept, Hecht und Wirklichkeit 
des Strafvollzugs, greifen jedoch über diesen weit hinaus. 
Sie folgen denn auch aus den jeweiligen Eigentümlichkeiten 
des Gesamtsystems der Sozialkontrolle nach Strafgesetz, 
Strafzumessungspraxis, Strafvollzugsrecht und Einstellung 
der öffentlichkeit zum Strafvollzug sowie zur Kriminalität. In 
diesem Zusammenhang nimmt das deutsche StVollzG noch 
immer einen beachtlichen Platz ein, obschon es der weite­
ren Ergänzung, des Ausbaus und der Kontrolle bedürftig 

bleibt. Folgt man den neueren Einstellungsbefragungen und 
der Akzeptanz der geltenden Sanktionsstrategien durch die 
öffentlichkeit, so läßt sich feststellen, daß im ganzen be­
trachtet die Bevölkerung Vollzugsziele und Sanktionenpra­
xis mitträgt. Die Strafrechts- und Strafvollzugserneuerung 
hat uns den Anschluß an die internationale Reformentwick­
lung, vielleicht sogar den Durchbruch gebracht. Mag die 
partielle Behandlungsorientierung in manchen Teilen der 
Welt als "verspätet" erscheinen, so sind über die Richtigkeit 
und den Erfolg dieses Vorgehens die Würfel noch keines­
wegs gefallen. Für Sanktionenpraxis und Strafvollzug im 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland jedoch hat sie An­
stöße, Erfahrungen, Humanisierung und im ganzen einen 
gewaltigen Schritt nach vorn bewirkt. Die Ausgestaltung der 
Rechtsstellung des Strafgefangenen und des Beschwerde­
systems ist ferner eine nicht gering zu veranschlagende Ei­
gentümlichkeit des deutschen Strafvollzugsrechts, die frei­
lich nicht dazu dienen sollte, inhaltliche Innovationen ent­
behrlich zu machen. 
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10 Jahre Strafvollzugsgesetz: 
Bestandsaufnahme/ 
Erfahrungen im Strafvollzug 
Hubert Wetz/er 

Seit August 1976 befinde ich mich zur Verbüßung einer 
12jährigen Freiheitsstrafe in Haft und habe so die Entwick­
lung des Strafvollzuges seit Inkrafttreten des Strafvollzugs­
gesetzes am 1.1.1977 beobachten und miterleben können. 
War zuerst Euphorie festzustellen, so stellte sich sehr bald 
eine nüchterne Betrachtungsweise ein und heute, nach 10 
Jahren Strafvollzugsgesetz, ist schließlich nur noch Resig­
nation zu erkennen. Schon 1982 habe ich gesagt, daß die 
"hochgeschraubten Erwartungen" des Strafvollzugsgeset­
zes sich im Vollzug nicht umgesetzt haben, insbesondere 
sei der Gefangene nicht in der Lage, das neue Gesetz zu 
durchschauen, die vorgegebenen differenzierten Strukturen 
seien für ihn, den Gefangenen, nicht durchsichtig, das (da­
mals) 5 Jahre alte Strafvollzugsgesetz sei ein "Sturm im 
Wasserglas" gewesen 1). Es stellte sich immer mehr heraus, 
daß das Strafvollzugsgesetz in mehrfacher Hinsicht ein 
Kompromiß war, weil es von Anfang an eine Reihe hetero­
gener und widersprüchlicher Zielsetzungen in sich vereinig­
te. Heute, nach 10 Jahren Strafvollzugsgesetz, hat sich dar­
an nichts geändert: Im Strafvollzugsgesetz geforderte Ge­
setzesfortschreibungen sind nicht erfolgt, obwohl die bei 
Verabschiedung des Gesetzes gesetzten Fristen verstri­
chen sind, oder es wurden gesetzte Fristen für eine Geset­
zesfortschreibung oder für das Inkrafttreten einzelner Vor­
schritten einfach aufgehoben und auf unbestimmte Zeit ver­
schoben ("treten durch besonderes Bundesgesetz in Kraft" 
oder "wirdzum 31.12.1985 befunden"), wobei überwiegend 
finanzielle Gründe maßgeblich waren 2). Diese Verschiebun­
gen durch das 2. Haushaltsstrukturgesetz vom 22.12.1981, 
die allein zur Konsolidierung der Staatsfinanzen beitragen 
sollten, haben dem Strafvollzug eine sozialstaatswidrige 
Sparlast auferlegt. "Aus dem Torso, den das Strafvollzugs­
gesetz (schon infolge der Übergangsbestimmungen der 
§§ 198 bis 201 ohnehin schon bildete, droht jetzt aus haus­
haltsmäßigen Gründen eine Ruine zu werden, wenn diese 
Entwicklung weiter anhält"3). Der Strafvollzug wird in der 
Praxis dem sozialstaatlichen Auftrag nicht gerecht. Die Ge­
fangenen erhalten bis jetzt für ihre Arbeit kein marktgerech­
tes Entgelt und sind auch noch nicht in die Kranken- und 
Rentenversicherung einbezogen 4). Eine Verbesserung der 
Arbeitssituation stieß sehr schnell an ökonomische 
Grenzen. Die Entlohnung geht zu Lasten der Staatskasse. 
Dies führt dazu, daß nach Verabschiedung des Strafvoll­
zugsgesetzes fast alles blieb wie bisher, abgesehen von der 
Einbeziehung der Gefangenen in die Arbeitslosenversiche­
rung. Die eigene Existenzsicherung und die ihrer Familien 
bleibt den Gefangenen nach wie vor verwehrt5). In Form ei­
ner Petition ist inzwischen ein neuer Stufenplan für das Ar­
beitsentgelt und die Einbeziehung der Gefangenen in die 
Rentenversicherung gefordert worden 6). 

Stand bis zum Inkrafttreten des Strafvollzl1gsgesetzes die 
Rechtsfigur des "besonderen Gewaltverhältnisses" im Vor­
dergrund und wurden damit auch Grundrechtseingriffe zu­
nächst gerechtfertigt, so entzog das Bundesverfassungsge­
richt dieser Rechtsfigur den Boden und hat klargestellt, daß 

die Grundrechte von Gefangenen nur durch Gesetz oder 
aufgrund eines Gesetzes eingeschränkt werden können 7). 

Nach heftigen Auseinandersetzungen in Bundestag und 
Bundesrat wurde der Strafvollzug schließlich durch das 
Strafvollzugsgesetz vom 16.3.1976 gesetzlich geregelt. Ne­
ben der Festschreibung des Vollzugsziels und der 
Grundsätze des Vollzuges erhielt der Gefangene die Mög­
lichkeit, Vollzugsmaßnahmen durch eine Strafvollstrek­
kungskammer auf ihre Rechtmäßigkeit überprüfen zu las­
sen. Doch in der Rechtsprechung traten sehr bald zwei ver­
schiedene Richtungen zutage: die eine verlangte die volle 
Überprüfung der Rechtsnormen sowohl auf der Tatbe­
stands- wie auf der Rechtsfolgenseite, eingeschränkte 
Überprüfung nur auf der Rechtsfolgenseite; die andere war 
bemüht, den Vollzugsanstalten einen großen Spielraum zu 
gestatten, und insgesamt ist festzustellen, daß nicht wenige 
Gerichte dem, was die "Erfinder" des Strafvollzugsgesetzes 
wollten, distanziert gegenüberstehen. Teilweise ist das Be­
mühen zu erkennen, durch die juristische Kunst die Straf­
vollzugsreform aufzuhalten oder teilweise rückgängig zu 
machenB) 

Sieht man die Entwicklung der Praxis in den Vollzugsan­
stalten, so stellt sich die Frage, ob dem vom Strafvollzugs­
gesetz geforderten Behandlungsvollzug Gefahr droht, 
nachdem Schuldvergeltung und Generalprävention bei der 
Gestaltung des Vollzuges und bei Entscheidungen über 
Vollzugslockerungen immer mehr dominieren 9). 

Die Situation der Angehörigen der Gefangenen ist im 
Strafvollzugsgesetz nicht berücksichtigt worden. "Mit der In­
haftierung wird die Trennung des Straffälligen von der Ge­
sellschaft perfekt, er verliert alle sozialen Rollen und Bezie­
hungen und erhält einen einzigen neuen Status, den des 
Kriminellen." Es kann grundsätzlich festgestellt werden, daß 
mit der Schließung der Anstaltspforten hinter dem Gefange­
nen seine Probleme und die seiner Angehörigen draußen 
unberücksichtigt bleiben 10). Die im Strafvollzugsgesetz dem 
Gefangenen eingeräumten Kontaktmöglichkeiten (Besuch 
und Briefwechsel) reichen nicht aus, um die Bindungen zwi­
schen Gefangenen und Angehörigen zu festigen und zu er­
halten, zumal die meisten Vollzugsanstalten über das in § 24 
StVollzG vorgeschriebene Mindestmaß von einer Stunde 
Besuchszeit monatlich nicht oder nur selten hinausgehen 
und Sonderbesuche in vielen Anstalten nicht zugelassen 
werden, Telefonate nur in den seltensten Fällen möglich 
sind 11 ). Die Gefangenen beklagen immer wieder die viel zu 
wenigen und zu kurzen Besuchszeiten. Die Gefangenen 
empfinden dadurch eine Entfremdung im Verhältnis zu ihren 
Angehörigen, weil Probleme nicht ausdiskutiert werden 
könnten. Das "Klima" sei zu Beginn des Besuchs zu "eisig", 
weil der psychische "Druck" des Gefängnisses den Besu­
cher beeinflusse, und bis eine gewisse Hemmschwelle der 
"Angst" überwunden sei, wodurch ein Gespräch Überhaupt 
erst möglich würde, sei die Besuchszeit bereits abgelaufen. 
Wie ich habe feststellen können, sind die Gefangenen "be­
friedigter", ausgeglichener, je ötter ein Besuch stattfindet 
und je länger die Besuche zeitlich dauern. Sie haben das 
Gefühl, daß sie mit ihren Angehörigen ein Problem auch 
ausdiskutieren konnten, daß sie an der Erziehung der Kin­
der beteiligt werden. Hier sind die Anstalten gefordert, durch 
großzügigere Besuchszeitenregelungen der Isolierung, vor 



allem auch der seelischen Isolation, entgegenzuwirken, 
denn die soziale Integration des Gefangenen nach der Ent­
lassung hängt wesentlich davon ab, ob tragende Beziehun­
gen erhalten geblieben bzw. geschaffen worden sind. Über­
einstimmend beklagen die Gefangenen, daß durch die der­
zeitigen Besuchsregelungen das Auseinanderleben mit den 
Angehörigen, das Entfremden von der Gesellschaft begün­
stigt werde. 

Der Schriftwechsel des Gefangenen darf in der Regel 
nicht überwacht werden. Aus Gründen der Behandlung oder 
der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt kann eine Überwa­
chung des Schriftwechsels stattfinden (§ 29 Abs. 3 
StVollzG). Dies bedeutet, daß die Vollzugsanstalten eigent­
lich in jedem Einzelfall prüfen müßten, ob die Überwachung 
des Schriftwechsels auch wirklich notwendig ist. Vor Inkraft­
treten des Strafvollzugsgesetzes wurde nach Nr. 153 
DVolizO der Schriftwechsel des Gefangenen grundsätzlich 
überwacht. Von dieser Praxis konnten sich die Vollzugsbe­
hörden auch nach Inkrafttreten des Strafvollzugsgesetzes 
nicht trennen, und da es sich bei § 29 Abs. 3 StVollzG um 
eine "Kann"-Bestimmung handelt, ordneten die Vollzugs­
behörden die generelle Überwachung des Schriftwechsels 
an, und dies allein mit der Begründung "Sicherheit und Ord­
nung der Anstalt". Die Rechtsprechung hat diese Praxis der 
Vollzugsanstalten gebilligt und es für zulässig erklärt, daß 
die Überwachung des Briefwechsels aus Gründen der Si­
cherheit und Ordnung generell zulässig sei 12). So gibt es 
bundesweit nicht eine einzige Vollzugsanstalt des geschlos­
senen Vollzuges, in der jeweils im Einzelfall geprüft und dif­
ferenziert wird. Zahlreiche Anstalten versehen ein- und aus­
gehende Briefe mit einem Sichtzeichen (mir liegen Briefe 
vor, in denen sogar deutlich sichtbar das Tagesdatum auf­
gestempelt und mit Paraphe des die Post zensierenden 
Vollzugsbeamten versehen sind), so daß für jeden außen­
stehenden Briefempfänger zweifelsfrei erkennbar wird, daß 
der Brief einer Kontrolle unterzogen worden war. Hierdurch 
wird zweifelsohne das Persönlichkeitsrecht des Gefange­
nen tangiert, denn die Vollzugsbehörde hat alles zu unter­
lassen, was Hinweise darauf geben könnte, daß der Absen­
der des Briefes sich in Haft befindet. Beanstandet wird aber 
auch immer wieder, daß es Vollzugsbedienstete gebe, die 
jeden Brief Wort für Wort lesen würden. Andererseits gibt es 
aber auch Vollzugsbedienstete, die in richtiger Anwendung 
der zwar immer noch bedenklichen Briefkontrolle sich mit 
der Sichtkontrolle oder auch mit der Kenntnisnahme des 
verbalen Inhalts begnügen. Es kommt nicht selten vor, daß 
VOllzugsbedienstete viele Stunden ihrer Dienstzeit allein auf 
die Postzensur verwenden. Es ist aber auch beobachtet 
worden, daß Vollzugsbedienstete sich untereinander über 
die Briefe des Gefangenen unterhalten, und ich habe selbst 
erlebt, daß die VollzugSbediensteten die Briefe der Gefan­
genen untereinander ausgetauscht haben und erst dann der 
Gefangene den Brief ausgehändigt bekam oder ein abzu­
sendender Brief abgesandt wurde. Daß hier zweifelsohne 
ein Mißbrauch der Postzensur vorliegt, bedarf keiner weite­
ren Erörterung. Bei der Möglichkeit der Überwachung des 
Briefwechsels haben die Vollzugsbehörden es verstanden, 
die Bestimmung des § 29 Abs. 3 StVollzG in einem Maße zu 
strapazieren, die völlig am Willen des Gesetzgebers vorbei­
geht. Die Gefangenen empfinden die Postzensur bei ihren 
Kontakten zur Außenwelt als besonders belastend und stö­
rend. 
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Die Handhabung der Überwachung des Schriftwechsels 
in den Vollzugsanstalten war Anlaß für den Deutschen Bun­
destag, sich damit zu befassen. Der Petent hatte die Praxis 
der Briefzensur gerügt und eine Änderung dahingehend 
vorgeschlagen, daß die Briefzensur grundsätzlich nicht 
stattfindet und im Einzelfall eine Überwachung des Schrift­
wechsels nur durch richterlichen Beschluß angeordnet 
werden dürfe. Der Deutsche Bundestag hat aufgrund einer 
Empfehlung des Petitionsausschusses am 28.6.1985 be­
schlossen, daß die Handhabung des § 29 StVollzG ange­
sichts der Bedeutung des Briefgeheimnisses nicht beden­
kenfrei sei, denn das Briefgeheimnis spiele namentlich beim 
Schriftwechsel des Gefangenen eine besondere Rolle. Die 
Petition wurde sowohl der Bundesregierung - dem Bundes­
minister der Justiz - als auch allen Fraktionen des Deut­
schen Bundestages für weitere Überlegungen zur Novellie­
rung des § 29 Abs. 3 StVollzG überwiesen 13). Geändert hat 
sich bis heute nichts, die Briefzensur findet nach wie vor 
so statt, wie sie vor Inkrafttreten des Strafvollzugsgesetzes 
nach der Dienst- und Vollzugsordnung üblich gewesen ist. 
Wenige Tage nach der Sitzung des Deutschen Bundesta­
ges hat die Bundestagsfraktion DIE GRÜNEN dem Peten­
ten mitgeteilt, daß sie nach der Sommerpause 1985 im Sin­
ne der Petition tätig werden würde. Die Bundestagsfraktion 
der SPD teilte dem Petenten mit, daß sie bei einer Novellie­
rung des Strafvollzugsgesetzes die Vorschläge der Petition 
berücksichtigen werde 14). Die übrigen im Deutschen Bun­
destag vertretenen Parteien hüllten sich bis jetzt in Schwei­
gen, Änderungsanträge für eine Änderung des § 29 Abs. 3 
StVollzG wurden bis jetzt nicht eingebracht. Die vor fast zwei 
Jahren abgegebenen Empfehlungen und vor allem die Be­
anstandung der Handhabung der Briefzensur in den Voll­
zugsanstalten ist in Vergessenheit geraten, die Problematik 
interessiert offenbar niemanden mehr, und es wird weiterhin 
geduldet, daß das grundgesetzlich geSChützte Briefgeheim­
nis des Gefangenen maßlos und willkürlich verletzt wird. 
Hier ist der Gesetzgeber aufgerufen, endlich zu handeln, 
denn gerade die Briefkontakte des Gefangenen zur Außen­
welt sind für seine Wiedereingliederung und zur Festigung 
seiner Bindungen von größter Wichigkeit. Die Vollzugsbe­
hörden sollten aber auch die Praxis der Briefzensur 
dringendst überprüfen und die Beanstandungen des Deut­
schen Bundestages dabei nicht unberücksichtigt lassen, 
denn der Briefwechsel ist für den Gefangenen ohne Zweifel 
wichtig. 

Ein schon zur Zeit der Strafrechts reform 1969 vorhan­
denes Problem ist vom Gesetzgeber bei den Beratungen 
des Strafvollzugsgesetzes nicht berücksichtigt worden: Die 
Zahl der Gefangenen und die Art der Unterbringung sowie 
die Tatsache, daß die bestehenden Anstalten entweder im 
vergangenen Jahrhundert oder um die Jahrhundertwende 
erbaut worden sind und nicht die Anforderungen erfüllen 
können, die für einen sinnvollen Behandlungsvollzug not­
wendig sind. Gingen die Zahlen der Gefangenen aufgrund 
der Strafrechtsreform 1969 von 54.680 Gefangenen in 283 
Anstalten Ende 1968 bis Ende 1969 auf 46.500 Gefangene 
in 218 Anstalten und bis Ende 1970 auf 43.000 Gefangene 
in 211 Anstalten zurück, so war bis Ende 1971 bereits wie­
der eine Steigerung auf 46.700 Gefangene in 195 Anstalten 
festzustellen. Ende 1973 waren es dann bereits 50.600 
Gefangene in 185 Anstalten. Als das Strafvollzugsgesetz 
am 1.1.1977 in Kraft trat, gab es in nur noch 167 Anstalten 
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49.800 Gefangene, Ende 1977 waren es dann bereits wie­
der 51.000 Gefangene. Bei diesen steigenden Gefange­
nenzahlen und während die verhängten Strafen länger wur­
den, waren die meisten Vollzugsanstalten seit 1977 überbe­
legt; es wurden Oberbelegungen von bis zu 47 %, im Saar­
land sogar über 74 % ermittelt 15). 

Das OLG Hamm hat bereits 1967 entschieden, daß die 
Unterbringung von drei Gefangenen gemeinsam in einer 
Zelle mit einer Grundfläche von 8,52 qm und einem Raumin­
halt von 23,43 cbm und einer in der Zelle befindlichen Toilet­
te ohne Luftschacht und ohne Schamwand insgesamt un­
würdig und erniedrigend ist, den Anspruch des Gefangenen 
auf Achtung seiner Persönlichkeit und damit seine Würde 
verletze und deshalb rechtswidrig sei 16). Diese bedeutungs­
volle Entscheidung, fast 10 Jahre vor Inkrafttreten des Straf­
vollzugsgesetzes ergangen, geriet mehr als 15 Jahre in Ver­
gessenheit, und erst seidem Gefangene immer mehr die 
StrafvOllstreckungskammern bemühen, ihre Unterbringung 
zu überprüfen, wurde diese Entscheidung wieder von Be­
deutung. 

Das am 1.1.1977 in Kraft getretene Strafvollzugsgesetz 
bestimmt in § 18 Abs. 1 Satz 1, daß Gefangene während der 
Ruhezeit allein in ihren Hafträumen unterzubringen sind. 
Der Gesetzgeber hat jedoch zugleich in § 201 Nr. 3 StVollzG 
eine Obergangsregelung geschaffen, nach der für eine im 
Gesetz nicht genannte Zeit Ausnahmen von diesem Grund­
satz für Anstalten zugelassen sind, die bei Inkrafttreten des 
Strafvollzugsgesetzes schon bestanden, solange die räum­
lichen Verhältnisse der Anstalten dies erfordern. Mit dieser 
Regelung hat der Gesetzgeber einerseits die Konsequenz 
daraus gezogen, daß in der Art des Strafvollzuges keine 
über den Freiheitsentzug hinausgehende Übelszufügung 
liegen soll, wobei die Grundrechte des Gefangenen auf 
Wahrung seiner Menschenwürde (Art. 1 GG) und Schutz 
seiner Intimsphäre (Art. 2 GG) möglichst unangetastet zu 
bleiben haben, und daß ein um Wiedereingliederung be­
mühter Vollzug (§ 2 StVollzG), in dem das Leben den allge­
meinen Lebensverhältnissen soweit als möglich anzuglei­
chen und schädlichen Folgen des Freiheitsentzuges entge­
genzuwirken ist (§ 3 StVollzG), es erfordert, dem Gefange­
nen einen Rest von Privatsphäre zu belassen. Andererseits 
hat der Gesetzgeber jedoch in erster Linie Rücksicht darauf 
genommen, daß die sachlichen Voraussetzungen für eine 
solche Ausgestaltung des Vollzuges im Zeitpunkt des In­
krafttretens des Strafvollzugsgesetzes nicht vorlagen und 
nur nach und nach kontinuierliche Verbesserungen der 
äußeren Bedingungen in den vorhandenen Anstalten zu er­
reichen sind 17). 

Nach § 145 StVollzG hat die Aufsichtsbehörde die Bele­
gungsfähigkeit für jede Anstalt festzusetzen. Dabei ist diese 
so festzusetzen, daß eine angemessene Unterbringung 
während der Ruhezeit gewährleistet ist. Überdies soll § 145 
StVollzG gewährleisten, daß eine Anstalt nicht mit mehr Ge­
fangenen belegt wird, als in ihr entsprechend den Vorschrif­
ten über die Vollzugsgrundsätze und die Rechtsstellung des 
Gefangenen behandelt, beschäftigt und versorgt werden 
können. Schließlich enthält § 146 Abs. 1 StVollzG das 
Verbot der Überbelegung, vorübergehende Ausnahmen be­
dürfen der Zustimmung durch die Aufsichtsbehörde (§ 146 
Abs. 2 StVollzG). Mit der Bestimmung in § 145 StVollzG, daß 

die Aufsichtsbehörde die Belegungsfähigkeit festsetzt, hat 
der Gesetzgeber den Justizverwaltungen der Länder ein In­
strument in die Hand gegeben, mit dem ein Mißbrauch nicht 
mehr ausgeschlossen war; die Justizverwaltungen strapa­
zierten diese Bestimmung über alle Maßen. Sie setzen die 
Belegungsfähigkeit einer Anstalt meist nach der Zahl der 
Gefangenen fest, die gerade mal untergebracht werden 
müssen. Aber auch Anstalten selbst griffen zu "Tricks": Sie 
verwendeten Hafträume für andere Zwecke (für vermehrten 
Bedarf an Büroräumen, Arbeitszellen, Lagerzellen usw.), 
ohne daß die Belegungsfähigkeit der Anstalt herabgesetzt 
wurde 18). Ergebnis war, daß vermehrt Gefangene in Notge­
meinschaften untergebracht werden mußten. Schließlich 
griffen die Vollzugsbehörden, nachdem die Unterbringung 
der Gefangenen in Notgemeinschaften immer mehr in der 
Offentlichkeit auf harte Kritik stieß, zu einem völlig neuen 
"Trick", um die Belegungsfähigkeit der Anstalten zu erhö­
hen. Die zwischen zwei Einzelzellen befindliche MitteItrenn­
wand wurde herausgebrochen, und es entstand so eine 
neue Gemeinschaftszelle, in der nun 4 und 5 Gefangene un­
tergebracht wurden 19). Dies führte in den Anstalten zu einer 
erheblichen Steigerung der Belegungsfähigkeit, und die Ju­
stizverwaltung setzte diese daraufhin neu, jedoch wesent­
lich höher fest. Hier kann man ohne Zweifel von "bürokrati­
schen Scheinlösungen" sprechen, denn durch solche Maß­
nahmen wird zwar die Haftplatzkapazität erweitert, aber die 
Haftbedingungen verändern sich nicht, vielmehr ver­
schlechtern sie sich, weil dadurch mehr Gefangene in Ge­
meinschaftshafträumen untergebracht sind, die Zahl der 
Einzelzellen sich aber drastisch erniedrigt20). 

Nach 1967 befaßten sich dann 1979 das Kammergericht 
und das LG Gießen 21) mit der Unterbringung der Gefange­
nen. 1982 mUßte sich dann das LG Braunschweig 22) mit der 
Rechtmäßigkeit der Unterbringung der Gefangenen befas­
sen, und prompt wurde die Unterbringung in einer Einzelzel­
le mit zwei Gefangenen für rechtswidrig erklärt. 1985 muß­
ten sich das LG Gießen und das OLG Frankfurt mehrmals 
mit der Frage der Unterbringung der Gefangenen in der JVA 
Butzbach befassen, und die Unterbringung wurde jeweils für 
rechtswidrig erklärt23). Diese Entscheidungen waren Anlaß, 
daß die JVA Butzbach nunmehr mit Billigung des Hessi­
schen Ministers der Justiz von den Gefangenen eine Einver­
ständniserklärung darüber verlangt, daß die Gefangenen 
mit ihrer rechtswidrigen Unterbringung in einem Gemein­
schaftshaftraum mit mehreren Gefangenen einverstanden 
sind; die JVA Butzbach ist seit 1977 permanent zu etwa 
47 % überbelegt. Durch das Abverlangen einer Einver­
ständniserklärung von den Gefangenen erklären diese sich 
mit ihrer rechtswidrigen Unterbringung einverstanden, sie 
sind damit auch gleichzeitig mit einer auf Dauer angelegten 
Verletzung ihrer Menschenwürde einverstanden. Der Hes­
sische Minister der Justiz hat dazu erklärt, daß damit eine 
Verlegung gegen den Wunsch der betroffenen Gefangenen 
vermieden werden soIl24). 

Bereits diese wenigen Beispiele zeigen, daß die Vollzugs­
anstalten durch die Überbelegung nicht in der Lage sind, die 
räumlichen Voraussetzungen für einen behandlungsorien­
tierten und menschenwürdigen Strafvollzug zu schaffen. 
Der Gesetzgeber hat trotz der positiven Ansätze in den §§ 
18,144,145 und 146 StVollzG übersehen, daß es nicht aus­
reicht, nur diese Vorschriften zu erlassen, sondern daß auch 



die räumlichen Voraussetzungen für einen behandlungsori­
entierten Strafvollzug geschaffen werden müssen. Gefäng­
nisneubauten sind dazu ganz sicherlich nicht erforderlich, 
sondern es müssen andere gangbare Wege gefunden wer­
den, die inzwischen auch zahlreich von der Wissenschaft 
aufgezeigt worden sind. 

Bei steigenden Gefangenenzahlen und vermehrten Auf­
gaben im Vollzug blieb die Zahl der Vollzugsbediensteten 
weitgehendst hinter dem Erfordernis einer personellen Aus­
stattung des Vollzuges zurück, ja es gab sogar Personalein­
sparungen. Jedenfalls war und ist das Zahlenverhältnis von 
Beamten zu Gefangenen nicht realistisch genug, um den 
Aufgaben des Vollzuges gerecht zu werden. Infolge der 
überbelegungen der Anstalten und der knappen Personal­
situation mußten die Bediensteten überstunden leisten, und 
ein Behandlungsvollzug konnte von ihnen nicht mehr durch­
geführt werden. Die Politiker erkannten nicht, daß sie gefor­
dert waren zu handeln, daß durch Erhöhung des Steilen­
schlüssels der Strafvollzug ausreichend mit Personal aus­
gestattet werden mußte, wenn ein Behandlungsvollzug 
möglich werden sollte 25). Schon sehr früh habe ich kritisiert, 
daß die Strafvollzugsbediensteten sich an der Grenze ihrer 
physischen und psychischen Belastbarkeit befinden und 
dieser unhaltbare Zustand dazu führe, daß sie nicht mehr in 
der Lage seien, den Aufgaben des Strafvollzugsgesetzes 
gerecht zu werden. Sie würden über die Maßen belastet 
durch neue und zusätzliche Aufgaben, die größer werdende 
Behandlungsbedürftigkeit der Gefangenen, die überbele­
gung der Vollzugsanstalten, die wachsende Zahl inhaftierter 
Drogenabhängiger, Ausländer, insbesondere aber durch 
eine zu dünne Personalausstattung. Ein Strafvollzug, der 
von Stelleneinsparungen und -kürzungen betroffen ist, kann 
seinen gesetzlichen Aufgaben nicht mehr gerecht werden. 
Die permanente überlastung der Strafvollzugsbediensteten 
führt dazu, daß sie nicht mehr den vom Gesetz geforderten 
Behandlungsvollzug, sondern den Verwahr(losungs)voll­
zug praktizieren müssen, obwohl sich die Mehrheit der Voll­
zugsbediensteten dagegen wehrt. Personalmangel, Stel­
leneinsparungen, Beförderungs- und Besetzungssperren 
(freiwerdende Stellen bleiben in Nordrhein-Westfalen sechs 
Monate unbesetzt) haben zu einer enormen psychischen 
und physischen Belastung geführt. Schon die Tätigkeit unter 
"normalen" Vollzugsbedingungen schafft Streß. Der re­
pressive Charakter des Strafvollzugs, die gegensätzlichen 
Interessen von Strafvollzugsbediensteten und Gefangenen 
und die daraus resultierenden ständigen Konflikte schaffen 
eine Umwelt, die für die VOllzugsbediensteten bedrohlich 
wirken müssen. Auch die Zahl der arbeitslosen Gefangenen 
bringt zusätzliche Belastungen und vermehrte Aufgaben, 
die sie nur unter weiterer Steigerung der so schon vorhan­
denen Streßsituation bewältigen können. 1985 habe ich 
dann nochmals ganz deutlich auf die Probleme hingewiesen 
und bemerkt, daß die Politiker sich ihrer Verantwortung, die 
sie gegenüber den StrafvollzugSbediensteten, den Gefan­
genen und der Bevölkerung haben, nicht bewußt sind26). Zur 
Zeit wird erkennbar, daß eine - wenn auch nur geringfügige 
- Entlastung des Vollzugspersonals sich durchzusetzen 
scheint. Die Ursachen liegen darin, daß in einigen Bundes­
ländern die Zahl der Gefangenen geringfügig abnimmt und 
die Planstellen für die Vollzugsbediensteten erhöht werden 
(so gab es 1986 in Nordrhein-Westfalen 148 neue Planstel­
len), andererseits aber auch durch Gefängnisneubauten 
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Verschiebungen stattfinden, weil überbelegte Anstalten Ge­
fangene abgeben und Stellen neu besetzt oder neue Plan­
stellen bei den neu errichteten Gefängnissen geschaffen 
werden 27). Es bleibt zu hoffen, daß trotz er prekären Finanz­
lage der Länder weitere Bedienstete eingestellt werden, da­
mit der Vollzug auch personell den Aufgaben des Strafvoll­
zugsgesetzes gerecht werden kann. 

Eine der wichtigsten Behandlungsmaßnahmen ist die Un­
terbringung des Gefangenen im offenen Vollzug (§ 10 Abs. 1 
StVollzG). Die Unterbringung im offenen Vollzug soll der 
Regelvollzug sein, doch dies ist bis jetzt noch immer nicht 
der Fall. Nach § 201 Nr. 1 StVollzG a.F. sollte der Gefange­
ne nur bis zum 31.12.1985 im geschlossenen Vollzug unter­
gebracht werden können, solange die räumlichen, perso­
nellen und organisatorischen Anstaltsverhältnisse dies er­
fordern. Demzufolge konnte die Unterbringung im offenen 
Vollzug auch aus übergangsbedingten Gründen neben den 
in § 10 Abs. 1 StVollzG genannten Kriterien abgelehnt wer­
den. Durch das Zweite Haushaltsstrukturgesetz 28) wurde § 
201 Nr. 1 StVollzG geändert und in § 198 Abs. 4 StVollzG 
festgeschrieben, daß über die Fortgeltung des § 201 Nr. 1 
StVollzG zum 31.12.1985 befunden werde. Dieser Termin 
ist inzwischen verstrichen, ohne daß der Gesetzgeber ent­
sprechend seiner eigenen früheren Verpflichtung zum 
31.12.1985 neu befunden hätte. Erst kürzlich hat die Bun­
desregierung erklären lassen, daß sie kein Bedürfnis für ei­
ne Ergänzung des Strafvollzugsgesetzes zu erkennen ver­
mag, weil die Regelungen für die Unterbringung im offenen 
Vollzug ausreichend seien, und im übrigen wären die Län­
der bemüht, den offenen Vollzug in dem erforderlichen Um­
fang des § 10 StVollzG auszubauen 29). Hier übersieht der 
Gesetzgeber, daß der Gefangene im offenen Vollzug durch 
die behutsame und schrittweise Gewährung von Vollzugs­
lockerungen an die Freiheit herangeführt und langsam dar­
an gewöhnt werden soll, mit den ihm gewährten Freiheiten 
umzugehen. Er soll- mit Hilfe eines sozialen Trainings - zur 
Annahme einer Lebensgrundlage veranlaßt werden, die ihm 
erst den deliktsfreien Umgang mit der Freiheit ermöglicht. 
Hier ist die Frage aufzuwerfen, ob der offene Vollzug derart 
ausgestattet ist, daß er dem Gefangenen die entsprechen­
den Behandlungsangebote machen, soziales Training 
überhaupt bieten kann, oder ob es sich um reine Arbeitsla­
ger handelt, wie mir zum Beispiel durch viele Gefangene be­
richtet worden ist. Auch Oberheim kommt zu der Feststel­
lung, daß die Arbeitslager in Ober-Ems (Nordrhein-Westfa­
len) dem offenen Vollzug zugerechnet würden 30). Welche 
Zustände im offenen Vollzug im Bereich der Außensteilen 
Ober-Ems bestehen, soll an einem Beispiel verdeutlicht 
werden. Ein Gefangener, der bereits im geschlossenen 
Vollzug mehrfach Urlaub erhalten hatte und sich dann im 
Bereich der Außensteilen Ober-Ems befand, mußte eine ge­
richtliche Entscheidung herbeiführen, damit er überhaupt 
am sonntäglichen Gottesdienst seiner Konfession teilneh­
men konnte. Die Anstaltsleitung hatte die Teilnahme am 
sonntäglichen Gottesdienst mit der Begründung verweigert, 
der Gefangene müsse sich erst noch im offenen Vollzug be­
währen 31). Nachforschungen haben ergeben, daß im Be­
reich der AußensteIlen Ober-Ems Gefangenen grundsätz­
lich eine Teilnahme am sonntäglichen Gottesdienst nicht 
gestattet wird. Anfang 1985 berichtete eine örtliche Tages­
zeitung über die im offenen Vollzug im Bereich der Außen­
stelien Ober-Ems untergebrachten Gefangenen und über 
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das, was diese erreichen wollten: "Die Knackis, wie sie sich 
auch selber oft nennen, sind in der Stadt und im gesamten 
Oberemsgebiet zwar als Arbeitskräfte begehrt, aber anson­
sten begegnet man ihnen mit Mißtrauen. Wir wollen die 
Hand ausstrecken in der Hoffnung, daß sie auch von verant­
wortungsbewußten Menschen angenommen wird"32l. Ge­
fangene hatten versucht, dem in § 2 StVollzG gesetzten 
Vollzugsziel gerecht zu werden: "Soziale Verantwortung 
kann man nur erlernen, wenn man uns am sozialen Leben 
teilhaben läßt." Sie wollten Kontakte zu Vereinen und Ver­
bänden sowie zu verantwortungsvollen Bürgern. Ergebnis 
dieser Aktion war: der Gefangene, der sich für diese Kontak­
te in der Offentlichkeit stark gemacht hatte, wurde in den ge­
schlossenen Vollzug zurückverlegt 33) Von zahlreichen Ge­
fangenen, die im offenen Vollzug im Bereich der AußensteI­
len Ober-Ems untergebracht waren, wurde mir bestätigt, 
daß es eine enorme psychische Belastung sei. So heißt es in 
einem Brief: "Ich habe sehr viel in mir aufnehmen müssen, 
nach so langer geschlossener Haft ist allein der Blick in die 
Weite auf Dauer anstrengend und ermüdend. Gelbe und 
Disziplinarstrafen hagelt es jedenfalls schnell, und große 
Klappen hat man hier schon gar nicht gern. Ich habe mich 
zwar bisher zurückgehalten, konnte einem Streitgespräch 
mit dem stellvertretenden Lagerleiter gerade noch auswei­
chen, der mir das StVollzG etwas seltsam auslegte. Hof­
fentlich halte ich das die 9 Monate bis zur Umschulung 
durch, sonst muß ich zwischendurch wohl mal vorsichtshal­
ber das Lager wechseln." In einem anderen Brief heißt es 
wie folgt: "Die Zustände in Oberems sind wirklich katastro­
phal. Abgesehen von der Behandlung durch die Beamten, 
das W ... -Landrecht ist noch Gold gegen das Oberemser 
Kultrecht, findet man nach der Arbeit und am Wochenende 
keinerlei Ruhe für vernünftige Arbeit." In einem anderen 
Brief heißt es:" Den Oberemser Vollzug empfinde ich viel 
schlimmer als in W ... Ruhe findest Du hier nie. Hier gibt es 
bis aufs Fernsehen keinerlei Freizeitangebote, die Zockerei 
wird großgeschrieben." Aus allen Briefen, die ich während 
vieler Jahre erhalten habe, geht hervor, daß allein die Unter­
bringung in Vier-Mann-Hafträumen als besonders schlimm, 
als unmenschlich und störend empfunden wird und Raum 
für eine Privatsphäre nicht vorhanden sei. Beklagt wird von 
allen Gefangenen, daß keinerlei Freizeitangebote gemacht 
werden. Nach der Arbeit werden die Gefangenen sich selbst 
überlassen, und dann bleibt ihnen nur die Wahl zwischen 
Fernsehen oder Pokern. Aus Gesprächen mit vielen Gefan­
genen ist mir aber auch bekannt, daß sie mit einer Verlegung 
in den offenen Vollzug der AußensteIlen Ober-Ems nur des­
halb einverstanden sind, weil sie im geschlossenen Vollzug 
keinen Urlaub bekommen oder weil die Anstalt die Urlaubs­
gewährung von einer Bewährung im offenen Vollzug abhän­
gig gemacht hat. Entscheidend ist oft auch, daß in Nord­
rhein-Westfalen im geschlossenen Vollzug nur 12Tage und 
im offenen Vollzug 21 Tage Urlaub im Jahr gewährt werden 
können. Oft ist die Unterbringung im offenen Vollzug der 
Außensteilen Ober-Ems eine zwingende Voraussetzung 
dafür, wenn der Gefangene einen Lehrgang oder eine Um­
schulung machen möchte. Nach meinen Erkenntnissen ist 
die Versagerquote gerade im Bereich der AußensteIlen 
Ober-Ems sehr hoch, und viele Gefangene ziehen ihre Ein­
willigung nach dem ersten oder zweiten Urlaub zurück und 
lassen sich wieder in den geschlossenen Vollzug zurückver­
legen. Dies sollte eigentlich zu denken geben. Natürlich 
kann man die hier geschilderten Beispiele und zitierten Brie-

fe nicht auf den gesamten offenen Vollzug übertragen. Man 
kommt aber sicherlich nicht umhin, sich mit der Ausstattung 
des offenen Vollzuges einmal intensiver zu befassen. Die 
Rechtsprechung hatte bis jetzt noch keinen Anlaß, sich mit 
der Ausgestaltung des offenen Vollzuges - wie Unterbrin­
gung, Freizeitgestaltung usw. - auseinanderzusetzen. 

Viel zu oft hat sich die Rechtsprechung mit der Gestaltung 
der Vollzugspläne befassen müssen. § 7 StVollzG macht 
hierzu klare Vorgaben, und trotzdem kann gesagt werden, 
daß mehr als 50 % aller Gefangenen Vollzugspläne haben, 
die nicht den Vorgaben des § 7 StVollzG entsprechen. Eine 
Überprüfung der Vollzugspläne in der JVA Schwalmstadt im 
April/Mai 1985 ergab, daß 40 % der Gefangenen überhaupt 
keine Vollzugspläne hatten. Weitere 50 % hatten Vollzugs­
pläne, die älter als ein Jahr waren 34l. Die Mehrzahl der Ge­
fangenen bemängelt, daß sie nicht oder nicht ausreichend 
an der Gestaltung oder Fortschreibung des Vollzugsplans 
beteiligt würden. Es gibt Anstalten, in denen der Gefangene 
erst nach Monaten erfährt, daß eine Vollzugsplankonferenz 
stattgefunden hat. Aus zahlreichen Anstalten ist mir mitge­
teilt worden, daß eine Vollzugsplanfortschreibung erst auf 
Antrag des Gefangenen erfolgte, die Anstalten also von sich 
aus überhaupt nicht tätig geworden wären. Übereinstim­
mend ist mir aber berichtet worden, daß die Vollzugspläne 
nicht transparent genug wären, die Anstalten diese den Ge­
fangenen nicht verständlich mache. Hier dürfte ein erhebli­
cher Nachholbedarf bestehen, damit der Gefangene Sinn 
und Inhalt nicht nur des § 7 StVollzG, sondern auch den In­
halt des Vollzugsplans versteht und dadurch aktiviert wird, 
an seiner Behandlung mitzuarbeiten. Eine solche Bereit­
schaft beim Gefangenen setzt aber voraus, daß er grund­
sätzlich an der Erstellung und Fortschreibung des Vollzugs­
plans beteiligt wird und nicht erst nach Wochen oder 
Monaten erfährt, daß die Vollzugsplankonferenz ohne seine 
Beteiligung stattgefunden hat. 

Hier habe ich versucht, einige Problemfelder im Strafvoll­
zug aufzuzeigen. Durch den mir vorgegebenen Rahmen ist 
es einfach unmöglich, den gesamten Strafvollzug einer 
Wertung zu unterziehen. Ich wollte deshalb auch nur durch 
das Anreißen einiger Mängel zum Nachdenken anregen. 
Trotz der hier grob aufgezeigten Mängel sind durch das 
Strafvollzugsgesetz Ansätze einer Humanisierung und li­
beralisierung erkennbar, und es bedarf noch harter Arbeit, 
bis der Strafvollzug in der Lage sein wird, einen umfassen­
den Behandlungsvollzug zu ermöglichen. Aber auch der 
Gesetzgeber ist gefordert, endlich zu handeln und die be­
gonnenen Reformen fortzusetzen. Das Vollzugsziel hat eine 
klare Vorgabe: Der Gefangene soll befähigt werden, in Frei­
heit ein Leben in sozialer Verantwortung ohne Straftaten zu 
führen. Dies setzt aber voraus, daß der Strafvollzug dem 
Gefangenen therapeutische Hilfen gewährt, daß er ihn bei 
der Einübung gesellschaftsadäquater Verhaltensweisen 
unterstützt und fördert. Der StrafvOllzug muß dem Gefange­
nen Hilfe beim Training zum Einüben von Selbstverantwor­
tung und Selbstkontrolle und im Umgang mit anderen ge­
ben. Der Gefangene muß aus der Rolle des bloßen Objekts 
staatlichen Handeins heraus, um ihn mit Hilfe im Verlauf des 
Strafvollzugs zu einem eigenen in Selbstverantwortung fä­
higen Subjekt zu machen. Die Bereitschaft des Gefangenen 
zur Mitwirkung an seiner Behandlung muß verstärkt geför­
dert werden. Dazu muß der Staat aber auch die erforderli-



chen personellen und finanziellen Mittel bereitstellen. Der 
Strafvollzug ist darauf auszurichten, daß dem Gefangenen 
geholfen wird, sich in das Leben in Freiheit einzugliedern, 
damit er soziales Verständnis und soziales Verhalten eben­
so erlernen kann wie Konfliktfähigkeit zu entwickeln. Dazu 
müssen im Strafvollzug die noch immer fehlenden Grundla­
gen geschaffen werden. Alle für den Strafvollzug Verant­
wortlichen müssen sich bewußt werden, daß die Strafvoll­
zugsreform noch nicht zu Ende sein darf, denn dann wäre 
sie in ihren Anfängen bereits gescheitert. 
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Behandlung als Rechtsbegriff 
HeikeJung 

I. Von der Crux abstrakter Begriffe 

Von der Behandlung des Gefangenen spricht man mit 
großer Selbstverständlichkeit; auch Behandlungsvollzug ist 
als Begriff eingebürgert. Man handhabt diese Begriffe als 
Formeln pönologischer Verständigung, ohne freilich ganz 
sicher zu sein, ob der andere dasselbe darunter versteht. 
Solche Unsicherheiten nimmt man vielfach mit dem Hinweis 
darauf in Kauf, im Grunde wisse doch jeder, was gemeint 
sei. Man drückt sich vor Klarsteilungen, was insofern Ver­
wunderung auslöst, als der Begriff des Behandlungsvollzu­
ges andererseits gerne als Chiffre zur Charakterisierung 
des Vollzuges überhaupt genommen wird. Nun schillern ab­
strakte Begriffe zumeist in vielen Farben. Dies macht den 
Versuch einer begrifflichen Annäherung jedoch nicht ver­
zichtbar, erst recht dann nicht, wenn das gesamte System 
des Vollzuges darauf gründet oder zumindest gründen soll. 
Die Tücke derartiger Fundamentalbegriffe als Rechtsbegrif­
fe liegt darin, daß sie in aller Regel zugleich ein rechtspoliti­
sches Programm signalisieren. Im rechtspolitischen 
Schlagabtausch denaturiert aber ein Begriff vielfach zur for­
melhaften Koordinate eines bestimmten Standpunktes, oh­
ne daß man in eine inhaltliche Diskussion eintritt. 

Die rechtspolitische Dimension des Behandlungsbegriffs 
wird auch darin deutlich, daß die kriminologische Forschung 
sich zu keiner Zeit, zu der die Praxis noch hinter der Reali­
sierung der Konzeption herläuft, zum Teil schon wieder an­
schickt, die Grundfesten dieses Modells zu erschüttern. 
Allenthalben ist von einer Ernüchterung die Rede, spricht 
man schon fast geringschätzig von der "Behandlungseu­
phorie" der beginnenden siebzig er ,Iahre. 1) Bahnt sich hier 
eine Ablösung des Leitbegriffs an oder werden unter dem 
Mantel desselben Begriffs nur inhaltliche Retuschen vorge­
nommen, wird man sich fragen. Oder hat man vielleicht gar 
von Anfang an mit mehreren Begriffen der Behandlung ope­
riert? Eines steht jedenfalls fest: Wenn von Behandlung die 
Rede ist, schwingen unterschiedliche Vorstellungsbilder 
mit, verlassen wir den Boden der klaren und zugleich in­
haltsreichen Abgrenzungen und der begrifflichen Treffsi­
cherheit, wie sie uns juristische Ableitungszusammenhänge 
sonst zu suggerieren scheinen. Dies hängt einmal damit zu­
sammen, daß wir es mit der Inkarnation kriminalpolitischer 
Strategien auf aggregiertem Niveau zu tun haben. Es spielt 
aber auch der unbefriedigende Forschungsstand mit, der 
allzu exakte begriffliche Kanonisierung problematisch er­
scheinen läßt. Schließlich liegt die Definitionsmacht nicht al­
lein bei den Juristen, ist vielmehr das interdisziplinäre Mit­
einander gefragt. 

Wer auf dem Glatteis divergierender fachlicher Methoden 
und Positionen nicht ausgleiten will, wird sich damit beruhi­
gen, daß der Bezug der Behandlung zum Strafvollzug zu­
mindest zu einer Art Vorklärung und Konturierung beitragen 
könnte. Andere werden die Legitimität einer solchen Be­
trachtungsweise in Zweifel ziehen, weil die Methode die In­
stitution prägen müsse und nicht umgekehrt. Nur legt uns 
das Gesetz auf solche institutionellen Verknüpfungen fest, 
indem es Behandlung des Gefangenen zum Zwecke seiner 

Resozialisierung im Rahmen des Vollzuges der Freiheits­
strafe verlangt. 

Möglicherweise gibt der Gesetzgeber uns damit freilich 
ein absurdes Programm auf. Ehe wir uns freilich auf eine so­
zialwissenschaftliche Gegenkontrolle einlassen, sollten wir 
uns zunächst einmal darüber Klarheit verschaffen, wie die 
normative Entscheidung des Gesetzgebers denn im einzel­
nen beschaffen ist und von welchen Gesichtspunkten der 
Gesetzgeber dabei ausgegangen ist. Niemand wird freilich 
nach den bisherigen Überlegungen übertriebene Hoffnun­
gen hegen können, aus dem Strafvollzugsgesetz oder einer 
sonstigen gesetzlichen Regelung eine präzise Umschrei­
bung des Behandlungsbegriffes entnehmen zu können. 
Vielmehr steht zu vermuten, daß wir auf das human- und so­
zialwissenschaftliche Bezugsfeld verwiesen werden. Hier 
schimmert nicht nur der Therapiebegriff, sondern auch die 
Problematik der Zwangsbehandlung durch. 

11. Die Vorstellung des Gesetzgebers 
Das Gesetz definiert den Begriff der Behandlung nicht. 

Zwar gebietet § 6 StVollzG eine Behandlungsuntersuchung, 
nennt § 7 Abs. 2 StVollzG eine Reihe von Behandlungsmaß­
nahmen, stellt § 4 Abs. 1 StVollzG fest, daß der Gefangene 
an der Gestaltung seiner Behandlung mitwirkt, hebt § 143 
Abs. 2 StVollzG die Behandlungsgruppe als Gliederungs­
prinzip der Vollzugsanstalt hervor. Der Begriff der Behand­
lung selbst wird aber nirgendwo definiert. Nicht einmal im 
Rahmen der Zielvorstellung des Gesetzes taucht er auf. Der 
Vollzug wird vielmehr darauf verpflichtet, den Gefangenen 
zu befähigen, ein Leben in sozialer Verantwortung zu füh­
ren. Im Kommissionsentwurf und im Regierungsentwurf fir­
mierte diese Zielsetzung noch als Behandlungsziel, was 
freilich nicht dem Bedürfnis nach terminologischer Klarstei­
lung, sondern nur dem Bestreben entsprang, im Konflikt 
zwischen Strafzwecken und Vollzugsziel eine gesetzliche 
Stellungnahme zu vermeiden. 2) Nach der amtlichen Be­
gründung umfaßt der Begriff der Behandlung "sowohl die 
besonderen therapeutischen Maßnahmen als auch die 
Maßnahmen allgemeiner Art, die den Gefangenen durch 
Ausbildung und Unterricht, Beratung bei der Lösung per­
sönlicher und wirtschaftlicher Probleme und Beteiligung an 
gemeinschaftlichen Aufgaben der Anstalt in das Sozial- und 
Wirtschaftsleben einbeziehen und der Behebung krimineller 
Neigungen dienen." 3) Weiter heißt es dort: 

"Es kann nicht Aufgabe des Gesetzgebers sein, die Me­
thoden der Behandlung vorzuschreiben. Der Entwurf sieht 
es vornehmlich als eine Aufgabe der Wissenschaft und der 
Vollzugspraxis an, auf der Grundlage des Rechts und nach 
den gesetzlich gestellten Aufgaben die überkommenenen 
Methoden zu überprüfen und neue zu erproben." 4) Die Ab­
sage an eine gesetzliChe Festschreibung eines bestimmten 
Behandlungsbegriffes und bestimmter Behandlungsmetho­
den entsprang zwar nicht nur weiser Zurückhaltung des Ge­
setzgebers angesichts des Fortschritts der Erkenntnis, son­
dern war sicher auch von finanziellen Erwägungen getra­
gen. 

Immerhin läßt sich feststellen, daß das Fehlen einer Be­
griffsbestimmung eigentlich nirgendwo Anstoß erregt hat, 
sondern eher die mangelhafte Ausformung des Behand-



lungskonzeptes im Detail. 5) Ja, nicht einmal der Alternativ­
Entwurf, der ein detailliertes Behandlungskonzept, das am 
Grundmuster der problemlösenden Gemeinschaft orientiert 
ist, vorgeschlagen hat, hat sich zu einer Bestimmung des 
Begriffs der Behandlung vorgewagt. Auch Einseies Referat 
auf dem 48. Deutschen Juristentag 1970 in Mainz, das der 
sozialisierenden Behandlung galt, läßt sich keine Begriffs­
bestimmung, wohl aber die Feststellung entnehmen: "Die 
Sozialisation der Gefangenen, d.h. die spezialpräventive 
Verhinderung ihres Rückfalls durch moderne Behandlungs­
methoden läßt sich juristisch schwer fassen.,,6) Die Vor­
schläge des Fachausschusses I des Bundeszusammen­
schlusses für Straffälligenhilfe erheben zwar zum Gestal­
tungsgrundsatz, daß die Erkenntnisse der Human- und So­
zialwissenschaften anzuwenden sind,7) lassen es aber bei 
dieser Aussage bewenden. Soviel Scheu vor Festlegung 
kann nicht zufällig sein und verleitet fast zu der Annahme, 
daß Behandlung als Rechtsbegriff gewissermaßen ein Wi­
derspruch in sich sei. 

111. Die konstituierenden Elemente des 
Behandlungsbegriffs 

Eine Annäherung an den Begriff der Behandlung kann 
von mehreren Seiten aus erfolgen. Behandlung bezeichnet 
zunächst einen zielorientierten Vorgang, nämlich Behand­
lung zum Zwecke der Resozialisierung. Damit soll nicht eine 
Unbekannte durch eine andere erklärt, sondern zum Aus­
druck gebracht werden, daß Behandlung offenbar auf einen 
bestimmten Erfolg, eine Veränderung oder Stabilisierung 
des Sozialverhaltens des Gefangenen abzielt. Behandlung 
erweist sich damit als ein dynamischer Vorgang, als zweck­
orientierte Anwendung bestimmter Methoden. Wir heben 
uns damit zwar von dem umgangssprachlichen Verständnis 
des Begriffs im Sinne eines bloßen Umgehens mit Men­
schen ab, freilich nur um auf der Ebene rivalisierender Be­
handlungsmethoden zu landen, die ihrerseits teils aus dem 
sozialpädagogischen, teils aus dem sozialtherapeutischen, 
teils aber auch aus dem medizinischen Methodenarsenal 
gespeist werden. Nun gehört es sicher zur Crux der Be­
handlungsdiskussion, daß die Kritik am Behandlungsbegriff 
sich des medizinischen Behandlungsbegriffs als "Pappka­
meraden" bedient hat, während in der Realität sozialpäda­
gogisch/sozialtherapeutisch orientierte Denkvorstellungen 
dominiert haben dürften. 8) Insofern ist der Behandlungsbe­
griff im Vollzug sehr stark lern- oder sozialisationstheore­
tisch geprägt, freilich ohne daß dadurch medizinisch ausge­
richtete Ansätze ausgeschlossen würden. "Missing link" auf 
dem Weg zu dieser Feststellung ist die Tatsache, daß der 
Gesetzgeber sich unterSChwellig - zumindest als eine Art 
pragmatische Handlungsanweisung für den Vollzug - das 
verbreitete sozialisationstheoretische Model1 9) der Entste­
hung von Kriminalität zu eigen gemacht hat. Auf dem Weg 
zu einer begrifflichen Präzisierung sind wir damit aber noch 
nicht viel weiter gediehen. 

Immerhin korrigiert die dominierende Funktion von sozi­
aler Hilfe und sozialem Training das schiefe medizinische 
Leitbild, trifft es den Kern, wenn Einseie im Zusammenhang 
mit ihren Überlegungen zu Maßnahmen der sozialen Hilfe 
feststellt, daß die gesamte Tätigkeit des Strafvollzuges im 
Hinblick auf die Sozialisation der Gefangenen letztlich sozi-
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ale Hilfe sei. 10) Hier wird zugleich die Verbindung zum Sozi­
alstaatsprinzip des Grundgesetzes geschlagen, ohne daß 
wir freilich erwarten können, hieraus eine eindeutige und 
konkrete Antwort auf unsere Frage ableiten zu können. 11) 

Es bleibt ein ganzes Bündel von Konzepten, Modellen 
und Methoden, die im einzelnen hier vorzustellen kein Raum 
ist, zumal ohnehin feststeht, daß der Gesetzgeber zu recht 
keine bestimmte Methode favorisiert und unsere Suche da­
her den Gemeinsamkeiten und Rahmenbedingungen gei­
ten muß, in der Hoffnung, daß sich daraus vielleicht doch die 
Konturen eines Rechtsbegriffs herausdestillieren lassen. 
Sicher werden die Dinge anschaulicher, wenn wir uns 
vergegenwärtigen, welche Anwendungsfelder der Gesetz­
geber bevorzugt ins Auge gefaßt hat. Als soziale Lernfelder 
spricht das Gesetz Arbeit, Weiterbildung, soziale Hilfe und 
therapeutische Behandlung, letztere freilich nur andeu­
tungsweise, an. Die Gleichung "Arbeit + Weiterbildung + 
soziale Hilfe + therapeutische Behandlung = Behandlung 
im Vollzug"wäre jedoch in mehrfacher Hinsicht problema­
tisch. Zum einen würde sie eine Vorstellung von Geschlos­
senheit vermitteln, die in Wahrheit nicht existiert und auch 
vom Gesetzgeber nicht gewollt ist. Zum anderen würden 
hier die Umsetzungsebenen eines Konzeptes für das Kon­
zept selbst genommen. Insofern erledigt sich unsere Frage­
stellung ebensowenig durch einen Verweis auf den Katalog 
von Behandlungsmaßnahmen nach § 7 Abs. 2 StVollzG, 
auch wenn dieser das Bild der Behandlung im Vollzug schon 
differenzierter erscheinen läßt. Freilich bleibt auch hier un­
gesagt, auf welcher Grundlage und nach welchen Kriterien 
z.B. die Entscheidung für einzelne Behandlungsmaßnah­
men erfolgt, in welchem Rahmen sich die Behandlung voll­
zieht, und wer an diesem Prozeß beteiligt ist: Kurzum, sol­
che Schlaglichter erhellen zwar die konkrete Vollzugsszene 
- durchaus auch im Sinne notwendiger praktischer Handrei­
chungen - sie lassen aber die konzeptionelle Ausgangsba­
sis bestenfalls erahnen. Wir müssen uns eingestehen, daß 
sich diese nicht derart konkret und präzise festschreiben 
läßt; vielmehr lassen sich - vor dem Hintergrund des oft be­
schworenen Pluralismus der Methoden oder - und vielleicht 
ist das nur die Kehrseite dieser Medaille - vom Blickwinkel 
der Individualität menschlicher Problemlagen und mensch­
licher Reaktionsmuster aus betrachtet - nur bestimmte wie­
derkehrende Variablen herausdestillieren, die zudem weni­
ger den Inhalt, sondern durchweg das Prozedere betreffen. 
Darin liegt freilich nichts Besonderes. Auch die Medizin, die 
sicher in der Herausbildung von Standards die längere Tra­
dition aufweist, bewältigt den Methodenpluralismus und die 
Abgrenzung ärztlichen Handeins zum wenigsten inhaltlich, 
sondern vermittels eines Kanons von Sorgfaltspflichten und 
Grundannahmen, die Verfahrensqualität gewährleisten. 12) 

Hat man die Hoffnungen auf inhaltliche Präzision erst ein­
mal aufgegeben, kann man sogar leerformelartigen 
Wendungen etwas abgewinnen. Wenn Behandlung etwa 
als wissenschaftliche Erprobung unterschiedlicher Behand­
lungsformen verstanden wird, 13) so bleiben immerhin Unter­
schiedlichkeit, Wissenschaftlichkeit und Vorläufigkeit haf­
ten. Wenn Behandlung als offener Begriff definiert wird, der 
alle Interaktionen des Gefangenen umfaßt, soweit sie auf 
das Vollzugsziel ausgerichtet sind, 14) so deutet sich auch 
hier in dem allgemeinen Begriff der Interaktion die Vielfalt 
möglicher Behandlungsschritte an, die freilich ihre konkrete 
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Prägung durch das Vollzugsziel der Resozialisierung erhal­
ten. 15) Untersucht man derartige zunächst sehr abstrakt ge­
haltene Formeln auf ihre konkrete Aussage, so ergbt sich 
daraus eine Absage an die Beliebigkeit und ein Plädoyer für 
Fachlichkeit. Behandlung muß auf den einzelnen Gefange­
nen und seine konkreten Bedürfnisse zugeschnitten sein. 
Behandlung setzt planvolles Vorgehen auf einer gesicher­
ten Informationsgrundlage voraus. Die einzelnen Behand­
lungsschritte müssen sich in ein zeitliches und organisatori­
sches Gesamtkonzept einfügen, das sowohl die konkreten 
Behandlungsmaßnahmen als auch übergreifende Perspek­
tiven erkennen läßt. 16) Behandlung ist nichts Statisches, 
sondern verläuft in einem dynamischen Prozeß, in den die 
bisherigen Erfahrungen und neue Erkennnisse eingebracht 
werden müssen. 

Insofern transportieren solche Begriffsbestimmungen er­
wartungsgemäß den methodischen Common sense der Be­
handlungsforschung. In einem Punkt lassen sie uns freilich 
im Stich: Es geht um Behandlung im StrafvollzL1g. Damit ist 
für unseren Zusammenhang die Tatsache angesprochen, 
daß die Behandlung sich im Rahmen einer Institution voll­
ziehen soll, die (ansonsten) durch Bedingungen äußeren 
Zwangs gekennzeichnet ist. Es gilt aber als Selbstverständ­
lichkeit, daß Behandlung nicht ohne Bereitschaft auf seiten 
der zu behandelnden Person vorstellbar ist. Nun kann dies 
entweder bedeuten, daß Behandlung im Vollzug nicht vor­
stellbar ist, womit dem Behandlungsvollzug die Grundlage 
entzogen wäre, oder aber daß man Wege der "Koexistenz" 
von Behandlung und Zwang findet, bei denen ein größtmög­
liches Maß an Bereitschaft und Motivation des Gefangenen 
gewährleistet ist. Dies unterstreicht jedenfalls die Notwen­
digkeit, den institutionellen Einschlag des Behandlungsbe­
griffs zu berücksichtigen. So wie die Erfordernisse der Be­
handlung die institutionellen Rahmenbedingungen struktu­
rieren, wirken diese auch wieder auf die Behandlung zurück. 

IV. Einige Folgerungen 

1. Anspruch auf Behandlung? 

Der Gefangene hat ein allgemeines Recht auf Behand­
lung, aber keinen Anspruch auf eine bestimmte Behand­
lungsmaßnahme oder eine bestimmte inhaltliche Gestal­
tung seiner Behandlung, sondern nur ein Recht auf eine er­
messensfehlerfreie Prüfung, welche Behandlung für ihn in 
Betracht kommt. Dabei spielen zwar auch die Rahmenbe­
dingungen der Institution eine Rolle, jedoch nicht in dem 
Sinne, daß Behandlung völlig unter den Vorbehalt des 
Machbaren gestellt wird. Sonst könnte man das Behand­
lungskonzept völlig leerlaufen lassen. Die Anstalt wird zwar 
nicht nach Maßgabe ganz speziell gelagerter Behandlungs­
bedürfnisse konzipiert sein müssen. Andererseits muß jede 
Anstalt über einen Mindeststandard in den zentralen 
Behandlungsfeldern und über eine behandlungsfreundliche 
Struktur verfügen. 17) Dies schließt nicht aus, daß in einzel­
nen Anstalten Schwerpunkte gebildet werden. Speziell ge­
lagerten Behandlungsbedürfnissen z.B. im sozialtherapeu­
tischen Bereich oder im Rahmen der Aus- und Weiterbil­
dung wird man u.U. nur durch die Verlegung des Gefange­
nen Rechnung tragen können, vielleicht gar müssen. Grün­
de der Sicherheit und Ordnung können zwar zu einer Veren­
gung des Spektrums der im Einzelfall möglichen Behand-

lungsmaßnahmen führen, nicht jedoch dazu, daß der An­
spruch auf Behandlung völlig verdrängt würde. 

2. Behandlungsangebot oder Behandlungszwang 

Es wird immer wieder gegen das Behandlungskonzept ar­
gumentiert, daß Behandlung als Inhalt der Strafe nicht denk­
bar sei, weil Behandlung keinen Zwang vertrage. Es hat den 
Anschein, als sei gerade die zumal im Ausland verbreitete 
Grundsatzkritik am Behandlungsmodell 18) von der Vorstel­
lung getragen, daß der Vollzug als Zwangsbehandlung kon­
zipiert werde, anders gewendet Behandlung eben keinen 
reinen Angebotscharakter habe. Nun läßt sich natürlich 
nicht bestreiten, daß der Gefangene sich nicht freiwillig im 
Strafvollzug befindet. Dies schließt freilich nicht aus, daß 
sich bei dem Gefangenen Bereitschaft entwickelt, an seiner 
Behandlung mitzuwirken. Dogmatisch geht es dabei um die 
Relevanz der Einwilligung des Unfreien. Mit dem Hinweis 
Amelungs,19) wonach die sozialpädagogischen Ziele, die 
heute in den meisten Gefangenschaftsverhältnissen ver­
folgt werden, es nachgerade verlangten, daß der Einge­
sperrte - wie "kontrafaktisch" auch immer - als selbstver­
antwortlich behandelt werde, vermögen wir uns allein nicht 
zu trösten. Eher schon hilft da die von Rasch vermittelte Er­
fahrung weiter, daß der Leidensdruck bei Straffälligen durch 
die bis dahin erfahrenen sozialen Reaktionen verschüttet 
sein kann. 20) 

Lüderssen weist den Ausweg aus unserem Dilemma, 
wenn er vor dem Hintergrund eines Vergleichs von "drin­
nen" und "draußen" feststellt, daß es in erster Linie darum 
gehe, die typischerweise durch die Haftsituation bedingten 
Motivationsverzerrungen aufzuklären und mit Entschei­
dungssituationen im normalen Leben vergleichen zu kön­
nen. Ganz im Sinne Lüderssens müssen die äußeren Frei­
heitsbeschränkungen kompensiert werden, d.h. dem Ge­
fangenen müssen im Verhältnis zur Situation draußen mehr 
Möglichkeiten des Nachfragens und der Beratung einge­
räumt werden. 21) 

Entscheidend ist jedenfalls, daß der Gefangene dem Kon­
zept des Behandlungsvollzuges nicht dergestalt unterwor­
fen wird, daß für ihn keine verkünftige Alternative bleibt. Das 
Strafvollzugsgesetz geht davon aus, daß der Gefangene an 
seiner Behandlung mitwirkt. Ohne ihn geht also nichts. Nur 
welche Konsequenz zieht das Gesetz, wenn der Gefangene 
sich der Behandlung verweigert? Das Gesetz kennt keine 
Mitwirkungspflicht. 22) Diese kann also auch nicht mit Diszi­
plinarmaßnahmen erzwungen werden. Eine Ausnahme, die 
sich mit diesem Grundkonzept des Strafvollzugsgesetzes 
nicht verträgt und wohl auch nur vor dem Hintergrund der 
Vollzugstradition zu erklären ist, stellt die Arbeitspflicht des 
Gefangenen dar. Bleibt die Frage, inwieweit umgekehrt die 
Mitwirkungsbereitschaft des Gefangenen positiv sanktio­
niert werden darf. Wer Mitwirkungsbereitschaft positiv be­
rücksichtigt, bewertet damit immer zugleich fehlende 
Mitwirkung negativ. Hält man sich diese Konsequenz vor 
Augen, so muß man einem schematischen "Prämiensy­
stem" etwa bei Entscheidungen über Vollzugslockerungen 
oder die Aussetzung des Strafrestes nach § 57 StGB von 
vornherein eine Absage erteilen. Das heißt nicht, daß das 
Verhalten des Gefangenen im Vollzug nicht zur Grundlage 
der Entscheidung gemacht werden darf. Versteht man Be­
handlung aber als Angebot, so darf sich das Vollzugssystem 



nicht zu schematischen Trotzreaktionen verleiten lassen, 
wenn der Gefangene dieses Angebot nicht wahrnimmt. 23) 

Vielmehr wird man dem Einzelfall gerecht werden müssen. 

Die Schwierigkeit besteht darin, den Vollzug in seiner 
Gesamtheit auf Behandlung auszurichten und zugleich sim­
plifizierende Reaktionsmuster zu vermeiden, wenn jemand 
das Behandlungsangebot nicht annimmt. Die Sorge, mit der 
Betonung des Angebotscharakters gefährde man die politi­
sche Durchsetzbarkeit eines auf Behandlung angelegten 
und daher kostenintensiven Vollzugsmodells, ist sicher 
nicht ganz unberechtigt, läßt sich aber mit dem Hinweis dar­
auf entkräften, daß die Behandlung immer ein Mindestmaß 
an Bereitschaft voraussetzt, wovon auch das Strafvollzugs­
gesetz im Grundsatz ausgeht. 

3. Fachlichkeit und Individualisierung 

Behandlung erfordert Fachlichkeit im Sinne eines plan­
vollen, rational nachvollziehbaren und an den Erfahrungen 
der Behandlungsforschung ausgerichteten Vorgehens. Die 
Vorläufigkeit der Erkenntnisse im Bereich der Behandlungs­
forschung schlägt sich darin nieder, daß es sich immer nur 
um eine wenn auch methodisch abgesicherte Erprobung 
handeln kann, die die Bereitschaft zur Korrektur des Pro­
gramms voraussetzt. Konsequenzen haben diese hochge­
steckten Anforderungen - oder sollten sie jedenfalls haben 
- namentlich für die Qualifikation und Zusammenarbeit der 
Mitarbeiter. Das Strafvollzugsgesetz hat sich in Fragen der 
Qualifikation der Mitarbeiter z.T. aus kompetenzrechtlichen . 
Überlegungen "bedeckt" gehalten, in puncto Zusammenar­
beit dagegen die Richtung durchaus vorgegeben. 

Individualisierung und Fachlichkeit hängen eng miteinan­
der zusammen. Das Strafvollzugsgesetz läßt sich durchaus 
von der Erkenntnis leiten, wonach Behandlung an der Indivi­
dualität des einzelnen Gefangenen ausgerichtet sein muß. 
Individueller Vollzugsplan und Differenzierungsangebot auf 
der organisatorischen Ebene sind Ausdruck dieses Indivi­
dualisierungsangebotes. Dies schlägt auch gegenüber den 
z.T. erkennbar auf Einengung des Spielraums hinauslau­
fenden bundeseinheitlichen Verwaltungsvorschriften durch. 
Zumindest dürfte inzwischen allgemein akzeptiert sein, daß 
die Verwaltungsvorschriften der Vollzugsbehörde die Ein­
zelfallabwägung nicht abnehmen können. 24) 

V. Schlußbetrachtung 
Die Zukunft gehört der Weiterentwicklung des Behand­

lungskonzeptes in kleinen Schritten, namentlich der 
Verbesserung der Kommunikationsstruktur in der Vollzugs­
anstalt und der Entwicklung realistischer Trainingsangebote 
für den Gefangenen. Ganz allgemein wird man zu einer stär­
keren Betonung des Angebotscharakters von Behandlung 
gelangen müssen. 

Viele geben freilich dem Behandlungsgedanken keine 
Zukunft mehr. Wer ein solches kriminalpolitisches Konzept 
vom Grundsatz her verwirft und in diesem Zusammenhang 
von "innerer Kolonisierung des Menschen" spricht, 25) 

braucht sich weder auf eine Konkretisierung des Begriffs 
noch darauf einzulassen, in welcher Richtung das Behand­
lungskonzept weiterentwickelt werden sollte. 
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Nun schärft derartige Grundsatzkritik sicher das Bewußt­
sein dafür, daß wir von einer Verständigung über Inhalt und 
Grenzen der Behandlung im Vollzug noch weit entfernt sind. 
Verfehlt wäre es auch, wenn das Behandlungsdenken dazu 
(ver-)führte, das gesellschaftliche Konfliktfeld "Kriminalität" 
auf individuelle Persönlichkeitsprobleme zu reduzieren. In­
sofern darf Resozialisierung nicht mit einer unkritischen An­
passungsideologie gleichgesetzt werden. 26) Vielleicht wird 
man das Konzept der Behandlung in diesem Sinne justieren 
müssen. Es gänzlich über Bord zu werfen, wäre jedoch ein 
kriminalpolitischer Rückschritt, der durch keine noch so in­
teressante kriminalpolitische Zukunftsperspektive aufge­
wogen werden könnte. 
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Zum Begriff der Behandlung im 
Strafvollzugsgesetz 
(aus psychologisch-therapeu­
tischer Sicht) 

Hans-Georg Mey 

Behandlung und Verhaltensänderung 

Die Freiheitsstrafe hat seit Einrichtung der Zucht- und 
Spinn häuser zu Beginn der Neuzeit (Übersichten bei Eisen­
hardt; Kaiser/Kerner/Schöch, § 3; Peters, § 2 u.a.; zum Zu­
sammenhang mit Kriminalpolitik Rasch 1985, S. 321 f.) bis 
heute den Zweck verfolgt, allgemeine Besserung der Krimi­
nellen, ihre moralische Aufrichtung oder - durch Gewöh­
nung an Arbeit - ihre Befähigung zum ordentlichen Leben zu 
erreichen (so BrauneckS 112; Müller-Dietz 1977, S. 222ff.). 
Offensichtlich in Fortsetzung dieses Gedankens gebraucht 
der Richter auch heute noch häufig die formelhafte Feststel­
lung, "der Angeklagte hat sich die Vorverurteilungen nicht 
zur Lehre gereichen lassen" und meint damit, der Angeklag­
te habe sein Verhalten, das ihn vor den Richtertisch ge­
bracht hat, nicht geändert. Ebenso sprach die inzwischen 
weggefallene Rückfallvorschrift (§ 48 StGB) von dem Vor­
wurf an den Beschuldigten, er habe sich frühere Verurteilun­
gen nicht zur Warnung dienen lassen. All dies ging von der 
vorwissenschaftlichen Hypothese aus, jede Mißbilligung 
oder Sanktionierung strafrechtlich relevanten Verhaltens 
ändere das mißbilligte Verhalten eines Menschen insbeson­
dere durch die damit verbundene Übelszufügung. 

Psychologische Erkenntnisse über die Vorgänge mensch­
lichen Lernens (Corell; Liebel/v. Uslar, S. 28) haben jedoch 
gezeigt, daß eine Verhaltensänderung nicht so einfach zu 
erreichen ist, wie das Gesetz es sich gedacht hat. Die Ver­
haltenssteuerung des Menschen ist entsprechend heute 
unbestrittenen ganzheitlichen Persönlichkeitstheorien (Lö­
sei in Lösel 1983) außerordentlich komplex und interdepen­
dent. Lerntheoretische Erkenntnisse besagen, daß einzig 
und allein durch Bestrafung eine Verhaltensänderung nur 
mit wenig dauerhaftem Erfolg zu erzielen ist. Löschung miß­
billigter Verhaltensweisen und Erlernung neuer, positiv 
akzeptierter Haltungen und Einstellungen wird am sicher­
sten durch ein ausgewogenes System von Belohnungen 
und Strafen erreicht. Dies gilt auch für soziales Lernen, das 
allerdings abhängig ist von den Bezugsfeldern, in denen ty­
pisch menschliche Lernprozesse stattfinden. Diese wieder­
um werden beeinflußt durch die Art erlebter Beziehungen, 
durch abgewiesene Zuwendungen, internalisierte Normen, 
verunsichernde Ur- bzw. Beziehungsängste oder durch Da­
seinsgefährdungen in Phasen der Neuorientierung, All dies 
wirkt sich insbesondere auf den Erwerb sozialer Verhaltens­
sicherheit und auf die Gewinnung von Konfliktfähigkeit aus. 
Wie weit unter diesen generellen Bedingungen strafrechtli­
che Sanktionen - insbesondere Freiheitsentzug - in der 
Lage sind, Verhaltensänderungen zu bewirken, mag dahin­
gestellt bleiben. Dennoch geht das System strafrechtlicher 
Reaktionsformen, wiederum insbesondere der Freiheitsent­
zug, davon aus, daß es eine Verhaltensänderung bewirkt. 



Es handelt sich dabei also um eine Zielsetzung, deren Ver­
wirklichung nicht belegt ist (u.a. Jung in diesem Heft; Kaiser; 
Rasch 1985; Feites). 

Auch das Strafvollzugsgesetz macht hiervon keine Aus­
nahme, indem es den Begriff der Behandlung nicht definiert 
(Calliess/Müller-Dietz, StVollzG3 § 4 Rd 6; Jung in diesem 
Heft). Faßt man jedoch all das zusammen, was an Meta­
definitionen (u.a. Böhm in Schwind/Böhm, StVollzG, § 4 Rd 
6; Schöch in Kaiser/KernerlSchöch, § 4 Rd 20 ff.; Jung u.a., 
S. 16) versucht wird, so kann man Behandlung als einen 
Vorgang verstehen, der Verhaltensänderung zum Ziel hat 
und dies als Behandlungsziel festlegt. Akzeptiert man Ver­
haltensänderung als Behandlungsziel, so bereitet es keine 
Schwierigkeiten, zwischen Behandlungs- und Vollzugsziel 
Identität anzunehmen (so auch Calliess/Müller-Dietz, § 4 
Rd 8), denn das Vollzugsziel, festgelegt in § 2 StVollzG, be­
schreibt in Satz 1 eine anzustrebende Verhaltensänderung 
des Gefangenen. Auch bei Zugrundelegung von vorwissen­
schaftlichen, in der dogmatischen Strafrechtslehre ge­
bräuchlichen Straf theorien (hierzu Schüler-Springorum 
1969, S. 123 ff.) läßt sich demnach Behandlung als eine Ein­
wirkung zur Verhaltensänderung definieren. 

Der derart eingegrenzte Behandlungsbegriff hebt sich ei­
nerseits vom medizinischen (Calliess/Müller-Dietz, § 4 Rd 
6) ab, andererseits geht er weit über das hinaus, was Be­
handlung als Umgang mit anderen Menschen meint (z.B. 
DVollzO, Nr. 61). Der dem Strafvollzugsgesetz eigene 
Behandlungsbegriff muß in Anlehnung an kriminalitätstheo­
retische Grundüberlegungen (Kaiser 1980, § 10 Rd 41-46) 
sein übungsfeld in die Vorgänge der Sozialisation verlegen 
(Jung in diesem Heft, Rasch 1985). Erst auf dieser Grundla­
ge kann sich Behandlung auch mit explizit therapeutischen 
Maßnahmen entfalten, die dort geboten sind, wo schwere 
Störungen der Persönlichkeit durch mehr oder minder große 
Anteile von verfehlter Sozialisation begründet sind (Rasch 
1985). Am Ende einer solchen Skala stehen die Behand­
lungsbedürfnisse von Tätern, die als Klientel die Einführung 
von § 65 StGB durch das zweite Gesetz zur Änderung des 
Strafrechts begründet haben. 

Behandlung stellt sich somit als sehr anspruchsvolle Auf­
gabe in einer Institution (Strafvollzug) dar, die primär wenig 
geeignet ist, einen günstigen Boden hierfür abzugeben 
(Müller-Dietz 1977, S. 229). Die Situation wird dadurch kom­
pliziert, daß der Zulieferer des Strafvollzuges, nämlich die 
Rechtsprechung, selbst immanenten, in den Strafvollzug 
hineinreichenden Ziel konflikten ausgesetzt ist, weil die 
Zwecke rechtlichen Strafens sehr unterSChiedlich definiert 
werden und so einer einheitlichen Konzipierung des Ziels 
von Freiheitsstrafe hinderliCh sind. Dies macht sich sogar 
noch in der Entstehungsgeschichte des Strafvollzugsgeset­
zes bemerkbar (KE StVollzG zu § 2 gegen geltende Fas­
sung § 2 StVollzG; s. Jung in diesem Heft!). Welche Ziele 
jeweils favorisiert werden, unterliegt kriminalpolitischen 
Wellenbewegungen (Rasch 1985, S. 321). 

Phasen der Entwicklung von Behandlung im 
Strafvollzug 

In der Dienst- und Vollzugsordnung (DVollzO, Nr. 61 Be­
handlung der Gefangenen) wurde unter Behandlung die 
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Gestaltung des Umgangs von Bediensteten mit Gefange­
nen verstanden. Anklänge von Behandlung im Sinne des 
Strafvollzugsgesetzes fanden sich dort in den Vorschriften 
über Maßnahmen zur Förderung und Betreuung (DVollzO, 
Nr. 62), die dem Gefangenen jedoch unter dem Grundge­
danken von Vergünstigungen gewährt wurden. Man hoffte, 
mit der Präsentation positiver Angebote auch gleichzeitig ei­
ne positive Modellwirkung zu erreichen. Angebote dieser Art 
beruhten selten auf mehr oder minder ausgewogenen Kon­
zepten, sondern wurden nach dem Plausibilitätsprinzip ein­
geführt. So wurden z.B. angesichts der umfangreichen 
SChulischen Mängel bei Strafgefangenen die Strafanstalts­
schule in Preußen bereits im Jahre 1860 eingerichtet (Ei­
senhardt, S. 52). Ebenso ließen auffallende Mängel in beruf­
licher Ausbildung und in der Einstellung zur Arbeit bei Straf­
gefangenen es geboten erscheinen, Grundsätze der Ar­
beitserziehung in die Vollzugsgestaltung seit eh und je auf­
zunehmen. In dieser Phase von BemühLJngen um Maßnah­
men zur Rehabilitierung inhaftierter Rechtsbrecher wird 
man zusammenfassend Behandlung als ein Bündel von le­
diglich plausibel begründeten, kaum durch Konzepte zu­
sammengehaltenen, organisatorisch als Vergünstigungen 
eingebundenen Einzeimaßnahmen definieren müssen. 
Man kann hier von einer Phase naiv-vorwissenschaftlicher 
Methoden zur Verhaltensänderung der Gefangenen durch 
Einwirkungen des Vollzuges sprechen. Diese Phase endete 
in den sechziger Jahren des 20. Jahrhunderts. 

Die gleichzeitig in den sechziger Jahren eintretende Ver­
änderung entsprach mit dem zweiten Gesetz zur Reform 
des Strafrechts den Intentionen von Wissenschaftlern und 
Praktikern, die unter Hinweis auf insbesondere niederländi­
sche und skandinavische Projekte schon seit längerem eine 
stärkere Berücksichtigung von Therapie im Strafvollzug for­
derten. Der Gesetzgeber und auch der Strafvollzug öffneten 
sich für all diejenigen Mitarbeiter, die schon seit langem den 
Standpunkt vertreten hatten, daß mit klassischen Psycho­
therapieformen einerseits und intensiver sozialer Betreuung 
und sozialem Training andererseits eine Verbesserung der 
bis dahin wenig wirkungsvoll erscheinenden Interventionen 
des Vollzuges erreicht werden könnte. Damit begann die in 
der Literatur inzwischen als "Behandlungseuphorie" zu Un­
recht diskriminierte Phase einer Neuorientierung und Neu­
bestimmung von Behandlung im Strafvollzug. 

Sehr schnell wurde jedoch evident, daß Psychotherapie 
für sich allein nicht das leisten kann, was ein infolge verfehl­
ter Sozialisation zu stark abweichendem Verhalten in Form 
von chronischer Kriminalität neigender Mensch wirklich 
braucht, um sein Verhalten zu ändern (Müller-Dietz 1977, S. 
227). Sozialisationsschäden bedürfen einer Sozialtherapie. 
Diese wiederum muß versuchen, die sozialen Faktoren in 
den Griff zu bekommen, die an der bisherigen und an der 
künftigen sozialen Entwicklung des Klienten beteiligt waren 
bzw. sind. Schließlich wurde auch der Glaube an die Wirk­
samkeit psychotherapeutischer Behandlungsformen da­
durch gedämpft, daß Mauern und Gitter als Ort der Behand­
lung nicht wegdiskutiert werden können (Rasch 1985 mit 
sehr eindeutiger Aussage). 

Aus derartigen Erfahrungen mußten sowohl die mögli­
cherweise einem ungerechtfertigten Behandlungsoptimis­
mus unterliegenden, für die Arbeit in der Sozialtherapie neu 
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eingestellten Mitarbeiter, aber auch die Vollzugsbehörden 
lernen, in welchem Umfang der Gesamtrahmen der Be­
handlung für psychotherapeutische Ansätze bestimmend 
ist. Psychotherapeutische Methoden mußten in sozialisati­
onstheoretische und organisationstheoretische Konzepte 
eingebunden werden, um die von den Fachdiensten einge­
brachten spezifischen Fähigkeiten effizient werden zu las­
sen (hierzu u.a. Rasch 1977 und 1985, Sagebiel). Dabei 
blieb zwangsläufig die reine psychotherapeutische Metho­
dik auf der Strecke. Alle sozialtherapeutischen Anstalten 
des Bundesgebietes haben, bedingt durch die Besonder­
heiten von Klientel und Ort der Behandlung, inzwischen 
mehr oder minder ausgeprägte Modifikationen therapeuti­
scher Behandlungsmodelle entwickelt und schließlich 
eklektisch kombiniert. Diese Entwicklung setzte mit der 
zweiten Hälfte der siebzig er Jahre ein und hält im Grunde bis 
heute an. Man kann diese Entwicklung einer komplexen 
Konkretisierung von Behandlung im Vollzug als die Phase 
einer sozialisationstheoretisch orientierten, unter interaktio­
neIlen Modellen praktizierten therapeutisichen Behand­
lung bezeichnen. 

Eigenartigerweise hat sich parallel hierzu insbesondere 
aufgrund von Forschungsergebnissen in den USA eine ge­
genläufige Entwicklung vollzogen, die unter dem Begriff 
"nothing-works" (Lipton u.a.; Martinson) letztlich Behand­
lung aus dem Strafvollzug verbannen will, weil die Nutzlo­
sigkeit bzw. der Widerspruch von Behandlung in einer Strafe 
klar auf der Hand liege (so auch neuerdings Rasch 1985, S. 
327; Feites). 

Dennoch besteht die Notwendigkeit zur Definition eines 
praktikablen Behandlungsbegriffes, der sich aus kriminali­
tätstheoretischen Konzepten und aus den bisherigen Erfah­
rungen über Behandlung im Strafvollzug ableitet. So ist für 
Rehn Behandlung verwirklicht, wenn es gelingt, "die vor­
handenen methodischen Ansätze ... in einen die gesamte 
Institution umfassenden Interventionsplan zusammenzu­
führen. Das Handeln im Gesamtsystem eines Arbeitsfeldes 
vollzieht sich auf verschiedenen Ebenen in verschiedenen 
Lerndimensionen." (1975, S. 77). Behandlung wird damit 
zum Sammelbegriff für alle Bemühungen und Methoden des 
Personals zur Verhaltens- und Einstellungsänderung bei 
Straftätern in Justizvollzugsanstalten (Steiler, S. 13). Auch 
Kerner betont die Zusammenfassung aller konstruktiven 
Methoden zur Erreichung des Vollzugsziels mit Hilfe ratio­
neller Einwirkung auf den Delinquenten (Kaiser/Kerner/ 
Schöch, § 16 Rd 1). Behandlung "umfaßt das gesamte Feld 
der sozialen Interaktion und Kommunikation zwischen dem 
Gefangenen und seinen Bezugspersonen, das durch die 
soziale Struktur des Systems Strafvollzug vermittelt und auf 
das Vollzugsziel bezogen ist." (Calliess/Müller-Dietz, 
StVollzG, § 4, Rd 6). 

Solche Definitionen gehen von einem sehr komplexen 
Behandlungsbegriff aus, dessen Charakteristikum es gera­
de ist, daß alle wie auch immer gearteten Einflußnahmen auf 
die Klienten bis hin zu organisatorischen und ökologischen 
Bedingungen zusammengefaßt und unter ein einheitliches 
Konzept zur Zielerreichung gestellt werden. In diesem Sinne 
versteht sich auch Sozialtherapie nicht als eine eigene 
Therapie neben vielen anderen, sondern als die engste und 

konzentrierteste Zusammenfassung verschiedenster An­
sätze zur Einwirkung auf den Gefangenen. 

Auf einzelne psychotherapeutische Methoden soll 
dennoch hingewiesen werden. (Zur Erläuterung psychothe­
rapeutischer Methoden Schmitt, G. in: Sozialtherapeutische 
Anstalten 2, S. 98 ff.: Corsini, R.J.(Hrsg.), Handbuch der 
Psychotherapie.) Die Psychoanalyse als Urform aller 
therapeutischen Techniken findet im Strafvollzug wegen ih­
res aufwendigen Verfahrens nur in geringem Umfang An­
wendung. Stärker verbreitet ist Gesprächspsychotherapie, 
deren Grundsätze auch in die durch Ausbildung angestreb­
ten Gesprächsführungstechniken aller Mitarbeiter eingehen 
können. Verhaltenstherapeutische Bemühungen bedingen 
in der Regel ein besonderes therapeutisches Arrangement, 
in dessen Rahmen an die Mitwirkung anderer Mitarbeiter 
der JVA hohe Anforderungen gestellt werden müssen. Gro­
ßer Beliebtheit erfreut sich in jüngster Zeit die Gestaltthera­
pie. Dies mag daran liegen, daß sie ohne große Umwege die 
aktuellen Konflikte des Klienten angeht und ihm über unmit­
telbar wahrnehmbare Symptome verständlich macht. Ande­
re Verfahren, die gelegentlich angewendet werden, können 
hier vernachlässigt werden. Gerade die Erfahrungen in der 
Sozialtherapie haben inzwischen gezeigt, daß die Grundla­
ge therapeutischer Erfolge weniger die besondere Methode 
als vielmehr die Struktur der Beziehung zwischen Klient und 
Therapeut ist. 

Eine weitere Neuorientierung des Behandlungsbegriffs 
und der Behandlungsansätze ist ebenfalls aus den Erfah­
rungen der Sozialtherapie erwachsen. Unter kritischer Re­
flexion mußte man eingestehen, daß eine im Schwerpunkt 
klinisch orientierte, auf Klienten der Mittelschicht ausgerich­
tete Psychotherapie nicht ohne weiteres auf die Klientel des 
Strafvollzuges übertragbar ist, schon gar nicht, wenn man 
die strikte Definition des inzwischen suspendierten § 65 
StGB als Indikationsmaßstab benutzt. Rasch (1977) betont, 
daß sinnvolle Therapie nur in einer auf das Therapieziel aus­
gerichteten Organisation erfolgen kann, woraus sich zwin­
gend ergibt, daß die Organisationsform der traditionellen 
Haftanstalt geändert wird unter dem Aspekt eines sozialen 
Trainingsfeldes. Für das Personal einer so veränderten 
Strafanstalt bedeutet dies, daß neben einer Erhöhung der 
(Be-) Handlungskompetenz auch eine Erhöhung der Refle­
xionskompetenz erfolgen muß. "Unzweideutig ist der Erfolg 
des Behandlungsvollzuges davon abhängig, daß das Milieu, 
in dem der zu Behandelnde lebt, nicht Rahmen ist, in dem 
bestimmte Behandlungstechniken appliziert werden, son­
dern selbst Behandlungstechnik werden muß." (Neliessen). 
Insgesamt wird man seit der stärkeren Berücksichtigung der 
Organisation Strafanstalt in den Strukturen von Behandlung 
und den sich daraus ergebenden Wechselwirkungen diese 
noch junge Phase als die der Institutionalisierung von Be­
handlung bezeichnen können. 

Unter diesem Aspekt definiert Rehder Behandlung als 
"Institutionalisierung reflektierter Kommunikation". In An­
lehnung an Nellessen ergibt sich für Rehder daraus die Fol­
gerung, daß sich das Primat der Behandlung mindestens in 
den Bereichen 
-Institutionalisierung der Behandlung, 
- räumliche Bedingungen der Behandlung 
- personelle Zusammensetzung in der JVA, 



- Auswahl der Gefangenen für die Behandlung und 
- Organisationsform der JVA 
ausdrücken muß. Nur so kann Behandlung zu einem "offizi­
ellen" Teil des Vollzuges werden und nicht in bloßer Alibi­
funktion verkümmern. 

Behandlungshindernisse im Strafvollzug 

Die bisherige Diskussion des Behandlungsbegriffs und 
die erkennbar unterschiedlichen Phasen der Praktizierung 
von Behandlung im Vollzug haben sich weitgehend an Er­
kenntnissen orientiert, die zur Einrichtung der Sozialthera­
pie führten bzw. die aus der sich darin entwickelnden Be­
handlungsarbeit gewonnen wurden. Die Behandlungspra­
xis des Normalvollzuges ist dagegen hiervon wenig berührt 
geblieben, obwohl Sozialtherapie auch Behandlungsmodel­
le und Trainingsfelder für den Regelvollzug liefern sollte 
(Rotthaus). Der Durchführung von Behandlung stehen in 
den Anstalten des Regelvollzuges, aber auch in Anstalten 
des Erstvollzuges bzw. im offenen Vollzug viele Hindernisse 
entgegen. Sie bestehen 
- in der grundsätzlichen Schwierigkeit von Behandlung in­

nerhalb einer Strafe (prinzipielle Probleme bezüglich Lei­
densdruck, Motivation, Transfer des Behandlungserfolges 
auf die Freiheit etc.), 

- im Fehlen von klaren Konzepten für Behandlung, 
- in Prisonierungseffekten als Folge der totalen Institution 

und der sich in ihr bildenden Subkultur der Gefangenen, 
- in dem Mangel an Gegensteuerung gegen Prisonierung 

durch Konzeptstringenz und Organisation der Anstalt, 
- in dem ungleichen Verständnis der Mitarbeiter von Be­

handlung, 
- in der Dominanz juristisch-verwaltungsgebundener 
Aspekte in der Ziel orientierung der Anstalten. 

Daraus ergeben sich mannigfache Zielkonflikte, deren 
Bewältigung einen Großteil der Energie der Bediensteten im 
Strafvollzug bindet und die damit der zielgerichteten Durch­
führung von Behandlung entzogen wird. Ein übermaß der­
artiger Konflikte kann die Aktivität der Bediensteten so weit­
gehend lähmen, daß unter Berufung auf die bestehenden 
Hindernisse überhaupt nichts mehr in Angriff genommen 
wird. Es ist dann nicht mehr weit bis zu einer Einstellung, die 
unter Rückgriff auf die "nothing-works" -These eine völlige 
Abkehr vom Behandlungsgedanken im Strafvollzug fordert 
(Feites). 

Zur Wirkung von Behandlung 

Es ist sicher berechtigt und notwendig, nach den nach­
weisbaren Folgen und Erfolgen von Behandlung im Straf­
vollzug zu fragen (Evaluation). Moderner Strafvollzug ist 
selbstverständlich gehalten, seine Behandlungsmethoden 
kritisch zu überprüfen und weiterzuentwickeln. Dazu ist wis­
senschaftliche Begleitforschung notwendig, wie dies in § 
166 StVollzG vorgeschrieben ist. 

Untersuchungen und Forschungsberichte zur Frage der 
Wirkung von Behandlung oder einzelner Behandlungsan­
sätze finden sich zahlreich (zusammenfassend Kerner in 
Kaiser/Kerner/Schöch, § 20 Rd 29-43). Bildungs- und Aus­
bildungserfolge während der Strafverbüßung sind unschwer 
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zu dokumentieren. Schwieriger wird dies, wenn die Frage 
gestellt ist, inwieweit Interventionen während des Vollzuges 
Auswirkungen auf die Lebensgestaltung des Delinquenten 
nach der Entlassung gehabt haben. Beliebter Indikator hier­
für ist die mit Hilfe von Auszügen aus dem Bundeszentralre­
gister leicht festzustellende Legalbewährung. Meist bleibt 
bei solchen Untersuchungen jedoch offen, inwieweit ande­
re, dem Forscher in der Regel unbekannte Situationen, Um­
stände oder Ereignisse das Legalverhalten in der Freiheit 
zusätzlich beeinflussen und damit die Wirkungen der voll­
zuglichen Interventionen neutralisieren oder zunichte ma­
chen. (Zum Problem Berckhauer/Hasenpusch; Baumann; 
Baumann/Maetze/Mey; Mey 1986.) Im übrigen sind die bis­
her durchgeführten Wirkungsanalysen zu vollzuglichen In­
terventionen deshalb methodisch stets angreifbar gewesen, 
weil sie Vergleiche zugrundelegen mußten, in denen die zu 
vergleichenden Gruppen aus der Organisation des Straf­
vollzuges definiert waren bzw. bei denen die Kontrollgrup­
penbildung durch Selektion aus der Vollzugsgestaltung von 
vornherein beeinflußt wurde. (Zum Problem Kury, 1983! Ein 
noch nicht abgeschlossenes Forschungsprojekt des MPI für 
ausländisches und internationales StrafreCht in Freiburg zur 
Frage der Evaluation sozialtherapeutischer Einrichtungen in 
NW basiert auf dem glücklichen Umstand, daß infolge 
einmalig vorhandener vollzuglicher Bedingungen die Kon­
trollgruppenbildung strikt nach dem Zufallsprinzip erfolgen 
konnte.) Insgesamt läßt sich zur strafvollzuglichen Behand­
lungsforschung sagen, daß die auf diese Weise nur in gerin­
gem Umfange nachgewiesene Effizienz keineswegs zu 
dem Gegenschluß berechtigt, Behandlung sei sinnlos oder 
gar schädlich. Dem widersprechen exemplarische Fälle, die 
aus Interventionen des Vollzuges entschiedene Impulse zur 
Änderung ihrer Lebensführung erhalten haben. Im übrigen 
zeigen die Forschungsansätze von Kerner (1983), daß man 
in der Erwartung von Veränderungen durch Strafvollzug im­
mer noch allzu ungeduldig ist. Vollzugliche Interventionen 
bewirken Veränderungen in Richtung auf eine Verbesse­
rung der Legal- oder gar Lebensbewährung wohl nur in 
kleinsten Schritten. Behandlung während des Vollzuges 
kann soziale Heilungsprozesse wahrscheinlich nur sanft un­
terstützen, radikale Erfolge sind äußerst selten. 

Entwicklung eines organisations­
gestützten Behandlungskonzeptes 

überblickt man das Verständnis von Behandlung im 
Strafvollzug ausgehend von zunächst lediglich als Vorschrift 
über den Umgang mit Gefangenen geltenden Regelungen 
bis hin zu einem ganzheitlichen Behandlungsbegriff, der So­
zialarbeit und soziale Trainingsformen, berufliche und schu­
lische Bildung bis hin zu psychotherapeutischen Behand­
lungsprogrammen umfaßt, so wird in jüngster Zeit als letzter 
Schritt auf eine vollkommene Behandlungsstruktur im Sinne 
von Rehn und Steiler die Einbindung von organisationstheo­
retischen Aspekten in dieses Gefüge gefordert. (Grundsätz­
liches zur Organisationsentwicklung: Braune, P./Klapprott, 
J./Linz, P./Lösel, F./Runkel, Th., Psychologische Organ isa­
tionsentwicklung im Strafvollzug in: Lösei, Kriminalpsycho­
logie.) Es erscheint daher notwendig, Behandlung auch in 
dieser umfassenden Ausdehnung zu definieren. Hierzu bie­
tet sich die bereits zitierte Definition von Rehder an: 
Behandlung = "Institutionalisierung reflektierter Kommuni-
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kation". Dieser knapp formulierte Behandlungsbegriff ist zu 
interpretieren. 

Die Institutionalisierung von Behandlung erfordert ihre 
Konzeptualisierung. Dabei ist Braune u.a., a.a.O., darin zu 
folgen, daß - bedingt durch die Anstaltsart - Unterschiede 
im Klima und in der Einstellung der Bediensteten von Anstalt 
zu Anstalt bestehen. Die Entwicklung von Konzepten, die in 
den Anstalten institutionalisiert werden sollen, wird dies zu 
berücksichtigen haben. Es gibt nicht das Konzept schlecht­
hin, sondern z.B. Konzepte für Anstalten 
- der Sozialtherapie, 
- mit Erstbestraften, 
- des offenen Vollzuges, 
- mit Tätern, die zunächst vor sich selbst und vor denen die 

Gesellschaft geschützt werden muß, während man sie be­
handelt. 

Auch in einem organisationsgeschützten Behandlungs­
konzept bleibt Voraussetzung für die Behandlung die indivi­
duelle Diagnose und Vollzugsplanung (dazu Jung 1986) mit 
dem Ziel der Klassifizierung nach vorliegenden Behand­
lungsbedürfnissen bei entsprechender Differenzierung des 
Vollzuges. 

Unter Kommunikation sind nicht nur Kontakte der Bedien­
steten und die Interaktionsstruktur der Anstalt, sondern vor 
allem die Organisation der Anstalt nach dem jeweils für sie 
vorliegenden Konzept zu verstehen. Hierfür ist erforderlich 
- die Organisation der gesamten Anstalt bzw. von Teilberei-

chen der Anstalt nach dem Konzept, 
- die Möglichkeit zu integrierender Kommunikation in der 

Anstalt nach dem Konzept. 

Der Begriff der Reflexion als Bestandteil von Behandlung 
dient im Schwerpunkt dazu, ein Erstarren einmal entworfe­
ner Vorstellungen und entsprechender Organisationsfor­
men zu verhindern. Die Flexibilität des Systems und der in 
ihm wirksamen Handlungskompetenz ist zur Anpassung an 
sich verändernde Bedingungen und zur Berücksichtigung 
von Erfahrungen außerordentlich wichtig. Daher ist aus die­
sem Aspekt sicherzustellen 
- Vorbereitung der Anstaltsbediensteten auf das erarbeitete 

Konzept (Ausbildung; Fortbildung; Rollenspiel; Planspiel), 
- Trainingsmöglichkeiten im Konzept während des Voll­

zugsalltags (Konferenzen; Fallberatungen; Supervision), 
- Verarbeitung von Erfahrungen; Arbeit an auftauchenden 

Problemen; Auswertung der Ergebnisse der Evaluation. 

Fazit 

Kerner (1977) hat darauf hingewiesen, daß das StVollzG 
deutliche Züge eines Kompromiß-Gesetzes erkennen 
lasse. Dies sei u.a. dadurch entstanden, daß das Gesetz 
das Ziel hat, durch das Ausklammern von Vorschriften über 
konkrete Behandlungsziele und Behandlungsformen Inno­
vationsräume für die Entwicklung neuer Vollzugs- und Be­
handlungsformen freizuhalten. Diese Chance hat der 
Vollzug - wenn auch in mäßigem Tempo - genutzt. Der 
ebenso mögliche - und auch befürchtete - Rückschritt in ei­
ne vorwiegend traditionelle Vollzugsgestaltung ist bisher 
nicht erfolgt. Zu tun bleibt jedoch noch sehr viel, auch wenn 
Zweifel am Sinn von Behandlung im Vollzug aufkommen. 
Müller-Dietz (1977) weist auf die Verantwortung hin, die 

nicht nur den Strafvollzugsbediensteten, sondern auch den 
Kriminalpolitikern bei der künftigen Gestaltung des Vollzu­
ges auferlegt ist: "Der Täter ist bei seiner Verurteilung nicht 
daran gemessen worden, was er gesagt, sondern daran, 
was er getan hat. Auch wir werden daran gemessen, was wir 
tun - oder unterlassen." (S. 258) 
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Schuld und Sühne versus Urlaub 
Jürgen Baumann 

I. Die allgemeine Tendenz 
Schon vor der Regelung der Aussetzung der lebenslan­

gen Freiheitsstrafe 1) in § 57 a StGB2), aber durch diese Re­
gelung scheinbar gesetzlich abgesegnet, begegnen bei 
Vollzugslockerungen und beim Urlaub nach §§ 11 und 13 
StVollzG zunehmend Entscheidungen und Verwaltungsvor­
schriften 3), die die "Schwere der Schuld" (§ 57 a I Nr. 2 
StGB) einen m. E. übergebührlichen Einfluß auf Vollzugslok­
kerungen und Urlaubsgewährung einräumen 4). Dies, ob­
gleich bei der Formulierung des Vollzugszieles in § 2 
StVollzG nichts von Schuldvergeltung oder Schuldausgleich 
zu finden ist5), und dies, obgleich der Wille des Gesetzge­
bers bei der Formulierung von § 13 völlig klar aus den Vorar­
beiten erkennbar ist. 

Erinnerlich enthielt noch der REgE zu § 13 nicht nur die Be­
zugnahme auf § 11 Abs. 2 (wie im geltenden Recht § 13 (1) 
2), sondern darüber hinaus die Bindung an eine Reststrafzeit 
von nicht mehr als 18 Monaten.6) Der Kommissionsentwurf 
von 1971 sah (natürlich) eine derartige Einengung nicht vor. 
Kommissionsentwurf, aber auch der AE eines StVollzG von 
19737) haben wohl dahin gewirkt, daß das StVollzG schließ­
lich ohne die 18-Monatsgrenze erlassen wurde. Aber die 
bundeseinheitlichen Verwaltungsvorschriften (VV Nr. 4 Abs. 
2 a) haben sie wieder contra legem eingeführt. Contra legem, 
denn der Wille des Gesetzgebers ging dahin, keine feste 
Reststrafengrenze vorzusehen - in VV Nr. 4 (2) a heißt es da­
gegen, daß "in der Regel ungeeignet sind namentlich Gefan­
gene" ... gegen die ... "noch mehr als 18 Monate Freiheits­
strafe zu vollziehen sind". Und die Gerichte heißen das gut. 8) 

11. Landesverwaltungsvorschriften 
Nun hat das Land Bad.-W. im Bereich der Verwaltungs­

praxis insofern eine beachtenswerte Regelung getroffen, als. 
es die AV vom 21.12.769) geändert hat. Nr. 3 der AV zum of­
fenen Vollzug hat durch AV vom 15.2.8410) folgende Neufas­
sung erhalten (in Kraft ab 1.3. 85): 

"Bei der Entscheidung über eine Beurlaubung ist insbe­
sondere zu berücksichtigen, daß die Gewährung von 
Urlaub die Belastungsfähigkeit des Gefangenen häufig 
überfordern wird, wenn der Gefangene noch mehr als 
drei Jahre Freiheitsstrafe bis zur voraussichtlichen Ent­
lassung zu verbüßen hat. Nr. 7 Abs. 2 der AV d. JuM 
vom 21. Oktober 1976 (4511 - VI/6, Die Justiz S. 494) 
bleibt unberührt." 

Entsprechend ist man bei den Vollzugslockerungen ver­
fahren. Hier wurde die AVvom 21.10.7611 ) durch die AV vom 
5.2.85 12) durch folgende Bestimmung ergänzt (dito in Kraft 
ab 1.3.85): 

"Bei der Entscheidung über Vollzugslockerungen ist 
insbesondere zu berücksichtigen, 

1. daß der Gewährung von Vollzugslockerungen in ei­
nem frühen Vollzugsstadium die Schwere der Tat­
schuld des Gefangenen sowie die mit der Verhän­
gung einer Freiheitsstrafe verfolgten Zwecke entge­
genstehen können; 
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2. daß die Gewährung von Vollzugslockerungen die 
Belastungsfähigkeit des Gefangenen häufig über­
fordern wird, wenn der Gefangene noch mehr als 
drei Jahre Freiheitsstrafe bis zur voraussichtlichen 
Entlassung zu verbüßen hat." 

Und beim Urlaub wurde ebenfalls mit Wirkung vom 1.3.85 
die AV vom 20.10.76 13) ergänzt durch die AV vom 5.2.85 14) 

durch die Verwaltungsvorschrift: 

"Bei der Entscheidung über Urlaub ist insbesondere zu 
berücksichtigen, daß der Gewährung von Urlaub in ei­
nem frühen Vollzugsstadium die Schwere der Tat­
schuld des Gefangenen sowie die mit der Verhängung 
einer Freiheitsstrafe verfolgten Zwecke entgegenste­
hen können." 

Damit war dann wirklich eine hinlänglich erscheinende 
Grundlage für eine gegenüber dem Gesetz absolut restrikti­
ve Handhabung der §§ 10, 11 und 13 StVollzG geschaffen, 
die die VV zu diesen Vorschriften teils verbessert (3 Jahre 
statt 18 Monate Reststrafzeit), teils noch erheblich in den 
Schatten stellt. 

1/1.) Hierzu: 
1.) Bei den Vollzugslockerungen sind schon die bundes­

einheitlichen VV zu § 11 außerordentlich restriktiv und z.T. 
so nicht akzeptabel. So ist doch wohl ungereimt, wenn in VV 
Nr. 5 (1) a 15) generell via §§ 74 a und 120 GVG Verurteilte 
von Außenbeschäftigung, Freigang und Ausgang ausge­
schlossen sind. 16) Es gibt Täter (und ich kenne sie aus der 
Praxis), die nach § 129 oder § 129 a StGB verurteilt worden 
sind, sich jedoch inzwischen aus diesem Umfeld und dieser 
Richtung gelöst haben und vorzügliche Dienste als "Missio­
nare der Gewaltfreiheit" leisten. Warum sollten sie an Voll­
zugslockerungen (gute Prognose vorausgesetzt!) nicht teil­
nehmen? Oder man denke an die Zuständigkeit der Staats­
schutzkammer nach § 74a GVG für Straftaten nach § 241 a 
StGB (Politische Verdächtigung). Was hat dieser Tatbe­
stand mit der Frage der Lockerung oder Nichtlockerung zu 
tun? Fast möchte man glauben, daß die Schöpfer dieser Re­
gelungen die Kataloge der §§ 74a und 120 GVG zu ober­
flächlich gelesen haben. 

Auch VV Nr. 4 zur Vollzugslockerung bei Lebenslangen ist 
bedenklich. Sie enthält die aus § 13 (3) bekannte Einschrän­
kung, die zwar bei der Frage des Urlaubs noch einen Sinn 
machen mag (m.E. auch dort nicht), hier jedoch, etwa bei der 
Frage Ausgang und Freigang (gute Prognose vorausge­
setzt), weniger sinnvoll ist, zumal Ausführung und Außenbe­
schäftigung ja in Abs. 2 der Verwaltungsvorschrift ausge­
nommen sind. Wie reimt sich bei guter Prognose die unter­
schiedliche Behandlung von Ausgang und Ausführung (un­
nötiger, weil wegen der guten Prognose Aufsicht entbehrlich 
ist)? Und schließlich: Das Gesetz hat diese 10-Jahresgren­
ze zwar bei § 13 (3) nicht aber bei § 11 vorgesehen. Kann 
das durch Verwaltungsvorschrift 17) schlicht nachgeholt wer­
den? 

Die oben zu 11 angeführte landesrechtliche AV gibt in Nr. 1 
der Schuldschwere Einfluß auf die Vollzugslockerung, ob­
gleich das doch nach §§ 2 und 11 (2) StVollzG unzulässig 
sein dürfte. Hinzu kommt in Nr. 2 eine (jedenfalls so leicht 

handhabbare) Dreijahresgrenze. Das läuft schlicht auf Be­
einflussung, wenn nicht Bestimmung der Individualprogno­
se nach § 11 (2) hinaus. Zu befürchten ist, daß (aus der nicht 
bewiesenen!) Statistik ("häufig überfordern") eine bequeme 
Handhabe zur Ersparung genauer (und oft auch nicht risikof­
reier) Prognostizierung wird. 

2.) Auch beim Urlaub nach § 13 StVollzG sind schon die 
bundeseinheitlichen VV restriktiv genug. Von der 18-Mo­
natsgrenze in VV Nr. 4 (2) a war schon oben bei I. die Rede, 
auch davon, daß die Gerichte, statt gegen diese Einschrän­
kung zu entscheiden, sie mindestens als Richtlinie mit ver­
bleibender Pflicht zur Einzelprüfung zu halten suchen 18). 

Auf die m.E. unsinnige Katalogauswahl §§ 74a und 120 
GVG in VV Nr. 3 (1)a war vorstehend zu 111.1) hingewiesen. 
Warum soll bei bester Prognose nach § 13 (1) 2 in Verbin­
dung mit § 11 (2) StVollzG ein ehemaliger § 129a-Täter, der 
sich völlig von seiner Tat und Einstellung gelöst hat19) nicht 
beurlaubt werden können! 

Die beiden zu 11. genannten landesrechtlichen Verwal­
tungsvorschriften führen eine zusätzliche und im Gesetz 
nicht genannte 3-Jahresgrenze Reststrafzeit ein und erlau­
ben außerdem, die Schwere der Tatschuld bei der Frage der 
Urlaubsgewährung zu berücksichtigen. Daß das §§ 2 und 13 
(1) 2 in Verbindung mit 11 (2) zuwiderläuft und auch nicht 
durch § 57 a StGB irgendwie gerechtfertigt werden kann, 
sollte m. E. einsichtig sein. Aber auch hier wird sich die Rest­
strafzeitgrenze als bequemer Prognoseersatz/Prognoseer­
leichterung anbieten. Mit beiden Gesichtspunkten, vor al­
lem, wenn man sie kombiniert (also noch höhere Reststrafe 
bei gleichzeitiger Tatschuldschwere), wird man um eine ge­
naue und von diesen Gesichtspunkten nicht affizierte Beur­
teilung der Fluchtgefahr und Straftatbegehungsgefahr wohl 
herumkommen. Schließlich läßt sich die Reststrafe leicht 
aus den Akten entnehmen (bzw. aus der Reststrafzeitbe­
scheinigung), die Tatschuldschwere aus dem Urteil. Wozu 
nun noch schwierige und ohnehin immer risikobehaftete 
Prognosen anstellen? Daß der Gefangene "häufig überfor­
dert" wird, hat ja schon die AV gesagt. 

3.) Nicht zuletzt ist sChließlich der kriminalpädagogische 
Effekt (und m.E. Rückschritt) zu bedenken, der darin liegt, 
Gefangenen mit erheblicher Tatschuldschwere und höherer 
Reststrafzeit weniger oder gar nichts mehr an Belastung 
"zuzumuten". Sie zu fordern, gehört aber doch wohl zur Be­
handlung nach § 4 (1) StVollzG und erst recht zu der erstreb­
ten Mitwirkung des Gefangenen. 

Zum Abschluß noch eine kuriose Konsequenz: Wird ein­
mal vor der genannten Reststrafzeit eine Lockerung oder 
Urlaub gewährt und geht das dann schief, sollte man nicht 
dann als Verteidiger (etwa im Disziplinarverfahren oder 
Strafverfahren) darauf hinweisen dürfen, daß der Gefange­
ne, wie schon die AV des betreffenden Landes klar zeige, 
eben "überfordert" gewesen sei? Ultra posse nemo obliga­
tur, oder? Aber sonst bieten die unter 11. genannten Regelun­
gen keinen Anlaß zu Scherzen. 

Anmerkungen 
1) Schon gefordert in § 48 Abs. 2 des AE zum AT eines 

StVollzG von 1966 (ebenfalls nach 15 Jahren Verbüßung, jedoch 



rein prognoseorientiert: "wenn verantwortet werden kann, zu erpro­
ben ... "). Dazu Begr. ip 1. Aufl. 1966 S. 91, in 2. Aufl. 1969 S 95. 

2) Durch 20. StrÄG vom 8.12.81 (BGBII S. 1329). 
3) Auch Allgemeinverfügungen der Justizbehörden der Länder. 

So ist nach der AV des Bad.-W. Justizministeriums v. 5.2.85 (in Die 
Justiz 1985 S. 118, 119) verfügt. daß bei Ausübung des Behand­
lungsermessens bei Vollzugslockerungen u. Urlaub auch die 
Schuldschwere zu berücksichtigen sei, näher dazu unter!. 

4) Vgl. etwa BVerfG NJW 84, S. 33 ff. (mit Anmerkung von 
Beckmann, StrVert 84, 165 ff.); OLG Frankfurt in NStZ 81, 15 f: 
OLG Hamm in NStZ 81. 495; OLG Stuttgart in NStZ 84, 525 (mit An· 
merkung von Müller-Dletz); OLG Nürnberg in NStZ 84,92; vgl. auch 
Burkhard, Strafvollzug: Säule oder Torso der Strafrechtspflege. Kri· 
tische Anmerkung anläBlich BVerfG NJW 84,33 (= NStZ 83, 476) in 
ZfStrVo 84. 267; Funck, Schuld und Sühne im Strafvollzug, in ZRP 
85,137 (Achtung Satire!); Meier·Beck, Schuld und Generalpräven­
tion im Vollzug der Freiheitsstrafe, in MDR 84. 447 ff.; Mül/er-Dietz, 
Schuldschwere und Urlaub aus der Haft, JR 84, 353 ff.; Hili, Tat­
schuld und Strafvollzug - Analyse eines Beschlusses des BVerfG. 
ZfStrVo 86, 139 ff. 

5) In diesem Sinne jüngstens LG Heilbronn in MOR 86,697; vgl. 
auch Baumann, Schuldvergeltung im Vollzug?, in Der Weg 85. 6 

( Heft 2); ferner Meier-Beck, a.a.O. S 449. 
6) § 13 (2) HegE von 1972 lautete: "Der Urlaub kann erstmals 

gewährt werden. wenn ein Viertel der erkannten Strafe, mindestens 
jedoch 6 Monate vollzogen sind. Wenn der Gefangene sich nicht im 
offenen Vollzug befindet. dürfen unter Berücksichtigung einer Ent .. 
lassung nach zwei Dritteln der Strafzeit nicht mehr als 18 Monate 
Rests/ratzeit zu vollziehen sein". 

7) Vgl. AE -StVollzG § 58. selbstverständlich ohne diese 18-Mo­
natsgrenze. Gegen diese vgl. Begründung des AE S. 125. 

8) Mindestens als Richtlinie zu § 13 I 2 StVollzG mit verbleiben .. 
der Pflicht zur Einzelfallprülung: vgl. z.B. OLG München in Inlo 
StVolizPR 85, 179 (E 6 zu § 13) mit umfangreichen Schrifttums- und 
Entscheidungsnachweisen auch zur abweichenden Meinung; vgl. 
auch AK-Uhlig-van Buren/./oester, 2. Aufl. 1982, § 13 Rdnr. 53; Ca/­
liess/Müller-Dietz, 3. Aufl. 1983, § 13 Rdnr. 6 (kritisch); KOhling in 
Schwind-Böhm, 1983, § 13 ~~dnr. 11 f. jeweils m . .w.N. 

9) AV 4511··· V1/9: Die Justiz 77.50: i.d.F. vom 23.5.79 und 
15.4.81. 

10) AV 4511 - V1/9; Die Justiz 85, 118. 
11) AV 4511 - V1/6; Die Justiz 76, 494. 
12) AV4511-VI/6:DieJustiz85, 118. 
13) AV 4516 - Vl/l1 ; Die ,Justiz 76, 493. 
14) AV4516-VI/11; Die Justiz 85, 119. 
15) Ähnlich bei § 10 VV Nr. 1 (l)a und bei § 13 VV Nr. 3 (1)a. 
16) Natürlich auch vom offenen Vollzug und vom Urlaub, dazu 

vorstehend sowie AK·Ufllig-v8n Buren/Joester, § 13 Rdnr. 47. 
17) Dagegen auch: Kühling in Scl1wind-Böhm, 1983, § 11 Rdnr. 

15. 
18) Vgl. oben Anm. 8. 
19) Man denke nur an den ehemaligen Berliner Hechtsanwalt 

M., der in einer Femsellaufnahme in der JVA Tegel wohl mehr zur 
Bekehrung ehemaliger Mittäter geloi.~,tet hat. als manche öffentliche 
8eschwörung durch Politiker. 

._-------_._---

Schule und berufliche Bildung 
im Strafvollzug 
- seit Inkrafttreten des 
Strafvollzugsgesetzes -
Herben Hil.kenbach 
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In § 2 des Strafvollzugsgesetzes (StVollzG) wird als Voll­
zugsziel herausgestellt: "Im Vollzug der Freiheitsstrafe soll 
der Gefangene fähig werden, künftig in sozialer Verantwor­
tung ein Leben ohne Straftaten zu führen". Dieses Ziel zu er­
reichen, ist in vielen Fällen sicher nicht ohne Bildungsmaß­
nahmen möglich (Eberle). Konsequenterweise hat der Ge­
setzgeber daher auch im 5. Titel des StVollzG "Arbeit, Aus­
bildung und Weiterbildung" als Aufgaben des Vollzuges ge­
nannt. Speziell im § 37 Abs. 3 StVollzG heißt es: "Geeigne­
ten Gefangenen soll Gelegenheit zur Berufsausbildung, be­
ruflichen Fortbildung, Umschulung oder Teilnahme an ande­
ren ausbildenden oder weiterbildenden Maßnahmen gege­
ben werden." Sehr deutlich unterscheidet sich der § 38 Abs. 
2 StVollzG "Unterricht soll während der Arbeitszeit stattfin­
den" von der vor dem StVollzG gültigen Flegelung Nr. 126 
Abs. 2 der Dienst- und Vollzugsordnung: "Unterricllt soll in 
der Regel in der Freizeit erteilt werden". 

Diese klare gesetzliche Regelung hat sicher dazu beige­
tragen, daß die Notwendigkeit von Bildungsrnaßnahmen im 
Strafvollzug nicht mehr grundsätzlich und ernsthaft bestrit­
ten wird (Eberle). Schulische und berufliche Bildung, im Ju­
gendvollzug seit langem eine Selbstverständlichkeit, hat da­
mit auch im Erwachsenenvollzug einen festen Platz erhal­
ten. Vor allem die Gleichstellung mit der Arbeit und der dar­
aus resultierenden Zahlung der Ausbildungsbeihilfe (§ 44 
StVollzG) hat die Ausweitung der BildungsmaBnahmen er­
heblich gefördert bzw. erst ermöglicht. 

Sicher wurde in vielen Anstalten schon lange vor dem 
StVollzG Berufsausbildung mit Gefangenen durchgeführt. 
Das Inkrafttreten des StVollzG am 1. 1.1977 brachte jedoch 
eine entscheidende Wende. Mit dem § 37 Abs. 3 wird der 
Vollzugsbehörde eine entsprechende Verpflichtung aufer­
legt. Das Angebot an Ausbildungsplätzen wurde ständig er­
weitert. so daß im Jahre 1980 bereits 2200 Teilnehmerplätze 
zur Verfügung standen (Otto/Pendon). BundeSländer 
schlossen sich zum Ausbildungsverbund zusammen (z.B. 
NRW, Hessen, Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, 
Saarland). Einigen Anstalten wurde" regelrechte Ausbil­
dungsstätten angegliedert (z.B. Zweibrücken. Saarbrücken, 
Geldern). 

Zusammen mit dem Arbeitsförderungsgesetz (AFG) und 
dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) bildet das StVollzG das 
rechtliche Rahmenwerk für die Durchführung von Berufsbil­
dungsmaßnahmen in den Justizvollzugsanstalten. § 33 Abs. 
1 AFG nennt die verschiedenen Arten der beruflichen Bil­
dung, die nach den Vorschriften der Bundesanstalt für Arbeit 
gefördert werden können: "Berufliche Ausbildung, berufli­
che Fortbildung und berufliche Umschulung". Das AFG ent­
hält jedoch keine speziellen Regelungen für Strafgefange­
ne, wenn es darum geht, die Fragen der Voraussetzungen 
zur Erlangung eines Rechtsanspruches auf Förderung der 
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beruflichen Bildung zu klären. Somit sind also rein arbeits­
förderungsrechtlich auch für Gefangene zunächst die im § 
36 AFG genannten Kriterien maßgebend. Danach dürfen 
Leistungen zur individuellen Förderung nur gewährleistet 
werden, wenn folgende Kriterien erfüllt sind: 

- Der Gefangene muß eine die Beitragspflicht begründen­
de Beschäftigung aufzunehmen oder fortzusetzen beab­
sichtigen (§ 36 Abs. 1). 

- Er muß für die angestrebte berufliche Tätigkeit geeignet 
sein und an der Maßnahme voraussichtlich mit Erfolg teil­
nehmen (§ 36 Abs. 2). 

Die Teilnahme an der Maßnahme muß im Hinblick auf die 
im § 2 AFG festgelegten Ziele sowie unter Berücksichti­
gung von arbeitsmarktpolitischen Gesichtspunkten 
zweckmäßig sein (§ 36 Abs. 3). 

Ob der Bewerber die angeführten Kriterien erfüllt, hat das 
Arbeitsamt zu klären. Nach § 45 AFG übernimmt die Bun­
desanstalt für Arbeit im Rahmen der individuellen Förderung 
ganz oder teilweise die Lehrgangskosten für Fortbildungs­
maßnahmen und nach § 47 Abs. 1 auch für Umschulungs­
maßnahmen. 

Neben der individuellen Förderung hat das AFG mit der in­
stitutionellen Förderung eine weitere Möglichkeit zur Förde­
rung beruflicher Bildung geschaffen. So kann nach § 50 Abs. 
1 AFG die Bundesanstalt für Arbeit solchen Einrichtungen, 
die der beruflichen Ausbildung, Fortbildung oder Umschu­
lung dienen, Darlehen oder Zuschüsse gewähren. Mit Hilfe 
dieser Möglichkeit konnten viele Berufsbildungsstätten in 
Vollzugsanstalten errichtet werden. Dies war für die Voll­
zugsbehörden sicher eine große Hilfe bei der Realisierung 
des § 37 StVollzG. 

Eine Bestandsaufnahme der am 1.8.1984 laufenden 
Maßnahmen der beruflichen Resozialisierung Strafgefange­
ner allein im Berufsfortbildungswerk des DGB soll einen 
Überblick über das reichhaltige Angebot von beruflichen Bil­
dungsmaßnahmen geben (Otte/Pend6n): 

Lehrgangsort Lehrgangsbezeichnung 

Hamburg Informations und Orientierungs-
veranstaltungen nach § 41 a AFG 

Neumünster G 4 - Lehrgang Metall 

Versen Übungswerkstatt Metall 
Betriebsschlosser 
Gärtner 

Vechta Hochbaufacharbeiter/Maurer 

Celle Schlosser 

Frankfurt G 4 - Lehrgang Holz 
G 4- Lehrgang Maler/Raumgest. 

Attendorn Grundlehrgang Metall 

Bochum- Betriebsschlosser 
Langendreer Elektroanlageninstallateur 

Maurer 
Landschaftsgärtner 
Schweißer 
Hydraulik/Pneumatik 

Düren Maschinenzusammensetzer 
Betriebssci<llosser 

Gelsenkirchen Betriebsschlosser 
Elektroanlageninstallateur 

Herford Grundlehrgang Metall 

Hövelhof Schweißer 

Anzahl der Anzahl der 
Lehrgänge Teilnehmer 

6 
12 
17 
10 
10 
16 
16 
12 
12 

2 60 
3 29 
2 18 
2 15 
2 19 
4 63 
1 9 

14 
5 

3 12 
3 14 
2 20 
2 30 

Lehrgangsort Lehrgangsbezeichnung Anzahl der Antahlder 
Lehrgänge Teilnehmer 

Iserlohn Hochbaufacharbeiter/Maurer 3 41 
Elektrogerätemechaniker 3 28 
Betriebsschlosser 3 32 

Geldern Betriebsschlosser 2 25 
Universalfräser 2 12 
Dreher 2 13 
Energieanlagenelektroniker 2 21 
Holzmechaniker 2 23 
Betonbauer 2 28 
Maler/Lackierer 2 14 
Koch 1 8 
Schweißer 2 29 

Saarbrücken Bauschlosser 1 8 
Blech- und Kunststoffschlosser 1 4 
Holzmechaniker 1 5 
Maler/Lackierer 2 11 

Ottweiler G 4 - Lehrgang Metall 3 
Frankenthai Teilezurichter 2 24 

Schutzgasschweißer 1 9 
Zweibrücken Buchbinder 1 8 

Dreher 1 10 
Energieanlagenelektroniker 3 52 
Fräser 1 11 
Maurer 2 39 
Holzmechaniker 1 8 
KFZ-Mechaniker 1 12 
Schuhmacher 1 9 
Schweißer 2 30 
Technischer Zeichner 1 16 
Werkzeugmacher 2 17 

GESAMT: 88 969 

Hinzu kommen noch weitere Ausbildungsmaßnahmen 
unter der Trägerschaft anderer Institutionen und in justizei­
genen Lehrwerkstätten mit beamtetem Fachpersonal. In ei­
nem von der Bundesanstalt für Arbeit jährlich ausgegebe­
nen Nachschlagewerk "Einrichtungen zur beruflichen Bil­
dung (EBB)" sind mehr als 90 berufliche Bildungsmöglich­
keiten im StrafvOllzug aufgeführt. 

Besieht man die Klientel in den Justizvollzugsanstalten 
näher, so wird man zur Überzeugung kommen, daß nur ein 
geringer Teil die von der Bundesanstalt für Arbeit im AFG 
festgelegten Voraussetzungen erfüllen. Viele Gefangene 
weisen erhebliche schulische Defizite auf. Nach einer Infor­
mation des JM in NRW aus dem Jahre 1982 hatten 48 % der 
erwachsenen männlichen Gefangenen keinen Schulab­
schluß. Der Anteil der Sonderschüler lag bei 14 %; in der Ge­
samtbevölkerung beträgt dieser Anteil nur 5 bis 6 %. Im Ju­
gendvollzug liegt der Anteil der Gefangenen ohne Schulab­
schluß sogar bei ca. 70 % und der der Sonderschüler bei ca. 
30 %. Daher wird eine breite Palette von schulischen Maß­
nahmen in den JustiZVOllzugsanstalten angeboten, von AI­
phabetisierungs- und sogenannten Liftkursen bis zu Maß­
nahmen, die zum Hauptschulabschluß und zur Fachober­
schulreife führen. In Einzelfällen ist sogar der Besuch von 
Fachhochschulen und das Studium an Hochschulen mög­
lich. Nach Aussage der Fernuniversität Hagen betrug im Ju­
ni 1984 die Zahl der inhaftierten Fernstudenten z.B. in NRW 
120. 

Nicht immer kann die Zusammenarbeit mit vollzugsfrem­
den Institutionen und die Bindung an deren Förderungskrite­
rien in Einklang gebracht werden mit dem Anliegen des Voll­
zuges. So bedeutet z.B. die Forderung der Bundesanstalt 
für Arbeit, daß die Teilnehmer an Ausbildungsmaßnahmen 



alsbald nach Abschluß der Maßnahme dem Arbeitsmarkt 
zur Verfügung stehen sollen, daß Gefangene mit höheren 
Strafen lange Zeit auf eine berufliche Bildung warten müs­
sen. Das führt nicht selten zur Demotivation und letztlich Re­
signation, so daß eine Mitwirkung der Gefangenen bei der 
Erreichung des \/ollzugszieles (§ 4 StVollzG) erschwert, 
wenn nicht ausgeschlossen wird. Es sollte daher der Vollzug 
nicht auf eigene und somit unabhängige Ausbildungsstätten 
verzichten, um seiner Aufgabe auch bei diesen Gefangenen 
gerecht werden zu können. Das setzt aber voraus, daß so­
wohl die Ausstattung der Werkstätten als auch die Schulung 
der Ausbilder den Forderungen der freien Wirtschaft und de­
ren Entwicklung angeglichen bleibt. 

Der Nachweis über eine abgeschlossene Berufsausbil­
dung ist zwar begrüßenswert und hilfreich, reicht aber allein 
im Grunde nicht aus. Der entlassene Strafgefangene muß 
als Bewerber um einen Arbeitsplatz möglichst schon Erfah­
rungen in der Umsetzung des Erlernten gesammelt haben. 
Er muß als vollwertige Arbeitskraft vermittelt werden kön­
nen. Eine Schonzeit, d.h. ein Eingewöhnen in den Produk­
tionsablauf mit seinen Forderungen nach Ausdauer, Be­
ständigkeit, Durchhaltevermögen und qualifiziertem Kön­
nen wird ihm nicht gewährt. Daher sind für die Zeit nach der 
Ausbildung geeignete Maßnahmen vorzusehen, um die er­
worbenen beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten zu erhal­
ten und zu vertiefen, wie es auch die Jugendstrafvollzugs­
kommission in ihrem Schlußbericht fordert. Ein Leistungs­
training sollte nach der Ausbildung in qualifizierten und der 
freien Arbeitswelt entsprechenden Werkstätten ermöglicht 
werden. 

Wenn die berufliche Ausbildung als ein Mittel gesehen 
wird, das Vollzugsziel zu erreichen, so bedeutet das sicher 
auch, den Gefangenen mit Hilfe dieser Maßnahme integra­
tionsfähig zu machen. Es muß daher verwundern, wenn hier 
und da zur Aufnahme in eine Ausbildungsmaßnahme die 
Forderung erhoben wird, der Gefangene müsse die Bereit­
schaft und Fähigkeit zur Einordnung in eine Lerngruppe und 
zur Unterordnung unter die Anweisungen des Ausbildungs­
personals mitbringen. Weder die sichere Aussicht auf einen 
erfolgreichen Abschluß der Maßnahme noch die Erwartung 
einer angepaßten Verhaltensweise können in erster Linie 
oder sogar unabdingbar für die Zulassung zu einer berufli­
chen Förderung ausschlaggebend sein. Dieses mag für eine 
Ausbildung in der freien Wirtschaft seine Berechtigung ha­
ben, unter der AufgabensteIlung des Vollzuges aber soll mit 
Hilfe der Berufsausbildung u.a. das bewirkt werden, was hier 
als Voraussetzung gefordert wird. Gerade darin unterschei­
det sich die Durchführung und Zielsetzung der Berufsausbil­
dung im Strafvollzug (Behandlungsvollzug, nicht Vergünsti­
gungsvollzug) von der Ausbildung in der Freiheit. Nicht zu­
letzt deshalb sind bei allen im Strafvollzug tätigen Ausbildern 
neben ihrer fachlichen Qualifikation besondere Anforderun­
gen an die Persönlichkeit zu stellen. 

Schulische und berufliche Bildung im Strafvollzug haben 
in den letzten Jahren einen unbestrittenen erheblichen Auf­
schwung genommen. Die Statistiken der einzelnen Bundes­
länder weisen immer höhere Zahlen über Teilnahme und er­
folgreiche Abschlüsse aus. Es erheben sich aber auch Zwei­
fel, zumindest sind Fragen zu stellen im Hinblick auf die Aus­
wirkungen dieser Maßnahmen auf die tatsächliche Aufga-
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bensteIlung des Vollzuges (§ 2 StVollzG). In welchem Ver­
hältnis steht der Aufwand zum Erfolg? Wieviele Kräfte, wie­
viel Mittel werden gebunden und damit unter Umständen 
dem allgemeinen Vollzug entzogen? Ist es richtig, die Ge­
fangenen, die jede Schulförderung annehmen und anstre­
ben, immer weiter zu qualifizieren, d.h. zu höheren Ab­
schlüssen zu bringen? Geht es bei der Planung des Vollzu­
ges darum, jede Bildungsmöglichkeit für einen Gefangenen 
auszunutzen und jedem Bildungswunsch zu entsprechen 
(Gefälligkeitsvollzug)? Ist es nicht ein Gebot der Humanisie­
rung des Strafvollzuges, die besonderen Schwächen der 
einzelnen Gefangenen auszugleichen, um Möglichkeiten ei­
ner realistischen Lebensführung zu schaffen (Berckhauer)? 
Das heißt für den Bildungsbereich z.B. bei dem Gefangenen 
die Lücken zu schließen, die ihm keine Chance ließen bzw. 
es ihm erschwerten, selbständig sein Leben zu führen bzw. 
Fuß zu fassen in der Arbeitswelt. Die Bildung im Strafvollzug 
darf nicht zum Selbstzweck werden, sondern muß ein Mittel 
des Vollzuges innerhalb der AufgabensteIlung bleiben. Ju­
stizvollzugsanstalten sind vorrangig keine Bildungsanstal­
ten. Bei der Vollzugsplanung ist auch die Frage nach der 
Überqualifizierung eines Gefangenen zu stellen. Das heißt, 
es dürfen durch überhöhte Bildungsabschlüsse nicht Erwar­
tungshaltungen geweckt werden, die in der Freiheit nicht er­
füllt werden können bzw. die die Eingliederung des Gefan­
genen nach seiner Entlassung womöglich erschweren. Ins­
besondere gilt dieses für Abschlüsse oberhalb des Haupt­
schulabschlusses. Hier ist im Einzelfall sehr genau zu prü­
fen, ob nicht eine Qualifizierung auf beruflicher Ebene der 
weiteren schulischen Bildung der Vorrang zu geben ist. Die 
Ergebnisse aus den UnterSUChungen in Niedersachsen von 
Berckhauer und Hasenpusch, in Baden-Württemberg von 
Gabriele Dolde und die Legalbewährungskontroll-Untersu­
chungen in NRW stimmen darin überein, daß ein positiver 
Zusammenhang besteht zwischen Berufsausbildung und 
Rückfälligkeit, ein weniger deutlicher oder aber sogar nega­
tiver hinsichtlich der schulischen Maßnahmen (Mey). Maß­
nahmen, die zu Schulabschlüssen führen, sind danach al­
lein offenbar wenig hilfreich, das Ziel des Vollzuges zu errei­
chen. Die wenig ermutigenden Zahlen aus den Rückfallun­
tersuchungen hinsichtlich der Auswirkungen der schuli­
schen Maßnahmen sollten jedoch nicht grundsätzliche 
Zweifel an dem Einsatz dieser Maßnahmen wecken, son­
dern zu der Überlegung Anlaß geben, ob bei der Auswahl 
der Gefangenen die richtigen, d.h. vollzugsaufgabenge­
rechten Kriterien angewandt werden. Die Aussage in der In­
formationsschrift des JM von NRW 1982, die schulischen 
Maßnahmen hätten insbesondere zum Ziel, die Gefangenen 
dadurch zu befähigen, an qualifizierten beruflichen Maßnah­
men teilzunehmen, ist somit nur zu begrüßen, bedarf aber si­
cher in der Praxis des Vollzuges erhöhter Beachtung. 

Die Planstellen für Lehrer im Strafvollzug haben sich er­
freulicherweise in den letzten zehn Jahren fast um die Hälfte 
auf 341 erhöht. Hinzu kommen noch die von den Berufs­
schulen in den Justizvollzugsanstalten eingesetzten Lehrer 
und eine erhebliche Anzahl von nebenamtlich tätigen Lehr­
kräften, allein in der Vollzugsanstalt Freiburg z.B. 40. Der 
Einsatz der hauptamtlichen Lehrkräfte erfolgt zum Großteil 
in Maßnahmen, die zu Bildungsabschlüssen führen. Im Hin­
blick auf die o.a. Untersuchungsergebnisse dürfte es über­
denkenswert sein, ob diese Bindung der Lehrer in dem be­
stehenden Umfang gerechtfertigt erscheint oder ein 
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Schwerpunkt der unterrichtlichen Tä.tigkeit nicht bei den Ge­
fangenen liegen muß, denen es an den elementarsten 
Grundkenntnissen für eine selbständige Lebensführung 
fehlt. Der große Anteil der Sonderschüler - und darunter 
nicht wenige Fastanalphabeten - macht deutlich, daß hier 
ein verstärkter Einsatz unumgänglich ist. Einzel- und 
Kleinstgruppenunterricht ist hier erforderlich. Das aber läßt 
weder die Zahl der vorhandenen Lehrkräfte zu, noch findet 
diese Art von Unterncht im § 38 StVollzG eine eindeutige ge­
setzliche Regelung. Er ist nämlich weder "Unterricht in den 
zum Hauptschulabschluß führenden Fächern" noch "ein der 
Sonderschule entsprechender Unterricht". 

Dieser Unterricht wird demnach vielfach nicht als gesetzli­
cher Auftrag des Vollzuges gesehen, während der Arbeits­
zeit als nicht zulässig erachtet und findet in den Vorschriften 
für die Zahlung von Arbeitsentgelt bzw. Ausbildungsbeihilfe 
auch keine entsprechende Grundlage. 

Gerade für diesen Unterrichtsbereich ist zudem das Feh­
len einer vollzugsspezifischen, erziehungswissenschaftlich 
fundierten Didaktik als besonderer Mangel herauszustellen. 
Die Forderung von Eberle an die Erziehungswissenschaft, 
an der Erstellung einer vollzugsspezifischen Pädagogik mit­
zuarbeiten und den Praktikern auch Materialien für ihre kon­
krete Arbeit zur Verfügung zu stellen, kann daher nur nach­
drücklich unterstützt werden. In diesem Zusammenhang 
sollte auch auf die Verpflichtung der Justizverwaltungen hin­
gewiesen werden, praxisbegleitende Weiterbildung, insbe­
sondere auch der in der schulischen und beruflichen Bildung 
tätigen Fachkräfte, zu betreiben. Das gilt sowohl für die Leh­
rer als aber auch für die Ausbilder in den Lehrwerkstätten. 
Ein Vergleich mit den Angeboten und Möglichkeiten, die 
Lehrern durch die Kultusministerien und Ausbildern durch 
die freie Wirtschaft geboten werden, weist erhebliche Defizi­
te für die Fachkräfte im Vollzug auf. 

Bei Würdigung des sicherlich während der letzten zehn 
Jahre erfolgreichen Bemühens um den Ausbau der Bil­
dungsmaßnahmen mit immer wieder statistisch belegten Er­
folgsabschlüssen darf nicht der eigentliche Gesetzesauftrag 
in den Hintergrund geraten. der Vollzug wird sich messen 
lassen müssen an der Rückfallstatistik, nicht an der Zahl der 
Bildungsabschlüsse. So bleibt es eine schwierige Aufgabe 
des Strafvollzuges, die Bildungsmaßnahmen als ein allge­
mein anerkannt unabdingbares Mittel auf das Vollzugsziel 
im Einzelfall ausgerichtet in den Behand!ungs- bzw. Erzie­
hungsplan aufzunehmen. 

Auswahl, Ausbildung und beruf­
liche Weiterbildung der 
bayerischen Justizvollzugs­
bediensteten seit 1970 

Hudolf Schmuck 

Berufliche Bildungsrnaßnahmen zielen auf die Verwend­
barkeit der vermittelten Kenntnisse und Fertigkeiten in der 
täglichen Arbeitspraxis. Hieran muß sich eine Gr undausbil­
dung orientieren, hierauf sind Weiterbildungsmaßnahmen 
abzustellen, und selbstverständlich muß auch schon die 
Auswahl von Bewerbern unter Eignungskriterien erfolgen, 
die den Ertordernissen der Alltagsarbeit Rechnung tragen. 
Wie für alle Berufe. gilt dies auch für die T8tigkeit im Straf­
vollzug. 

Der Strafvollzug, hesser: die Justizvollzugsanstalt, ist 
eine der Institutionen, die die Gesellschaft zu ihrem Schutz 
geschaffen hat. Dem entsprechen auch die Ziele, die das 
Strafvollzugsgesetz ausweist: 

- Der Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten, und 
- die Befähigung des Gefangenen zu einern künftigen straf-

freien Leben in sozialer Verantwortung. 

Das zuletzt genannte Ziel des Strafvollzuges setzt beim 
Straffälligen einen schwierigen und komplexen sozialen 
Lernvorgang voraus, der während des Vollzuges der Frei­
heitsstrafe auf den verschiedenen Ebenen der Anstalt konti­
nuierlich und sachkundig begleitet werden muß. Dabei neh­
men Vollzugsbedienstete aller Laufballnen in ihren spezifi­
schen Fach- und Aufgabenbereichen Einfluß auf die Ent­
wicklung des Gefangenen. Im besonderen gilt dies aber für 
die Beamten des allgemeinen Vollzugsdienstes und des 
Werkdienstes. Durch ihle kustodialen Aufgaben, ihre Aktivi­
täten bei der Betreuung der Gefangenen und im Arbeitsbe­
trieb, pflegen sie die intensivsten Kontakte zu den Insassen. 

Ihr Einfluß muß gezielt und fachkundig ausgeübt werden. 
Er erfordert die Fähigkeit zu präziser und differenzierter Be­
obaChtung ebenso wie kommunikative Fähigkeiten, aber 
auch Konfliktstärke, Konzentrationsfähigkeit, Einfühlungs­
vermögen und Durchsetzungsfähigkeit. 

Mehr als äußere Sicherungsvorkehrungen baulicher, 
technischer oder organisatorischer Art tragen diese Fähig­
keiten zur Erfüllung auch und gerade des Sicherungsauftra­
ges des Strafvollzugsgesetzes bei. 

Es liegt auf der Hand, daß diesen hohen Ansprüchen an 
die persönliche und fachliche Qualifikation, insbesondere 
des allgemeinen Vollzugsdienstes und des mittleren Werk­
dienstes, angemessene Auswahl- und Bildungsmaßnah­
men entsprechen müssen. Für die bayerischen Vollzugsbe­
diensteten wurde im Laufe der vergangenen 15 Jahre nach 
und nach ein berufliches Bildungssystem geschaffen, das 
diesen Vorstellungen nechnung zu tragen versucht. 



1. Oie Situation zu Beginn eier siebziger 
Jahre 

Daß Vollzugsbedienstete nicht ohne Unterweisung Ihre 
oft gefährlichen, immer schwierigen, stets jedoch alich hel­
fenden Aufgaben wirksam erfüllen können, ist keine neue 
Erkenntnis. Es gibt im Gefängniswesen sogar eine Tradition 
bei der Ertüchtigung der Bediensteten für ihren Beruf, wenn 
sie auch nicht allzuweit zurückreicht n 

Diese Feststellung gilt jedoch in der Hauptsache für die 
Grundunterweisung, d.h. die Ausbildung, nicht aber ohne 
weiteres und von jeher auch für die berufsbegleitende Wei­
terbildung und die Auswahl der Bewerber für Laufbahnen 
des Strafvollzugs. Zwar waren schon in der Dienst- und Voll­
zugsordnung Auswahl, Ausbildung und Fortbildung des 
Vollzugspersonals als wesentliche Voraussetzungen für die 
Effizienz der Freiheitsstrafe genannt2). Dem entsprachen je­
doch nur im Bereich der Ausbildung der mittleren Vollzugs­
dienste sowie des gehobenen Vollzugs- und Verwaltungs­
dienstes normativ oder traditionell gestaltete Organisations­
formen 3) Für die Fortbildung der Bediensteten des bayeri­
schen Strafvollzugs gab es vor 1970 kein übergeordnetes 
Bildungskonzept, das die verschiedenen Laufbahnen und 
Aufgabenbereiche angemessen und zielsicher hätte erfas­
sen können. 

Die Situation hinsichtlich der Auswahl der Bediensteten 
war ähnlich: Dem durch Nr. 30 Abs. 1 DVolizO gesetzten ab­
strakten Rahmen für nicht näher bezeichnete Eignungskri­
terien der neu einzustellenden Bediensteten entsprach, ab­
gesehen von der Feststellung der körperlichen (gesundheit­
lichen) Eignung durch eine ärztliche Untersuchung, kein 
Auswahlverfahren von ernst zu nehmender Validität. Zwar 
wurde der Stand der schulischen Grundbildung durch eine 
Einstellungsprüfung der Bewerber festgestellt. Die Ent­
scheidung über die endgültige Zulassung der Bewerber zum 
Vorbereitungsdienst fiel jedoch in der Regel aufgrund zu­
meist unüberprüfbarer persönlicher Eindrücke des Anstalts­
leiters, des Aufsichtsdienstleiters, des Anstaltslehrers und, 
soweit vorhanden, eines Anstaltspsychologen. Auf diese 
Weise gelangten nicht wenige ungeeignete Bewerber in den 
Strafvollzugsdienst, wenn auch nicht verkannt werden soll, 
daß auch Lebenserfahrung und Menschenkenntnis zutref­
fende Einsichten für die Beurteilung der persönlichen 
Eignung eines Bewerbers ermöglichen. Dies allein genügt 
jedoch nicht. 

1.1 Die Auswahl der Bewerber für den allgemeinen 
Vollzugsdienst 

Seit nunmehr fünfzehn Jahren werden in Bayern die Be­
werber für den allgemeinen Vollzugsdienst einem strengen 
Auswahlverfahren unterworfen, denn auch ein sehr fort­
schrittliches, inhaltlich und methodisch ausgefeiltes berufli­
ches Bildungssystem kann letztlich nur für solche Bewerber 
fruchtbar sein, die sich für die angestrebten Aufgaben eig­
nen 4). 

Ober die Eignung der Bewerber äußern sich zwei unab­
hängige Kommissionen, denen sich der Bewerber nach der 
Einstellungsprüfung des Landespersonalamts vorstellen 
muß. Dabei handelt es sich um 

- die sogenannte Anstaltskommission. Sie setzt sich aus ei­
ner Gruppe von Anstaltsbediensteten zusammen, in der 
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negfllciem Anstaltsleiter odor sein(~m Veru 81er, d('~m Ver· 
waltungsdi(mstlciter, ein(-)rr. An!Jf~hbriqon der Personal­
vertretung, dem Leitm dns allgerneinen ViJllzuqsdienstes 
und dem Werkdienstleiter. Nach einem Gesp,-(,;,;h mit dem 
Bewerber gibt diese Grul-lpe ein Urteil darüber ab, ob sie 
ihn für geeignet hält oder nicht. 

~. die sogenannte Testkommission. Ihr gehören drei eliah­
rene Anstaltspsychologen an, die sich autqrund von 
Tests, Einzel- und Gruppenexplorationen ein Urteil über 
die Eignung eines Bewerbers bilden. 

Sie orientieren sich dabei an Anforderungsmerkrnalen, 
die durch Arbeitsplatzanalysen gewonnen wurden. Hier­
bei werden sicherheitsbezogene Fähigkeiten und per­
sönliche Eigenschaften der Bewerber überprüft, wie z.B. 
Aufmerksamkeit, Wachsamkeit, Detailbeobachtung, Wie­
dererkennen und Erkennen von Unterschieden aber auch 
Beurteilungsleistungen. Die psychologische Eignungsun­
tersuchung erstreckt sich außerdem auf kommunikative 
Fähigkeiten, wie mündliche Kontakte oder schriftliche 
Darstellungen und auf Verhalten im Konfliktbereich, wie 
Leistung unter Zeitdruck, Konzentrationsfähigkeit, psy­
chische Belastbarkeit, Durchsetzungsfähigkeit und Tole­
ranz, Verhalten bei Entgegennahme und Erteilung von 
Anweisungen, usw. Auch die Testkommission gibt am En­
de ihrer Untersuchung ein Urteil darüber ab, ob sie den 
Bewerber für geeignet oder für nicht geeignet hält. 

Zum Vorbereitungsdienst zugelassen werden nur die~ 
jenigen Bewerber, die von beiden Kommissionen als geeig­
net angesehen wurden. 

1.2 Die Ausbildung der Beamten des allgemeinen 
Vollzugsdienstes, des mittleren Werkdienstes und des 
mittleren Verwaltungsdienstes in Bayern 5) 

Ausbildung, für welchen Beruf auch immer, steht stets im 
Spannungsfeld zwischen den praktischen Anforderungen 
des angestrebten Berufs und den theoretischen Grundla­
gen. Bei der Ausbildung der Vollzugsbediensteten aller 
Laufbahnen und Fachrichtungen ist es nicht anders. Dabei 
macht es keinen Unterschied, ob sie innerhalb oder außer­
halb der Institution, für die sie eingerichtet ist, stattfindet 
Ich bin aber der Meinung, daß der Gegensatz Zwisctlen 
"Theorie" und .,praxis" ein künstlicher ist, oftmals deshalb 
behauptet, weil dadurch in bei den Bereichen die Anforde­
rungen relativiert werden. Fachwissenschaftliche Feststel­
lungen können so das Prüffeld der Praxis vermeiden, aber 
auch die alltägliche Arbeitspraxis kann "pragmatisch" vor­
gehen, d.h. ohne sich externen Maßstäben zu stellen. Das 
geht so weit, daß nicht selten auch klare gesetzliChe Vor­
schriften als der Praxis nicht entsprechend unbeachtet blei·­
ben oder "handhabbar" gemacht werden. Ein wesentliches 
Ziel der Ausbildung ist es, diesen - scheinbaren - Gegen­
satz so weit wie möglich auszuräumen. Ihr zeitliches Haupt­
gewicht muß in der Unterweisung am Arbeitsplatz und im 
"Lernen durch Tun" liegen. Das erfordert freilich eine sorg­
same Auswahl der Lemorte in der Anstalt, eine genau Be­
schreibung der zu vermittelnden Fertigkeiten und Einsichten 
und die methodische Schulung der Ausbilder. Demgegen­
über muß die fachtheoretische Schulung den normativen, 
administrativen und sozialpsychologischen Kontext der so 
gewonnenen praktischen Erfahrungen liefern, denn das 
eine ist ohne das andere weder verständlich noch anwend-
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bar. Dieser - nicht neuen - Erkenntnis wurde jedoch erst 
1980 durch die weitreichende Reform der Ausbildung der 
mittleren Dienste konsequent Rechnung getragen. 

1.2.1 Die Ausbildungssituation bis zur Zentralisierung 
durch die Errichtung einer Bayerischen Justiz­
vollzugsschule am 1. Oktober 1980 

Die Anhebung der Laufbahn des Aufsichtsdienstes vom 
einfachen in den mittleren Dienst im Jahre 1965 trug erst­
mals auch der Einsicht Rechnung, daß gerade diese Be­
dienstetengruppe durch ihr spezifisches Tätigkeitsfeld 
wesentlich daran mitwirkt, die Ziele des Strafvollzugs, da­
mals durch Nr. 57 DVollzO beschrieben, zu erreichen. 

Gleichzeitig wurde die Ausbildung dieser Laufbahn durch 
eine neue Ausbildungs- und Prüfungsordnung geregelt. Die 
Ausbildungszeit von insgesamt zwölf Monaten wurde beibe­
halten, ihre Gliederung nur durch eine stärkere zeitliche Ge­
wichtung des fachtheoretischen Teils verändert. Auch die 
neue Prüfungsordnung enthielt nur die Bezeichnung der 
Lehrgebiete der theoretischen Ausbildung. Sie legte die 
praktische Ausbildung lediglich auf zwei Lernorte (große 
und kleine Vollzugsanstalt) fest, an denen die Anwärter je 
vier Monate auszubilden waren 6). Die Ausbildung des mitt­
leren Verwaltungsdienstes und des mittleren Werkdienstes 
bei den Justizvollzugsanstalten war kaum differenzierter ge­
regele). 

Wenn auch die Bedeutung des Aufsichtsdienstes als 
Nahtstelle der Institution zum Bereich der Gefangenen in 
den Ausbildungsnormen noch keinen spürbaren Nieder­
schlag gefunden hatte, gewann doch zunehmend die Er­
kenntnis Raum, daß die sich anbahnende Reform des Straf­
vollzugs ohne eine Reform der Ausbildung des Vollzugsper­
sonals, insbesondere des Aufsichtsdienstes, nicht gelingen 
könne. Einer entscheidenden Verbesserung der Ausbil­
dungSSituation standen jedoch am Ende der sechziger Jah­
re in Bayern noch folgende Umstände entgegen: 

- Die Dezentralisierung der Ausbildung wirkte sich sowohl 
in den praxisbegleitenden fachtheoretischen Unterwei­
sungen als auch und besonders in den Lehrgängen zur 
Vorbereitung auf die Anstellungsprüfung sehr nachteilig 
aus. Da es keinen verbindlichen und ausreichend konkre­
ten Lehrplan gab und der Unterricht zwar fachlich qualifi­
zierten aber pädagogisch in der Regel ungeschulten Be­
diensteten der Ausbildungsanstalten oblag, war der Aus­
bildungsstand der Anwärter häufig unzureichend, stets 
aber unorganisch und sehr unterschiedlich. Das beein­
trächtigte auch die Chancengleichheit der Anwärter in der 
Anstellungsprüfung . 

- Die fachtheoretische Ausbildung wurde wegen des Feh­
lens stoffbegrenzender - und strukturierender - Lehrplä­
ne sehr häufig mit überflüssigen Informationen belastet, 
meist aufgrund der individuellen Sichtweise der Lehrkraft. 
Praxisbezogene, d.h. an den vollzuglichen Alltagsaufga­
ben und -problemen des Aufsichtsdienstes orientierte 
Kenntnisse und Fertigkeiten kamen zu kurz. 

- Die praktischen Unterweisungen der Anwärter waren in­
haltlich und methodisch zufallsabhängig. Ihre Qualität 

stieg und fiel mit den - sehr unterschiedlichen - Fach­
kenntnissen, den Einstellungen, den Fähigkeiten zur An­
leitung und dem Identifikationswert des jeweiligen Ausbil­
ders. Sie waren ferner abhängig von den anfallenden, d.h. 
erfahrbaren und übbaren konkreten Arbeitsproblemen 
und davon, ob der Anwärter tatsächlich ausbildungsbezo­
gen eingesetzt oder hauptsächlich als zusätzliche Ar­
beitskraft zum Ausgleich von Personalengpässen ver­
wendet wurde. 

In dem Maß wie dieser Zustand nicht nur bewußt, sondern 
auch als veränderungswürdig erfaßt wurde, kam es in den 
folgenden Jahren zu ersten breit angelegten Versuchen, 
ihm abzuhelfen. 

Die offenkundigen Mängel der Ausbildung konnten indes­
sen nicht sofort beseitigt werden; vielmehr war es notwen­
dig, systematisch und überlegt dort anzusetzen, wo die gra­
vierendsten Lücken bestanden. 

1.2.1.1 Vereinheitlichung der Ausbildung durch 
Festlegung verbindlicher Stundentafeln 
und Stoffpläne 

In den Jahren 1970 und 1971 wurden die in den Prüfungs­
ordnungen festgelegten Unterrichtsgebiete auf Unterrichts­
fächer mit festgelegter Stundenzahl verteilt und den einzel­
nen Unterrichtsstunden konkrete Lehrinhalte (Unterrichts­
stoff) zugewiesen. Dadurch entstand die Grundstruktur ei­
nes verbindlichen Stoffverteilungsplans, der in den folgen­
den Jahren den Erfahrungen der Unterrichtspraxis laufend 
angepaßt wurde. Die Fülle des zunächst vorgesehenen Un­
terrichtsstoffes wurde in den meisten Fächern nach und 
nach stark reduziert. Auf diese Weise bot sich auch die Mög­
lichkeit einer methodisch verbesserten Unterrichtsgestal­
tung, insbesondere der Auflockerung des üblichen Frontal­
unterrichts. Darüber hinaus gestattete der verbindliche 
Stoffverteilungsplan wenigstens ansatzweise eine zentrale 
Steuerung des Unterrichts durch einheitliche Aufsichtsar­
beiten für alle Lehrgänge sowie die praxisbegleitenden Un­
terrichtsveranstaltungen und Übungen 8). 

1.2.1.2 Lehrbriefe 

Ein weiteres Problem war die EntwiCklung von Lehrmate­
rial, das auf die konkrete Unterrichtssituation zugeschnitten 
war. Den Lehrgangsteilnehmern mußte auf diese Weise 
niCht zuletzt eine zuverlässige Grundlage für die Prüfungs­
vorbereitung geboten werden. Das weitverbreitete Diktieren 
des Lehrstoffes oder gar das Fertigen eigener Aufzeichnun­
gen nahm wertvolle Zeit in Anspruch und war darüber hin­
aus eine Quelle von Fehlern. 

Die wenigen Lehrbriefe oder lehrbuchartigen Zusammen­
fassungen für die Schulung des Aufsichtsdienstes und des 
Werkdienstes waren entweder vom Stoff her veraltet oder 
entsprachen dem System der neu erarbeiteten Stoffvertei­
lungspläne nicht mehr. Zudem waren mit zunehmendem 
Reformbewußtsein insbesondere die sozialwissenschaftli­
chen Fächer, wie z.B. Psychologie des Strafvollzugs, aber 
auch neue Erklärungsansätze für abweichendes Verhalten 
u.dgl. mehr in den Vordergrund gerückt. Dies, wie auch die 
zum Teil erheblich im Stoff gerafften Lehrinhalte der admini­
strativen und rechtswissenschaftlichen Fächer, erforderte 



neue systematische Darstellungen, in denen nun auch auf 
möglichst große Anschaulichkeit Wert zu legen war. So 
entstanden in den Jahren bis 1977 nach und nach für alle 
Unterrichtsfächer Lehrbriefe, die gleichzeitig auch die Funk­
tion erfüllten, den Lern- und Prüfungsstoff überschaubar 
einzugrenzen 9). 

1.2.1.3 Ausbildung der Lehrkräfte 

Nach der Festschreibung des Unterrichtsstoffes und sei­
ner Eingrenzung durch Stundentafeln und Lehrinhalte wie 
auch unter dem Druck zentraler Lernstandskontrollen, den 
vornehmlich die Lehrkräfte erlebten, erwies es sich sehr 
bald, daß viele den Anforderungen, die Vorbereitung, 
Durchführung und Nachbereitung eines wenn auch nur in­
haltlich lehrplangebundenen Unterrichts stellen, nicht ge­
wachsen waren. In aller Regel fehlten den Lehrkräften die 
Grundlagen unterrichtsmethodischen Vorgehens. 1972 
wurde deshalb mit der Schulung der mit der Ausbildung der 
Anwärter befaßten Lehrkräfte aller Fachgebiete begonnen. 
Im Mittelpunkt dieser Lehrgänge, die vornehmlich von päda­
gogisch geschulten Fachkräften des StrafvOllzugs durchge­
führt und geleitet wurden, standen die Behandlung didakti­
scher Fragen des Unterrichts, die Demonstration moderner 
Unterrichtsmethoden und praktische Übungen zur Unter­
richtsgestaltung. Diese Veranstaltungsreihe ist zum festen 
Bestandteil des sich entwickelnden Fortbildungssystems 
des Bayerischen Justizvollzuges geworden. Sie bewirkte, 
daß sich die pädagogische Qualität der fachtheoretischen 
Unterweisungen wesentlich verbesserte. Gleichzeitig dien­
ten diese Fortbildungsveranstaltungen dem ständigen und 
intensiven Erfahrungsaustausch und - später - der syste­
matischen Vorbereitung der curricularen Lehrpläne der 
Bayerischen Justizvollzugsschule. Wesentlich für die hohe 
Qualität der Bildungsmaßnahmen dieser Einrichtung war 
nicht zuletzt, daß die Führungskräfte der Schule und der 
Kern der pädagogischen Mitarbeitergruppe aus dem Kreis 
der Referenten und Teilnehmer dieser Lehrgänge hervor­
gingen. Sie waren deshalb von Anfang an sowohl an der Re­
form der Ausbildung als auch an der Entwicklung der immer 
vielschichtigeren Fortbildung der bayerischen Vollzugsbe­
diensteten kontinuierlich beteiligt. 

1.3 Die Zentralisierung der Ausbildung für die mittleren 
Dienste in den Justizvollzugsanstalten 

Mit der Errichtung der Bayerischen Justizvollzugsschule 
in Straubing als selbständiger Bildungseinrichtung waren 
einschneidende Änderungen im bisherigen beruflichen Bil­
dungssystem für die bayerischen Vollzugsbeamten verbun­
den: 

- Die Ausbildungszeit für den allgemeinen Vollzugsdienst 
und den mittleren Werkdienst wurde auf 18 Monate, die 
fachtheoretische Ausbildung im Lehrgang zur Vorberei­
tung auf die Anstellungsprüfung auf sechs Monate verlän­
gert. Die vorangehende berufspraktische Ausbildung wird 
durch einen fünf- bis sechswöchigen Einführungslehr­
gang eingeleitet. 

- Die praktischen Unterweisungen sind ebenso wie der 
fachtheoretische Unterricht an einen verbindlichen curri­
cularen Lehrplan gebunden, der als Grundlage für die 
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Vorbereitung der begleitenden Unterrichtsveranstaltun­
gen dient und auch für die praktische Ausbildung sowohl 
die Lernorte, als auch die zeitliche Struktur und die Lern­
gegenstände (Kenntnisse, Fertigkeiten) konkret und ver­
bindlich festlegt. 

- Die praktische Ausbildung wird von einem - zumeist 
hauptamtlichen - Ausbildungsleiter aus der Laufbahn des 
allgemeinen Vollzugsdienstes organisiert und betreut; sie 
wird von praxisbegleitenden fachtheoretischen Unterwei­
sungen (einwöchigen Seminaren) begleitet und schließt 
mit einer dreimonatigen praktischen Erprobung ab, 
während der die Anwärter an ausgewählten Dienstposten 
schon weitgehend selbständig tätig sind. 

1.4 Organisation und Aufgaben der Bayerischen 
Justizvollzugsschule 

Die Bayerische Justizvollzugsschule ist zunächst einmal 
eine pädagogische Einrichtung und eine Verwaltungsbe­
hörde. Trotz der relativ geringen Zahl hauptamtlicher Mitar­
beiter hat sie umfangreiche, wenn auch fachlich speziali­
sierte Zuständigkeiten. Durch die Gründungsverordnung 
sind ihr Planung, Organisation und Durchführung sowohl 
der beruflichen Grundbildung aller drei mittleren Dienste 
des Vollzugs als auch sämtlicher Weiterbildungsmaßnah­
men für alle Laufbahnen des Vollzugs übertragen. Darüber 
hinaus wirkt die Schule auch an der Ausbildung der Anwär­
ter des gehobenen Vollzugs- und Verwaltungsdienstes mit. 
Sie ist in engem Zusammenwirken mit der Bayerischen 
Beamtenfachhochschule an der Erstellung von Lehrplänen 
für die praktische und fachtheoretische Ausbildung beteiligt. 

"Schule" im eigentlichen Sinne ist sie bei der zentralen 
fachtheoretichen Ausbildung der drei mittleren Dienste. 

Zu den Aufgaben der Schule gehören ferner 

- die Erstellung und Fortschreibung der curricularen Lehr­
pläne für die Einführungszeit, die praktische Ausbildung 
und die fachtheoretische Ausbildung der drei Laufbahnen 
des mittleren Dienstes bei den Justizvollzugsanstalten; 

- die Entwicklung und Bereitstellung von Lehr- und Arbeits­
material für alle Ausbildungsabschnitte; 

- die Beratung der Ausbildungsleiter, Ausbilder und An­
wärter während der fachpraktischen Ausbildung; 

- die Vorbereitung der schriftlichen Prüfungen, sowie 

- Planung, Durchführung, aber auch organisatorische und 
administrative Abwicklung aller beruflichen Weiterbil­
dungsmaßnahmen für die Bediensteten des Vollzugs, 
einschließlich der Bewirtschaftung der Mittel für die 
gesamte Aus- und Fortbildung. 

1.4.1 Mitarbeiterstab 

Die hauptamtlich an der Schule tätigen Lehrkräfte (1 Psy­
chologe, 2 Juristen, 1 Lehrer, 2 Sozialarbeiter, 2 Angehörige 
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des all~j(-nlleinen Vollmqsdienstes) haben daher, unabhän·­
gig von der Art ihrf~r bic:ruflichen Qualifik.rltion, Verwalhmqs-­
referate übi)1 nummen, auf die die untmschipdlichen Organi­
sationsaufgabon verteilt sind. Sie sind fürner rTut rier Pla­
nung und Durchführung der F'ortbildungsrnaßn2hrnen be­
faßt und mit der Beratung und Betreuung der nebenamtli­
chen Lehrkräfte sowie der Leiter und Referenten von Fortbil­
dungsveranstaltungen . 

1.4.2 Praxisbezug 

Wahrend der praktischen Ausbildung werden die Erfah­
rungen des täglichen Dienstes in Begleitveranstaltungen 
und im Gespräch mit den Ausbildern und dem Ausbildungs­
leiter auf einschlägige fachliche, d.h. rechtliche, administra­
tive und sozialwissenschaftliehe Grundzusammenhänge 
zurückgeführt. Im Rahmen der fachtheoretischen Ausbil­
dung geschieht dies gewissermaßen umgekehrt: Rechts­
vorschriften, administrative und organisatorische Zusam­
menhänge ebenso wie einschlägige sozialwissenschaftli­
ehe Erkenntnisse werden zwar systematisch dargestellt, 
dabei aber stets auf die vorangegangenen Praxiserfahrun­
gen, die laufend abgerufen werden, bezogen. 

Durch dieses pädagogische Grundmuster, aber auch 
durch die Gesarntstruktur aller beruflichen Bildungsmaß­
nahmen des bayerischen Strafvollzugs, kann ein hohes 
Maß an Praxisbezug, d.h. auch Übertragbarkeit der durch 
die Aus- und Weiterbildung vermittelten Kenntnisse, Fertig­
keiten und Erfahrungen erreicht werden. 

Die Verbindung von Arbeitspraxis und Bildungsrnaßnah­
men ist in den Anforderungsstufen der Lehrpläne und in den 
methodischen Ansätzen berücksichtigt. 

1.4.3 Klassifizierung der Lernziele 

Die in den Lehrplänen ausgewiesenen Lernziele orientie­
ren sich an dem, was der Vollzugsbeamte 
können muß, nämlich 

a) konkrete, oft sachliCh und persönlich schwierige Arbeits­
situationen bewältigen, 

b) gleichermaßen Kontakte zu Gefangenen herstellen, 
aber auch Distanz halten, 

c) mit Kollegen zusammenarbeiten. 

Sie sind ferner orientiert an dem, was er 
kennen muß, nämlich 

a) Zusammenhänge im menschlichen Verhalten, 

b) die ihm rechtlich eingeräumten Befugnisse, 

c) die ihm auferlegten Pflichten, 

d) die ihm gesetzten Grenzen. 

Schließlictl sind die Lernziele auch ausgeriGtltet auf Ein­
stellungen, die der Vollzugsbearnte besitzen oder erlangen 
soll, 
nämlich 

a) absoluten Respekt vor der Wür'de des Menschen, auch 
wenn er Gefangener ist. 

b) Vp.mntw()riun~lSb()wußt<;oin Dew:nüber ~;taat und Ge­
se!ischaft. 

cl Bereitschaft zur Mitmbcit und positive Dit'llstaufbssung. 

;'4.4 MethOdische Ansatze 

Das Bemühen um Praxjsbezuq beeinflußt natürlich auch 
dl(-; Gestaltung des Untenichts, die die Zielgruppen bnrück­
Sichtigen muß, d.h. ihre Fähigkeiten und die BildlJngsvor­
aussetzungen, die sie mitbringen. Dies eliordert geringe 
Abstraktion und hohe Anschaulichkeit des Unterrichts, Pro­
blemkonkretisierung durch Übungen und Rollenspiele in 
Verbindung mit audio-visuellen Medien sowie die Berück­
sichtigung aktueller Lernsitllationen, z.B. durch die Bearbei­
tung von Störungen im Unterricht. 

1.4.5 Die Gestaltung der Lehrpläne 

Vor der Errichtung der JlIstizvolizugssc~lljle hatte es sich 
wegen der dezentralen Allsbildungssituation als notwendig 
erwiesen, die Lehrinhalte durch Stoffpläne zu verteilen und 
festzuschreiben. Durch die Zentralisierung der Ausbildung 
wurde indessen die konsequente Fortsetzung der Arbeit an 
den Lehrplänen nicht überflüssig. Es ging vielmehr nunmehr 
darum, curriculare, d.h. an definierten Lernzielen orientierte, 
l.ehrpläne zu entwickeln. Um den Bezug der Ausbildung zur 
Alltagsarbeit in der Anstalt zu gewährleisten, war es notwen­
dig, den Stoff abgestuft an den Anforderungen der 
konkreten dienstlichen Verrichtungen zu orientieren Vor 
dem Hintergrund der Anstaltssituation, der Tätigkeitsbe­
schreibungen der Beamten des allgemeinen Vollzugsdien­
stes und der entsprechenden Anforderungsprofile ergaben 
sich schließlich die folgenden Zielabstufungen als Grundge­
rüst des Lehrplanes: 

Leitziele 

als ein die gesamte Ausbildung einer Laufbahn urngreifen­
der Überbau. 

Richtzie/e 

beschreiben die Anforderungen, die an die Anwärter in den 
einzelnen Ausbildllngsabschnitten gestellt werden. 

Grobziele 

beziehen sich auf die Anforderungen, auf die einzelne Un­
terrichtsfächer bzw. Ausbildungsstationen vorbereiten sol­
len. 

Feinziele 

dienen zur unrnittelbaren Vorbereitung des Unterrichts oder 
anderer konkreter Ausbildungsmaßnahmen. Ihnen sind der 
jeweils erforderliche Ausbildungs- oder Unterrichtsstoff, 
methodische Konsequenzen und Kontrollprofile zugeord­
net. 

Dabei wurde eine durch das Bayerische Staatsinstitut für 
Schulpädagogik entwickelte Lehrzielsystematik zugrunde 
gelegt, die aus dem folgenden Schema ersichtlich ist: 
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ZIELKLASSEN 

WISSEN KöNNEN 
Informationen Operationen 

Einblick: ... Fähigkeit: 
(in Ausschnit- bezeichnet dasjenige 
ten eines Wis beschrei- Können, das zum 
sensgebietes ) ben erste Vollzug von Operationen 

Begeg- notwendig ist. 
)nung 

Oberblick: mit einem 
(über den Zu- Wissens-
sammenhang gebiet 
wichtiger 
Teile) .,J 

Kenntnis: Fertigkeit: 
verlangt stärkere verlangt einge-
Differenzierung der schliffenes, fast 
Inhalte und Betonung müheloses Können 
der Zusammenhänge 

Dadurch ist es möglich, auch die den Lernzielen zugeord­
neten Lerninhalte differenziert und angemessen festzule­
gen, entsprechende Unterrichtsverfahren vorzuschlagen 
sowie durch Anforderungsbeschreibungen die überprüfbar-

Lernziel (= Feinziel) Lerninhalte 

21. Kenntnis der Dienst- 21.1 
aufgaben des Beamten Aufgabe des Nachtdienstes 
des Nachtdienstes sowie "Zur überwachung bei Nacht 
der sich daraus ergebenden wird in den Vollzugsanstalten 
Besonderheiten. ein ständiger Nachtdienst 

eingerichtet." (Nr. 17 DSVollz) . 

Die Aufgabe des Nachtdienstes 
ist vorrangig 
- die sichere Unterbringung 

des Gefangenen während 
der Ruhezeit; 

- die Gewährleistung der 
Nachtruhe 

- die Sicherung des Anstalts-
bereichs zur Nachtzeit; 

- sowie die Notversorgung 
der Gefangenen zu gewähr-
leisten. 

21.2 
Organisation des Nachtdienstes 
Damit der Nachtdienst die ihm 
übertragenen Aufgaben erfüllen 
kann, hat der Leiter der Justiz-
vollzugsanstalt die hierzu not-
wendigen organisatorischen 
Voraussetzungen zu schaffen. 
Er erläßt deshalb eine Nacht-
dienstordnung. Sie regelt für 
die konkrete Justizvollzugs-
anstalt die Organisation des 
Nachtdienstes und beschreibt 
die wahrzunehmenden 
Aufgaben. Die Nachtdienst-
ordnung bestimmt in der Regel: 
- Die Anzahl der für den Nacht-

dienst notwendigen Bedien-
steten (in kleinen Justiz-
vollzugsanstalten sind wenig-
stens zwei Bedienstete im 
Nachtdienst einzusetzen); 

ERKENNEN WERTEN 
Probleme Einstellungen 

Bewußtsein: Interesse: 
Die Problem lage Offen werden, offen 
wird in ihren sein für eine 
wichtigen Aspekten neue Sache, 
erfaßt mitarbeiten » 

::J 

Einsicht: 
0' 
0.. 

Eine Lösung des (1) .., 
Problems wird c 

::J 

erfaßt bzw. 
(.Q 

Ul 

ausgearbeitet ~ 
c 
äi 

Verständnis: Bereitschaft: ::J 

Eine Lösung des Die Wichtigkeit 
Problems wird oder der Wert einer 
überprüft und Sache ist erkannt 
ggf. anerkannt und wird als persön-

liches Ziel gesetzt. 

keit des Unterrichtsergebnisses zu gewährleisten. Der 
Aufbau des eigentlichen Curriculums läßt sich an dem nach­
stehenden Beispiel aufzeigen: 

Unterrichtsverfahren Lernzielkontrolle 

1. Einstieg - Die Zielsetzung des Nacht-
"Sie haben die Möglichkeit, dienstes darstellen; 
sich für Tag- od. Nachtdienst - die Aufgaben des Nacht-
zu entscheiden." dienstes benennen und 
- Was würden Sie tun? begründen; 
- Warum? - die Grundsätze für die 

Organisation des Nachtdien-
2. Zielangabe stes darstellen und 

Anschrift des Lernzieles 21. begründen; 
- Tätigkeit des Nachtdienst-

3. Unterrichtsgespräch beamten benennen können; 
- Zielsetzung des Nacht- - die besonderen Probleme 

dienstes. des Nachtdienstes darstellen 
- Aufgaben, die sich daraus für sowie entsprechende 

den Nachtdienst ergeben. Verhaltensgrundsätze 
- Wie ist der Nachtdienst benennen und begründen. 

zu organisieren. 
- Aufgabe und Mindestinhalte 

der Nachtdienstordnungen. 

4. Einzelarbeit 
Arbeitsauftrag : 
Welche Aufgaben hat der 
Bedienstete im Nachtdienst 
zu erledigen. 

5. Auswertungsgespräch 
- Tätigkeiten des Nachtdienst-

bediensteten (Zusammen-
stellung). 

- Welche Probleme brachte 
der Nachtdienst persönlich 
für jeden mit sich? 

- Welche persönlichen Bela-
stungen wurden erlebt? 

6. Gruppenarbeit 
Arbeitsauftrag: 
Erarbeiten Sie 10 Verhaltens-
grundsätze für den 
Nachtdienstbeamten . 
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Curriculare Lehrpläne dieser Art, die seit Errichtung der 
Vollzugsschule sowohl für die fachpraktischen Unterwei­
sungen als auch für die Unterrichtsveranstaltungen der 
fachtheoretischen Ausbildung erstellt wurden, ermöglichen 
es der Lehrkraft, den Unterricht genau zu planen und von 
anderen Unterrichtsgebieten oder Lernzielen klar abzu­
grenzen. Sie vermitteln außerdem methodische Anregun­
gen. Bei der Erstellung von Aufgaben für ausbildungsbeglei­
tende Aufsichtsarbeiten oder Aufgaben für die Anstellungs­
prüfung bilden der verbindliche Katalog der Lerninhalte und 
die Fragen der Lernzielkontrolle zuverlässige Richtwerte für 
die Angemessenheit der Anforderungen. 

2. Die berufliche Fortbildung der 
bayerischen Vollzugsbediensteten 

Die im wesentlichen auch pädagogische Ausrichtung der 
meisten Aufgaben aller Vollzugsbediensteten, aber auch 
der sachgerechte Umgang mit schwierigen Sicherungsauf­
gaben erfordern eine kontinuierliche Reflexion des Arbeits­
verhaltens in unterschiedlichen Situationen. Fertigkeiten 
dürfen nicht allmählich in Routine und Schematisierung 
münden, Erfahrung nicht zur Betriebsblindheit führen. Da~ 
kann indessen nur durch kontinuierliche berufsbezogene 
und berufsbegleitende Weiterbildungsmaßnahmen erreicht 
werden. Fortbildung wurde allerdings lange Zeit, zumindest 
im Vergleich zur Ausbildung, als nachrangig betrachtet. Vor 
1970 gab es deshalb insbesondere für den allgemeinen 
VOllzugsdienst kaum Weiterbildungsveranstaltungen. Das 
führte dazu, daß im Lauf der Jahre die in der Ausbildung er­
worbenen Kenntnisse verflachten und neue Sichtweisen , 
Arbeitsmethoden oder Rechtsgrundlagen nur den Bedien­
steten bekannt wurden, die sich aus eigenem Antrieb damit 
befaßten. 

Deshalb war es unerläßlich, nicht nur die Ausbildung zu 
reformieren, sondern parallel dazu ein System von Fortbil­
dungsmaßnahmen zu entwickeln, in dem eine möglichst 
große Zahl von Bediensteten möglichst oft angesprochen 
werden konnte, das aber auch den spezifischen Bedürfnis­
sen der vielen unterschiedlichen Dienst- und Fachbereiche 
Rechnung trug. 

Planung und Leitung der Veranstaltungen/Referenten und 
Leitungsteam 

Von Anfang an wurde davon abgesehen, externe Träger, 
wie Verbände, Institute, Volkshochschulen usw. mit der 
Durchführung von Fortbildungsveranstaltungen für den Ju­
stizvollzug zu beauftragen. Vielmehr erschien es zweck­
dienlicher, entsprechend qualifizierte Vollzugsbedienstete, 
d.h. Psychologen, Juristen, Lehrer und Sozialarbeiter, aber 
auch Angehörige des gehobenen Vollzugs- und Verwal­
tungsdienstes sowie geeignete Beamte des allgemeinen 
Vollzugsdienstes als Referenten und Seminarleiter einzu­
setzen. Wo es, etwa in anstaltsbezogenen Organisations­
trainings darauf ankam, daß der Lehrgangsleiter vom kon­
kreten Problembereich ausreichende Distanz besaß, be­
währte es sich stets, methodisch qualifizierte Bedienstete 
aus anderen Anstalten heranzuziehen. Zunächst standen 
zwar nur zwei bis drei qualifizierte Trainer für derartige pro­
zeßorientierte Lehrgänge und Seminare, z.B. auch 
gruppendynamische Seminare, zur Verfügung. Nachdem 
die Organisation der Justizvollzugsschule Gestalt angenom-

men hatte, erwarben sich nach und nach noch weitere Be­
amte die fachliche und methodische Qualifikation für die Lei­
tung sowohl prozeßorientierter als auch lerntheoretisch aus­
geriChteter Fortbildungsveranstaltungen. Zudem erwies es 
sich als vorteilhaft, die Durchführung schwieriger Veranstal­
tungen auf Leitungsteams zu übertragen; in den vergange­
nen Jahren wurde die überwiegende Zahl von Veranstal­
tungen von solchen Gruppen vorbereitet und betreut. 

Zwar wurden immer wieder auch vOllzugsexterne Fach­
leute als Referenten für spezielle, z.B. technisch-wirtschaft­
liche oder sozialwissenschaftliche Themen, Organisations­
und Führungsfragen, erfolgreich eingesetzt; doch geschah 
dies stets gezielt und im Kontext der intern vorgegebenen 
Konzepte. 

2. 1 Anstaltsinterne Fortbildung 

Schon sehr bald nach der Intensivierung der Fortbildung 
erwies es sich als unzureichend, die Bediensteten unter­
schiedlicher Anstalten in zentralen Fortbildungsveranstal­
tungen mit allgemeinen vollzuglichen Themen zu erfassen. 
Die Informationen müssen in solchen Seminaren notwendi­
gerweise allgemein gehalten werden. Die übertragung des 
Gelernten auf die Anstaltssituation bereitet in der Regel 
Schwierigkeiten, was die Effizienz der Veranstaltungen min­
dert. Die regionale Fortbildung mußte daher durch die soge­
nannte anstaltsinterne Fortbildung ergänzt werden. Den An­
stalten wurde verbindlich auferlegt, jeden Vollzugsbedien­
steten, die Sonderlaufbahnen ausgenommen, jährlich an 
mindestens zwei Tagen (= 16 Stunden) in der Anstalt an­
hand zentral vorgegebener Themen vorwiegend mit den Ar­
beitsproblemen der eigenen Anstalt zu befassen. Zu diesem 
Zweck wurden in jeder Anstalt geeignete erfahrene Bedien­
stete zu Fortbildungsleitern bestellt und mit der Organisation 
und Durchführung dieser jährlich wiederkehrenden an­
staltsinternen Seminare beauftragt 10). 

2.2 Regional organisierte Fortbildungsveranstaltungen 

2.2.1 Fachlich und auf Sachprobleme bezogene 
Veranstaltungen 

Den Kern der Maßnahmen zur beruflichen Weiterbildung 
der VOllzugsbediensteten bildete von Anfang an ein System 
von Veranstaltungen, die zentral geplant, organisiert und 
durchgeführt wurden. Sie dienten - und dienen - der Be­
handlung unterschiedlichster Fachprobleme der verschie­
denen Zielgruppen. Hierzu gehören die jährlichen Fortbil­
dungsveranstaltungen für die einzelnen Dienste und Dienst­
bereiche der Anstalten, wie juristische Mitarbeiter, Psycho­
logen, Leiter der Arbeits- und Wirtschaftsverwaltungen, 
Werkbeamte, Dienstleiter, Sozialarbeiter usw., um nur eini­
ge zu nennen. 

Neben diesen fachbezogenen Veranstaltungen haben 
Fortbildungsmaßnahmen, die sich mit bestimmten Sachpro­
blemen und Spezialfragen befassen, große Bedeutung ge­
wonnen. Als Beispiele sind hier Fragen der Drogenbekämp­
fung, Probleme der Arbeitstherapie, Behandlungsfragen 
des Jugendvollzugs, Vollzugsprobleme bei Saalunterbrin­
gung von Gefangenen und Sicherheitsfragen zu erwähnen. 



2.2.2 Grund- und Aufbaulehrgänge 

Mit zunehmendem Abstand von der Ausbildung und Prü­
fung wächst die Notwendigkeit, Kenntnisse und Fertigkeiten 
der Beamten, insbesondere des Aufsichts- und Werkdien­
stes, wieder auf den neuesten Stand zu bringen. Vor dem 
Hintergrund der bisherigen Erfahrungen sollen ferner zen­
trale Themen der Vollzugsgestaltung erörtert werden, eben­
so wie Fragen der Zusammenarbeit und der sinnvollen Ar­
beitsorganisation. Dies zu ermöglichen ist die Aufgabe der 
sogenannten Grundlehrgänge, die zwar für die Bedienste­
ten jeweils einer Anstalt durchgeführt, aber zentral, d.h. nun­
mehr von der Vollzugsschule, ausgerichtet und zumeist von 
einer der hauptamtlichen Lehrkräfte der Schule geleitet wer­
den. 

Entsprechend dienen nach Zurücklegung entsprechen­
der Dienstzeiten die sogenannten Aufbaulehrgänge dazu, 
geeignete Beamte des allgemeinen Vollzugsdienstes auf 
die spätere Übernahme herausgehobener Dienstposten 
vorzubereiten. Sie befassen sich vorwiegend mit Organisa­
tionsfragen und Problemen der Personalführung. 

2.2.3. Intensivkurse über Fragen der Zusammenarbeit 
und der problemorientierten Gesprächsführung 
(Gruppendynamische Trainings) 

Eine erfolgreiche Mitarbeit im Strafvollzug setzt u.a. auch 
ein Mindestmaß an Fähigkeit zu differenzierter Selbst- und 
Fremdwahrnehmung sowie kommunikativem Verhalten 
voraus. Berufsbezogene Kommunikations- und Selbster­
fahrungsseminare geben den Teilnehmern Gelegenheit, 
sich selbst und ihr Verhalten im Spiegel der Gruppe zu er­
leben. In diesem Zusammenhang sollen auch typische, im 
Berufsleben immer wiederkehrende Probleme erkennbar 
werden, um Lösungsmöglichkeiten entwickeln zu können. 

Obwohl es zu Anfang dieser Veranstaltungsreihe keines­
wegs sicher war, daß ein derartiger methodischer Ansatz in­
stitutionsintern wirklich fruchtbringend werden könnte, zeig­
ten sich die dabei auftretenden Schwierigkeiten durchaus 
beherrschbar. Nachbefragungen, die über mehrere Jahre 
hin bei den Teilnehmern durchgeführt wurden, ergaben, daß 
nicht nur die angestrebten Ziele der Seminare von den mei­
sten Teilnehmern tatsächlich erreicht wurden, sondern dar­
über hinaus die Übertragbarkeit der Lernergebnisse, ge­
messen an der Effizienz lerntheoretisch orientierter Fortbil­
dungsveranstaltungen, überdurchschnittlich hoch lag. Seit 
1976 wurden inzwischen mehr als 20 solcher Trainings für 
insgesamt mehr als 500 Mitarbeiter des bayerischen Straf­
vollzugs veranstaltet. 

2.2.4 Organisationsseminare 

Jede Organisation muß sich zur Verbesserung ihrer Effi­
zienz ziel- und ergebnisorientiert weiterentwickeln. Dies, 
wie die Erarbeitung umfassender Innovationskonzepte, 
setzt eine kritische Sichtung und Analyse der vorhandenen 
Strukturen voraus und eine möglichst objektive Interpretati­
on der gefundenen Ergebnisse. Hierzu sind Mitglieder und 
Führungsstab einer Organisation nur beschränkt in der La­
ge, denn ihre Wahrnehmungsfähigkeit ist wegen ihrer per­
sönlichen und emotionalen Einbindung in das stets vorhan­
dene Interessengeflecht notwendigerweise eingeengt. Für 
eine Justizvollzugsanstalt gilt das genauso wie für andere 
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Organisationen, z.B. des Wirtschaftslebens. Dem wird im 
Rahmen der Fortbildungsmaßnahmen des Strafvollzugs in 
Bayern durch Organisationsseminare Rechnung getragen, 
die in den einzelnen Anstalten durchgeführt werden. Sie die­
nen der Analyse und Bearbeitung von institutionsspezifi­
schen Organisations- und Kooperationsproblemen oder der 
gemeinsamen Erarbeitung von Innovationskonzepten. Teil­
nehmer sind die Führungskräfte der Anstalt und andere Be­
dienstete, die mit den anzusprechenden Problemen befaßt 
sind. Die Veranstaltungen werden von qualifizierten Trai­
nern aus dem Kreis der Mitarbeiter der Vollzugsschule ge­
leitet. 

Seit 1976 wurden in den meisten bayerischen Justizvoll­
zugsanstalten zum Teil mehrere ein- oder auch mehrstufige 
Organisationstrainings durchgeführt. Sie haben insgesamt 
gesehen, viel zur Verbesserung des Arbeitsklimas, der Ar­
beitsbedingungen und der Zusammenarbeit zwischen den 
einzelnen Dienstbereichen oder Mitarbeitern be,igetragen. 

Solche Seminare beschäftigen sich beispielsweise mit 
der Einführung des Wohngruppenvollzugs in einer Jugend­
strafanstalt, häufig mit der Entwicklung verbesserter Koope­
rationsmuster zwischen verschiedenen Diensten, z.B. Sozi­
aldienstlallgemeiner Vollzugsdienst, mit der Analyse und 
Verbesserung von Führungsstrukturen, mit der Verände­
rung von Organisationsstrukturen im Zusammenhang mit 
l\Jeubau- und Umbaumaßnahmen, usw. Mittlerweile sind 
diese Veranstaltungen für die Anstaltsleiter ein wertvolles 
Hilfsinstrument zur Verbesserung der Zusammenarbeit und 
bei der Einführung von Neuerungen geworden. 

2.2.5 Zum Umfang des regional organisierten 
Fortbildungsprogramms 

Die Vollzugsschule führt jährlich in den Anstalten, in 
externen Tagungsstätten, zumeist aber in ihren eigenen 
Räumen, bis zu sechzig in der Regel einwöchige Fortbil­
dungsveranstaltungen durch, die alle Laufbahnen, Dienst­
bereiche, Anstalten und Problemstellungen des Strafvoll­
zugs erfassen. Jedes Jahr nehmen etwa 1.000 bis 1.200 
Vollzugsbedienstete an den Fortbildungsveranstaltungen 
teil. Auf diese Weise ist es gelungen, im Laufe der Zeit den 
Qualifikationsstand der meisten Bediensteten spürbar an­
zuheben, die Kooperationsfähigkeit und -bereitschaft unter 
den Bediensteten zu verstärken und die Sensibilität für or­
ganisatorische, rechtliche, psychische und sozialpsycholo­
gisehe Zusammenhänge spürbar zu erhöhen. 

3. Zusammenfassung 
3.1 Die Bediensteten in einer Justizvollzugsanstalt, in 
besonderem Maß die Beamten des allgemeinen Vollzugs­
dienstes und des Werkdienstes, nehmen, jeweils in ihrem 
Fach- oder Aufgabenbereich, Einfluß auf die Lebensum­
stände des Gefangenen. Wie schon eingangs festgestellt, 
ist ihr Auftrag ein überwiegend pädagogischer. Das schließt 
ihre Verantwortlichkeit für Ordnung und Sicherheit in der 
Anstalt nicht aus sondern ein, weil Sicherheit mehr als eine 
technische Gegebenheit ist. Sie ist vielmehr stets auch das 
Ergebnis von Kontakt und Kommunikation. 

3.2 Diese Aufgaben der Vollzugsbediensteten erfordern 
eine sorgfältige und umfassende fachliche Grundbildung, 
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die alle wesentlichen Kenntnisse und Fertigkeiten vermittelt. 
Sie setzt darüber hinaus auch einen kontinuierlichen Refle­
xionsprozeß voraus, der verhindert, daß die lebendige Be­
ziehung zum Gefangenen in Routine erstarrt. Die Aufgabe 
der beruflichen Weiterbildung ist es, neben der Vermittlung 
neuer und der Aktualisierung vorhandener Kenntnisse und 
methodischer Fähigkeiten, die fortgesetzte Auseinander­
setzung mit den Problemen des Strafvollzugs zu gewährlei­
sten. Damit sind Ausbildung und Fortbildung der Vollzugs­
bediensteten keine unterschiedlichen Aufgaben sondern 
Teilbereiche eines Auftrages. Sie sind zwar formell, nicht 
aber inhaltlich voneinander abzugrenzen. Es sind zwei Sei­
ten einer Münze. 

3.3 Das berufliche Bildungssystem für die bayerischen 
Vollzugsbediensteten ist seit 1970 allmählich aber konse­
quent auf diese Tatsache hin ausgerichtet worden. Der 
Bayerischen Justizvollzugsschule sind beide Bereiche, 
Ausbildung wie Fortbildung, übertragen. Damit wurden auch 
die institutionellen Voraussetzungen geschaffen, auf die­
sem Weg weiterzugehen. 

~nmerkungen 

1) Mittermaier, Gefängniskunde, Berlin, Frankfurt 1954 S. 64 ff. Krohne, 
Lehrbuch der Gefängniskunde, Stuttgart 1889 S. 522 ff. 

2) Dienst- und Vollzugsordnung vom 1. Dezember 1961 i.d.F. vom 1.7. 
1973 Nr. 30. 

3) Vgl. Ausbildungs- und Prüfungsordnungen für den Aufsichts­
(AuPOAufsD.), den mittleren Verwaltungsdienst (AuPOmVD), den mittleren 
Werkdienst (AuPOmWD) und für den gehobenen Verwaltungsdienst 
(AuPOgVD) bei den Justizvollzugsanstalten, alle vom 30.12.1965. 

4) Bis heute gibt es allerdings kein vergleichbar strenges Auswahlver­
fahren für die übrigen Laufbahnen und Fachdienste im Strafvollzug. Wegen 
der herausragenden Positionen, die in der Regel durch viele dieser Bedien­
steten (z.B. Juristen, Arzte, Psychologen, Sozialarbeiter, usw.) bekleidet wer­
den, wäre aber gerade für diese Mitarbeiter die Erarbeitung von Eignungspro­
filen und angemessenen Auswahlverfahren notwendig. Ihr Einfluß auf die 
Vollzugsgestaltung und das Arbeitsklima der Anstalt ist zumeist ungleich grö­
ßer als der der Beamten des allgemeinen Vollzugsdienstes. Es würde aller­
dings den Rahmen dieser Darstellung sprengen, die genannten Laufbahnen 
und Dienste in die Erörterung mit einzubeziehen. Gleichwohl sei in diesem 
Zusammenhang auf diese nach wie vor bestehende Lücke hingewiesen. 

5) Die Ausbildung der Beamten des gehobenen Vollzugs- und Verwal­
tungsdienstes soll hier nicht erörtert werden. 

6) §§ 7, 8 AuPOAufsD vom 30.12.1965. 
7) §§ 5, 7 und 8 AuPOmVD vom 30.12.1965; §§ 5, 7 und 8 AuPOmWD 

vom 30.12.1965. 
8) In den Ausbildungs- und Prüfungsordnungen für die mittleren Dienste 

bei den Justizvollzugsanstalten war sowohl für die praxisbegleitenden Unter­
weisungen als auch für die meisten Lehrgebiete der fachtheoretischen 
Lehrgänge die Fertigung von Aufsichtsarbeiten vorgesehen. Sie wurden von 
der jeweiligen Lehrkraft entworfen, korrigiert und bewertet. Andererseits wur­
den die Aufgaben der Anstellungsprüfung zentral gestellt und bewertet. Es 
war daher geboten, den Leistungsstand der Anwärter schon während der 
Ausbildung an zentral vorgegebenen Standards zu messen, um die Chan­
cengleichheit in der Anstellungsprüfung wenigstens annähernd sicherzustel­
len. 

9) 1977 standen den Anwärtern die folgenden Lehrbriefe bzw. Lehrbü­
cher, die vom Bayer. Staatsministerium der Justiz herausgegeben wurden, 
zur Verfügung. 

1 - "Trimm Dich, lern mal wieder." 
Ein Trainingsprogramm für rationelle Lernmethoden. 

2 - Vollzugspsychologie für Bedienstete der Justizvollzugsanstalten. 
3 - Soziale Hilfe im Vollzug/Bewährungshilfe 
4 - Jugendstrafrecht/Jugendstrafvollzug 
5 - Grundzüge des Strafrechts 
6 - Strafprozeßrecht und Gnadenwesen 
7 - Strafvollstreckung 
8 - Arbeitsverwaltung und Gefangenenunfallfürsorge bei den Justizvoll­

zugsanstalten 

9 - Wirtschaftsverwaltung 
10- Beamtenrecht und Justizverwaltungsvorschriften 

10) Schreiben des Bayerischen Staatsministerium der Justiz vom 
18.11.1971 betreffend die Fortbildung der Strafvollzugsbediensteten in den 
Justizvollzugsanstalten . 



Weiterentwicklung und 
Tendenzen der Ausbildung und 
Fortbildung der bayerischen 
Justizvollzugsbediensteten 

Bernhard Wydra 

1. Das beschriebene Aus- und Fortbildungskonzept wur­
de auch nach dem Wechsel in der Bayer. Justizvollzugs­
schule zum 1.4.1985 im vollen Umfang beibehalten. Modifi­
kationen und Erweiterungen im Angebot der Justizvollzugs­
schule, die im Rahmen einer sinnvollen Weiterführung von 
Bewährtem während der letzten Jahre erarbeitet wurden, 
sollen im folgenden schlaglichtartig dargestellt werden. 

2. Entwicklung und Tendenzen in den 
letzten Jahren 

2. 1 Ausbildung 

2.1.1 Im Bereich der Ausbildung sind inzwischen die 
curricularen Lehrpläne, die aufgrund der Rückmeldungen 
der Lehrkräfte und der Ausbildungsleiter weiterentwickelt 
wurden, zu einem großen Teil vom Bayer. Staatsministeri­
um der Justiz genehmigt worden. Mit dieser Genehmigung 
erhalten die Lehrpläne auch die formelle Verbindlichkeit für 
den Unterricht. 

2.1.2 Die bereits beschriebene Zielsetzung, den Schwer­
punkt der Ausbildung in die Unterweisung am Arbeitsplatz 
und das "Lernen durch Tun" zu legen, hat in der praktischen 
Leistungsfeststellung einen zusätzlichen Ausdruck gefun­
den. Im Rahmen dieser praktischen Leistungsfeststellung 
hat der Anwärter in ausgewählten, vorstrukturierten Situa­
tionen den Nachweis zu erbringen, daß er die hierfür not­
wendigen grundlegenden Fähigkeiten besitzt. Die gezeig­
ten Leistungen lassen erkennen, ob er das Ziel der prakti­
schen Ausbildung erreicht hat. 

Die praktische Leistungsfeststellung wurde zunächst für 
die Anwärter des allgemeinen Vollzugsdienstes entwickelt 
und hat für diese Laufbahn jetzt folgende Form: 

Der Anwärter hat sich zwei Pflichtaufgaben zu unterzie­
hen und aus zwei Wahlaufgaben per Los eine Aufgabe aus­
zuwählen; Gegenstand der Aufgaben ist z.B. eine 
Haftraumkontrolle. Die Prüfung wird von einem Team, be­
stehend aus dem Ausbildungsleiter, dem Leiter des allge­
meinen Vollzugsdienstes und dem Ausbilder, mit Hilfe vor­
bereiteter Prüflisten abgenommen, welche die zu erledigen­
den Tätigkeiten, die Art der Ausführung und die Vorschrif­
tenkenntnisse als Bewertungsmaßstäbe vorgeben. Der in­
zwischen neu festgelegte Notenschlüssel läßt die tatsächli­
chen Streuungen in der Leistung erkennen. 

Nach den positiven Rückmeldungen über die praktische 
Leistungsfeststellung bei den Anwärtern des allgemeinen 
Vollzugsdienstes wurde dieses Instrument auch für die An­
wärter des mittleren Werkdienstes und des mittleren Ver­
waltungsdienstes ausgearbeitet und wird derzeit erprobt. 

61 

Das System der praktischen Leistungsfeststellung soll 
nach weiterer Erprobung baldmöglichst Bestandteil der Zu­
lassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die mitt­
leren Dienste bei den Justizvollzugsanstalten werden. 

2.1.3 Für Beamte aus den Laufbahnen des allgemeinen 
Vollzugsdienstes und des mittleren Werkdienstes, die in 
Jugendvollzugsanstalten tätig sind, wird gemäß § 91 Abs. 4 
JGG eine Zusatzausbildung durchgeführt. Sie beginnt mit 
einem einwöchigen Einführungslehrgang an der Bayeri­
schen Justizvollzugsschule. Daran schließt sich eine einjäh­
rige fachpraktische Ausbildung in der jeweiligen Justizvoll­
zugsanstalt an. Diese umfaßt eine gezielte Einzelbetreuung 
eines Gefangenen, Gruppenberatung, die sowohl derfachli­
chen Begleitung der Einzelbetreuung als auch der Ausein­
andersetzung mit Problemen des Vollzugsalltags dient, mo­
natlich je 8 Stunden Unterricht über vollzugsrechtliche Fra­
gen, den Besuch einer außervollzuglichen Erziehungsein­
richtung sowie einen Seminartag. Die Ausbildung schließt 
ab mit einem 14tägigen fachtheoretischen Lehrgang, an 
dessen Ende der Beamte Kontrollaufgaben zu beantworten 
hat. Schwerpunkt des Einführungs- und des Abschlußlehr­
gangs sowie des Seminartages ist die Darstellung der Pro­
bleme des Jugendalters und deren Bedeutung für die erzie­
herische Gestaltung des Jugendvollzugs. über die erfolgrei­
che Teilnahme an der Zusatzausbildung wird ein Zertifikat 
ausgehändigt. 

2.1.4 Im Rahmen der beschriebenen Bereitstellung von 
Unterrichtsmaterial, das die Gestaltung der Ausbildung er­
leichtern soll und den besonderen Bedürfnissen der Ziel­
gruppe nach Anschaulichkeit entgegenkommt, plant die 
Bayerische Justizvollzugsschule für die nächste Zukunft 
neue Ansätze. Gedacht ist vor allem an die Erarbeitung von 
Videofilmen für die verschiedenen Unterrichtsfächer, die ei­
nen informativen, motivierenden Einstieg in das Unterrichts­
gespräch ermöglichen. Ob die Bayer. Justizvollzugsschule 
die Herstellung solcher Filme mit eigenen Kräften zu leisten 
vermag, ist allerdings fraglich. 

2.2 Fortbildung 

2.2.1 Bei der anstaltsinternen Fortbildung verlagert sich 
der Schwerpunkt von den beschriebenen zweitägigen Ver­
anstaltungen zum Experimentieren mit neuen Formen. 
Mehrere ausgewählte Anstalten erproben gegenwärtig ein 
Modell, nach dem in der Anstalt ein aktuelles Thema von 
sämtlichen Bediensteten - unter Anleitung des Ausbil­
dungsleiters - in kleinen Gruppen bearbeitet wird; die Grup­
pen, deren Sitzungen ca. 2 Stunden dauern, werden für die­
se Zeit jeweils aus dem dienstlichen Geschehen herausge­
löst. 

Innerhalb eines Jahres können so mehrere aktuelle The­
men (z.B. Verhalten gegenüber Besuchern und Außenste­
henden) in der Anstalt angegangen werden; der für die an­
staltsinterne Fortbildung angesetzte zeitliche Rahmen kann 
ohne Anfall von dienstfreien Tagen ausgefüllt werden. Der 
Vorteil dieser "flexiblen" Art der anstaltsinternen Fortbil­
dung liegt darin, daß das Interesse am Thema durch die 
wechselnden Kleingruppen über einen längeren Zeitraum 
aufrecht erhalten bleibt, ferner darin, daß gegenüber der bis­
herigen Form mehr Bedienstete in die anstaltsinterne Fort­
bildung einbezogen werden. 
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Die ersten Erfahrungen, die zu dieser Art der anstaltsin­
ternen Fortbildung berichtet werden, sind im Sinne der Ziel­
vorstellung insgesamt positiv; das endgültige Ergebnis der 
Erprobung bleibt aber abzuwarten. 

2.2.2 Die Tendenz zu mehr fachübergreifenden Veran­
staltungen kennzeichnet im übrigen das Fortbildungsange­
bot der Bayer. Justizvollzugsschule. Die Tendenz wird von 
den bayerischen Justizvollzugsanstalten übereinstimmend 
begrüßt, wie sich aus einer Meinungsumfrage im vergange­
nen Jahr ergibt. 

Sie wächst aus dem Bewußtsein, daß die Fortbildung 
auch dadurch zu einer höheren Effizienz der Arbeit im Alltag 
führen soll, daß der "Reibungsverlust" zwischen den ver­
schiedenen Diensten vermindert wird. Das Wissen um die 
Notwendigkeit des gegenseitigen Verständnisses, das die 
gesetzlich geforderte Zusammenarbeit aller Bediensteten 
fördert, hatte das Thema "Zusammenarbeit" schon ver­
mehrt zum Programmpunkt verschiedener Fachtagungen 
gemacht. Die Erfahrung, daß "darüber reden" und "mitein­
ander reden" unterschiedliche Ergebnisse zeitigt, führt ver­
mehrt zur fachübergreifenden Zusammensetzung des Teil­
nehmerkreises bei Fortbildungsveranstaltungen. Als be­
sondere Beispiele seien neben den seit Jahren durchge­
führten überregionalen Einführungslehrgängen für Juristen 
und Angehörige der besonderen Fachrichtungen die Semi­
nare für Führungskräfte sowie für Rhetorik genannt. Eine 
gemeinsame Veranstaltung von Sozialarbeitern und Leitern 
des allgemeinen Vollzugsdienstes, die von bei den Seiten 
gut vorbereitet war, hat die Meinung bestätigt, daß Tagun­
gen für Berufsgruppen, die im Vollzugsalltag leicht in Kon­
flikte geraten, besonders lohnenswert sind. 

2.2.3 Die Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen 
den verschiedenen Diensten haben auch die Veranstaltun­
gen zum Ziel, die verwaltungs- und vollzugsrechtliches Wis­
sen den Angehörigen der besonderen Fachdienste vermit­
teln sollen. Das Wissensangebot ist auf die typischen Tätig­
keiten dieser Dienste in ihrer jeweiligen Justizvollzugsan­
stalt zugeschnitten. Die erste Verantaltung dieser Art wurde 
ein voller Erfolg, nachdem die auf Vorurteilen und 
Mißverständnissen beruhenden Vorbehalte ausgeräumt 
wurden. 

2.2.4 Die berufsbegleitende qualifizierende Fortbildung in 
der Leitung von Gruppen, die seit mehreren Jahren für Be­
amte der mittleren Dienste erfolgreich durchgeführt wird, 
soll nunmehr auch für den höheren und für den gehobenen 
Dienst angeboten werden. Diese Fortbildung, mit der bisher 
erfahrene und geeignete Beamte des allgemeinen Voll­
zugsdienstes und des mittleren Werkdienstes befähigt wer­
den, Arbeits- und Gesprächsgruppen mit Gefangenen - z.B. 
in Einrichtungen des Wohngruppenvollzugs - eigenverant­
wortlich zu leiten, dauert ca. zwei Jahre. Sie umfaßt einen 
fünftägigen Grundkurs, eine Praxisphase in der Anstalt, 
während der der Beamte eine Gefangenengruppe organi­
siert, sie in mindestens 25 Sitzungen leitet und durch eine 
Fachkraft bei der Durchführung der Gruppenarbeit beraten 
wird, und schließlich einen fünftägigen Aufbaukurs mit ei­
nem Abschlußkolloquium. Die entsprechende Fortbildung 
für Bedienstete des höheren und gehobenen Dienstes, die 
zum Leiten von themen-, arbeitsfeld- und problembezoge-

nen Gruppen in der jeweiligen beruflichen Tätigkeit befähi­
gen soll, behält das Grundmuster des dreistufigen Aufbaues 
bei. Dieses Angebot wird sich über ca. 1 1/2 Jahre erstrek­
ken, neben einem gruppendynamischen Training von 5 Ta­
gen zwei fünftägige Vertiefungsveranstaltungen mit ande­
ren methodischen Konzepten beinhalten und 40 Doppel­
stunden Supervision in kleinen Gruppen verlangen. Diese 
Fortbildung verbessert die Qualifikation der Bediensteten, 
die häufig als Berater für die Gruppenleiter des mittleren 
Dienstes tätig werden und erhöht damit die Effizienz der 
Fortbildung zum Gruppenleiter im mittleren Dienst. Sie trifft 
auf großes Interesse bei den Angehörigen des höheren und 
des gehobenen Dienstes. 

2.2.5 Fortbildungsveranstaltungen als Reaktion auf aktu­
elle Anlässe bleiben weiterhin ein wichtiger Teil im Konzept 
der Bayerischen Justizvollzugsschule. Zu ihnen zählt etwa 
der Lehrgang über Verhalten in besonders schwierigen und 
gefährlichen Situationen im Strafvollzug sowie im Umgang 
mit Gefangenen von hohem Sicherheitsrisiko. 

In der letzten Zeit waren es vor allem Tagungen, die an­
läßlich der Verunsicherung des Personals durch die AIDS­
Gefahren durchgeführt wurden. Innerhalb eines kurzen 
Zeitraumes wurden zunächst vier Seminare abgehalten, in 
denen über 160 Bedienstete aus wichtigen Schlüsselfunk­
tionen intensiv über die mit AIDS zusammenhängenden Ge­
gebenheiten informiert wurden; in der anschließenden Dis­
kussion mit Fachleuten hatten die Seminarteilnehmer Gele­
genheit zur Auseinandersetzung mit dieser Information. Die 
gezielt auf die vollzuglichen Belange abgestellte Veranstal­
tung hatte positive Auswirkungen auf das Klima in den An­
stalten. Der immer noch aktuellen Thematik AIDS widmet 
die Justizvollzugsschule weitere Seminare, die sich vor al­
lem mit Fragen der psycho-sozialen Betreuung von Gefan­
genen befaßt, bei denen der HTLV-III-Antikörpertest positiv 
war. 

2.2.6 Tagungen, die die Zusammenarbeit des Justizvoll­
zugs mit Gerichten, der Staatsanwaltschaft und der Polizel\ 
zum Ziel haben, werden in den letzten Jahren vermehrt 
durchgeführt. Dabei dienen Arbeitstagungen für Mitglieder 
der Strafsenate und Vollstreckungskammern, Mitarbeiter 
der Generalstaatsanwälte sowie der juristischen Mitarbeiter 
im Justizvollzug einem vertieften Meinungsaustausch, aber 
auch der Klärung von Problemen im jeweiligen Grenzbe­
reich. Entsprechende Ziele haben die Tagungen, die für 
Rechtspfleger, die in der StrafvOllstreckung tätig sind, und 
für die Leiter der VollzugsgeSChäftsstellen der Justizvoll­
zugsanstalten durchgeführt werden. In Seminaren für junge 
Richter und Staatsanwälte wird Gelegenheit gegeben, nach 
einer Anstaltsbesichtigung zusammen mit Vollzugsjuristen 
die Probleme des Strafvollzugs aufzuzeigen und zu erör­
tern. 

3. Der Bedarf an qualifizierenden Fortbildungsveranstal­
tungen ist in den letzten Jahren zunehmend größer gewor­
den; auf ihn reagiert die Bayer. Justizvollzugsschule mit ei­
ner wachsenden Zahl von Fortbildungsangeboten, die eine 
breite Vielfalt von Sachproblemen und methodischen An­
sätzen beinhalten. (Im Jahre 1986 waren es über 80 Fortbil­
dungsveranstaltungen.) 



Dieser Bedarf entwickelt sich aus der systematisch ver­
tieften Ausbildung, die neue Perspektiven in der vollzugli­
chen Arbeit eröffnet: Mehr Wissen um die Zusammenhänge 
und mehr Fähigkeit im Umgang mit Alltagssituationen ma­
chen die Arbeit interessanter, überschaubarer und damit 
weniger belastend. Die Verbesserung der Aus- und Fortbil­
dung erhält auf diesem Hintergrund eine psycho-hygieni­
sche Funktion: Die Bediensteten werden intensiv für ihre Ar­
beit vorbereitet und fortgebildet und erfahren in den Ange­
boten der Schule Zuwendung für ihre Interessen. Gleichzei­
tig kommt ein hoher Standard in der Aus- und Fortbildung 
auch den Gefangenen zugute, weil die Verbesserung des 
Umgangs der Bediensteten mit Gefangenen auch Verbes­
serung der Bedingungen für soziales Lernen bedeutet. 
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Literatur von Gefangenen 
Am Institut für Deutsche Sprache und Literatur und deren Didaktik 

der Universität Münster (Leiter: Prof. Dr. Helmut Koch) wurde 1982 
ein Forschungsprojekt zu literarischen Selbstäußerungen Gefange­
ner in Ingriff genommen. Als Grundlage für Interessierte liegt nun­
mehr eine Bibliographie mit ca. 60 Titeln vor, welche die einschlägi­
gen Werke einführend nach Gattungen vorstellt. Geplant ist ferner 
die Einbeziehung der Gefangenenzeitschriften in die Sammlung 
und Auswertung der "Knastliteratur" . Die Bibliographie kann gegen 
Einsendung von DM 3,80 über folgende Adresse bezogen werden: 
Uta Klein, Institut für Deutsche Sprache und Literatur und deren Di­
daktik, Fliednerstraße 21, 4400 Münster. 

Beiträge zur Bewährungs-, Gerichts- und 
Straffälligen hi Ife 

Heft Nr. 10 Oktober 1986 (37 Jg.) der 

"Theorie und Praxis der sozialen Arbeit" 

ist schwerpunktmäßig den Bereichen der Bewährungs-, Gerichts­
und Straffälligenhilfe gewidmet. Es enthält hierzu im einzelnen fol­
gende Beiträge: 

- Bewährungshilfe neuer Qualität in einer modernen Kriminalpolitik 
(Hans-Jürgen Kerner/Erich Marks) 

- Die justizinterne Erwachsenen-Gerichtshilfe: Möglichkeiten, 
Grenzen, Perspektiven (Rainer Dieter Hering) 

- Erfahrungen in der praktischen Opferhilfe in Hanau (Inge Möbus/ 
Rolf Guntermann) 

- Stellungnahmen der Arbeiterwohlfahrt: Für die Entwicklung eines 
koordinierten Gesamtsystems der Straffälligen hilfe im stationä­
ren und ambulanten Bereich (insoweit handelt es sich um den be­
reits in Heft 5/1986, S. 310-312, der ZfStrVo abgedruckten Bei­
trag). 

Jugendvollzug - Hilfe oder Strafe? 
Unter diesem Titel hat das Justizministerium Baden-Württem­

berg im Juni 1986 einen 96 Seiten umfassenden Tagungsbericht 
herausgegeben, der die Referate und Diskussionsbeiträge des 
Symposiums des Justizministeriums vom 5./6.12.1985 in Triberg 
wiedergibt. Im einzelnen enthält die Schrift 

- ein Vorwort von Justizminister Dr. Heinz Eyrich 

- die Eröffnungsansprache von Ministerialdirektor Dr. Hans 
Heidler, 

- die Einführung in die Tagung von Staatssekretär Dr. Eugen Volz, 

- das Referat von Prof. Dr. Joachim Hellmer: Die Kunst des Ju-
gendrichters zu helfen, 

- das Referat von Prof. Dr. Alexander Böhm: Zum Einfluß der allge­
meinen Straf- und Vollzugsziele auf die Gestaltung des Jugend­
strafvollzugs, 

- das Referat von Diplomsoziologin Dr. Gabriele Dolde: Legalbe­
währung nach Jugendvollzug, 

- Diskussionsbeiträge einer Podiumsdiskussion. 

Abschließend gibt die Schrift die Teilnehmerliste wieder (Vertreter 
des Justizministeriums Baden-Württemberg, Referenten und Teil­
nehmer an der Podiumsdiskussion, Gäste, Vertreter der Presse). 
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Ministerialdirigent 
Dr. G. A. Altenhain 60 Jahre 

Am 08. Januar 1987 beging der Leiter der Strafvollzugs­
abteilung im Justizministerium des Landes Nordrhein-West­
falen, Dr. G.A. Altenhain seinen sechzigsten Geburtstag. 
Seine Schulzeit in Wuppertal - unterbrochen durch Kriegs­
dienst, Verwundung und Gefangenschaft- schloß er im Jah­
re 1946 mit dem Abitur ab. Anschließend studierte er 
Rechtswissenschaft an den Universitäten Bonn und Köln 
und legte 1950 die Erste und 1954 die Zweite juristische 
Staatsprüfung ab. Bereits im Jahre 1952 hatte er bei Profes­
sor Ernst v. Hippel (Zweitgutachter: Professor Hans Peters) 
mit einer Arbeit über "Das Petitionsrecht in Bund und Län­
dern" promoviert. 

Seine praktische Arbeit im Justizdienst begann Dr. Alten­
hain bei der Staatsanwaltschaft Köln. Bereits 1956 wurde er 
aber noch als Gerichtsassessor an das Justizministerium in 
Düsseldorf abgeordnet, wo ihm in der Strafrechtsabteilung 
die Bearbeitung von Grundsatzfragen übertragen wurde. Im 
Jahre 1965 wurde er zum Ministerialrat ernannt. Seine Lauf­
bahn schien auf das Amt eines Generalstaatsanwalts oder 
ein hohes Richteramt zuzusteuern. Wie aber fand er den 
Weg in den Strafvollzug? Das erste Zeugnis seines Interes­
ses sind sechs knappe Übersichten (JVBI. 1961/173 ff. bis 
1966/265 ff.) über die Rechtsprechung der Oberlandesge­
richte nach §§ 23 EGGVG, dem damals neugeschaffenen 
Rechtsweg in Justizverwaltungssachen, der vor allem für 
den Bereich des Strafvollzugs Bedeutung erlangte. Dr. AI­
tenhain hat mit diesen Aufsätzen einen wichtigen Beitrag ge­
leistet, daß dieses neue Gebiet der Rechtsprechung über­
haupt wahrgenommen und systematisch durchdacht wurde. 
Zugleich fand er auf diesem Wege den Zugang zum Straf­
vollzug. So war es keine Überraschung, daß er im Jahre 
1970 mit einer Aufgabe aus dem Bereich des Strafvollzuges 
betraut wurde; überraschend war eher schon seine schnelle 
Beförderung zum Ministerialdirigenten und Leiter der Fach­
abteilung "Strafvollzug" Mitte des Jahres 1971. 

Ausgelöst durch das 2. Strafrechtsreformgesetz im Jahre 
1969, das für den Strafvollzug die Einheitsstrafe brachte, 
wurden damals tiefgreifende Veränderungen im Justizvoll­
zug notwendig. Die Stunde war günstig, denn das Interesse 
und die Anteilnahme der Gesellschaft galten - wie vorher 
und später nie wieder - den Gefangenen. Das Justizressort 
wurde in dieser Zeit von Dr. Neuberger geleitet, dem die Re­
form des Strafvollzugs das dringlichste Anliegen seines Am­
tes war. Dr. Altenhain hat diese Stunde zu nutzen gewußt. 
Aus den zufällig durch die Gründung des Landes Nordrhein­
Westfalen zusammengefaßten Fragmenten des die Lan­
desgrenzen übergreifenden preußischen Strafvollzugssy­
stems hat er eine neue Einheit mit einem eigenen Gesicht 
geschaffen. Typisch für den Vollzug in diesem Bundesland 
ist die Einführung und konsequente Weiterentwicklung des 
Einweisungsverfahrens und damit verbunden die in keinem 
anderen Flächenstaat vergleichbar weit vorangetriebene 
Entwicklung des offenen Vollzuges. 

Unter den Nachfolgern Dr. Neubergers ist diese Vollzugs­
landschaft von Dr. Altenhain durch weitere wichtige Einrich­
tungen ergänzt worden. Dabei wurde die Anfang der 70er 

Jahre entwickelte Konzeption konsequent beibehalten. -In 
die Zeit seines Wirkens als Abteilungsleiter Strafvollzug fie­
len auch die sich konkretisierenden Vorarbeiten zum Straf­
vollzugsgesetz und die Umsetzung der Forderungen dieses 
Gesetzes in die Praxis. 

So kann der Jubilar an seinem sechzigsten Geburtstag auf 
ein Stück Lebenswerk zurückblicken, wie das einem Beam­
ten, zumal im Justizvollzug, selten vergönnt ist. Seine Mitar­
beiter im Ministerium und in der Praxis können abschätzen, 
welches Maß von Arbeit er sich selbst und ebenso ihnen, 
den Mitarbeitern, abverlangt hat, um seine Vorstellungen er­
folgreich durchzusetzen. 

Der Schriftleitung dieser Zeitschrift gibt der Geburtstag 
willkommenen Anlaß, Dr. Altenhain für sein Engagement im 
Vorstand des Trägervereins der Zeitschrift zu danken. 
Durch vielfältige kritische Hinweise hat er Einfluß genom­
men auf den Inhalt der Zeitschrift und dabei gleichzeitig für 
ihre Verbreitung im Kreise der Mitarbeiter des Vollzuges ge­
worben. 

Wenn der Jubilar diese Zeilen liest, wird er sie gewiß - kri­
tisch - als einen höchst überflüssigen Beitrag bezeichnen, 
gehört er doch zu den Menschen, denen das Bewußtsein 
genügt, eine sinnvolle Aufgabe zu erfüllen, und die auf wei­
tere Anerkennung keinen Wert legen. Trotzdem nimmt die 
Schriftleitung den sechzigsten Geburtstag gern zum Anlaß, 
dem Jubilar die herzlichsten Glückwünsche zu übermitteln 
und ihm gute Gesundheit, Freude und Befriedigung bei der 
weiteren Erfüllung seines schwierigen Amtes zu wünschen. 

Heinz Müller-Dietz Karl Peter Rotthaus 
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